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Vorschau Das nächste Heft erscheint Anfang September zum Thema «Rohstoffe aus Abfällen». Im Zentrum steht der Wandel von der blossen Müllbeseitigung zur umweltschonenden Verwertung und Bewirtschaftung wertvoller Ressourcen.
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Der erste und bisher grösste Windpark der Schweiz in der Region Mont-Crosin und Mont-Soleil (Berner Jura) besteht aus 8 Windturbinen und produziert Strom für rund 2700 Haushaltungen. Bild: BKW FMB Energie AG



Unser Energiesystem klima- und umweltverträglich umbauen Gegenwärtig decken wir unseren Energiebedarf zu zwei



Bis diese voll zum Tragen kommen, wird es aber noch



Dritteln mit Erdöl und Erdgas. Unsere Enkelkinder wer-



Jahre dauern. Doch schon bald gelangen die hiesigen



den weitgehend ohne fossile Energieträger auskommen



Kernkraftwerke, die derzeit 40 Prozent des Elektrizi-



müssen.



tätsbedarfs decken, ans Ende ihrer Laufzeit. Um die



Angesagt ist deshalb der Umbau unseres Energiesystems – technisch, wirtschaftlich und politisch eine gewaltige Herausforderung. Doch er ist machbar.



Stromversorgung mittelfristig zu sichern, braucht es als dritten Pfeiler neue Grosskraftwerke. Jede Form der Energiegewinnung hat ökologische



Höhere Effizienz ist der erste Pfeiler einer nachhal-



Schattenseiten. Genauso haben die Verfügbarkeit von



tigen Energiezukunft. Schon heute verfügen wir über



Energie und ihr Preis direkte Auswirkungen auf die Ent-



Technologien, um unsere Energiebedürfnisse mit einem



wicklung der Wirtschaft und auf unsere sozialen Struk-



um 30 bis 70 Prozent geringeren Energieeinsatz zu



turen. Der nachhaltige Umbau unseres Energiesystems



decken. Wir müssen sie nur konsequent anwenden. Der



erfordert deshalb eine ständige Abwägung der Interes-



technische Fortschritt wird der Schweiz nicht nur wach-



sen von Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft. Dass dies



sende Energiekosten ersparen, sondern auch einen



Reibungsflächen schaffen kann und Lösungen nicht



riesigen Markt eröffnen. Voraussetzung ist, dass wir für



immer einfach zu finden sind, illustrieren die Artikel im



die technologische Entwicklung günstige Rahmen-



vorliegenden Heft. Diese Kontroversen und die daraus



bedingungen schaffen.



entstehenden konstruktiven Lösungen sind jedoch un-



Erneuerbare Energien bilden den zweiten Pfeiler



erlässlich, um einen schonenderen Umgang mit unseren



einer klimaverträglichen Energiepolitik. In Sonne, Wind,



natürlichen Ressourcen und den optimalen, nachhal-



Wasserkraft, Biomasse und Bodenwärme schlummern



tigen Energiemix für unser Land zu erreichen.



www.umwelt-schweiz.ch/ magazin2009-2-01



beträchtliche Nutzungsmöglichkeiten. Namentlich die Photovoltaik und die tiefe Geothermie dürften Schlüsseltechnologien der Zukunft werden.
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Bruno Oberle, Direktor Bundesamt für Umwelt (BAFU) Walter Steinmann, Direktor Bundesamt für Energie (BFE)
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ENERGIEPERSPEKTIVEN



Vier Szenarien zur Debatte In den nächsten Jahren stehen wichtige energiepolitische Entscheide an. Als Grundlage dafür skizzierte das Bundesamt für Energie (BFE) Szenarien für die Energieversorgung der Schweiz im Jahr 2035.



Die Schweiz verfügt mit Ausnahme von Wasserkraft und Brennholz nur in geringem Mass über inländische Energien. 80 Prozent des Verbrauchs werden importiert – nebst Erdöl, Erdgas, Kohle und Kohleprodukten auch nukleare Brennelemente und im Winter Elektrizität. Zwei Drittel des schweizerischen Energiekonsums basieren auf den fossilen Energieträgern.



1990 um 230 Prozent stieg, ist er als Folge des technischen Fortschritts, des Trends zur energieextensiveren Dienstleistungsgesellschaft und der Energiepolitik des Bundesamtes für Energie (BFE) von 1990 bis 2007 um 3 Prozent gesunken. Da aber die Bevölkerung im gleichen Zeitraum um 13 Prozent gewachsen ist, nahm der Gesamtenergieverbrauch trotzdem um 8 Prozent zu.



Pro-Kopf-Verbrauch seit 1990 sinkend. Wir verbrauchen heute über fünfmal mehr Energie als 1950 (siehe Graﬁk 1). Wichtigste Treiber dieser Entwicklung sind die Bevölkerungszunahme und das Wirtschaftswachstum, die einen Anstieg der Nachfrage nach Wohnraum, Komfort und Mobilität auslösten und so zu erhöhter Industrieproduktion und Bautätigkeit führten. Während der Pro-Kopf-Verbrauch in der Schweiz von 1950 bis



Klimaschutzziele nach 2012. Die schweizerische



1. ENERGIEVERBRAUCH DER SCHWEIZ SEIT 1910: in Terajoule (TJ) 1 000 000 900 000 800 000 700 000 600 000 500 000



Politik setzt sich zurzeit mit den Klimaschutzzielen nach 2010 auseinander. Die Zielsetzung der Schweiz im internationalen Klimaregime, das revidierte CO2-Gesetz und das Programm EnergieSchweiz werden auf das Jahr 2020 und darüber hinaus ausgerichtet. In den nächsten Jahren stehen zudem wichtige energiewirtschaftliche und -politische Entscheide zur künftigen Elektrizitätsversorgung an, denn zwischen 2019 und 2022 erreichen die ältesten Kernkraftwerke der Schweiz das Ende ihrer Laufzeiten, und langfristige Importverträge laufen aus. Im Weiteren ist die Sicherheit der Energieversorgung wegen der hohen Importabhängigkeit eine permanente Herausforderung. Die äusserst volatile Preisentwicklung auf dem Erdölmarkt, die zahlreichen geopolitischen Konﬂikte, aber auch die Diskussionen im Rahmen der schweizerischen und europäischen Strommarktöffnung haben den Wunsch nach erhöhter Versorgungssicherheit in letzter Zeit wieder verstärkt.



400 000 300 000 200 000 100 000 0 1910 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60



65 70 75 80 85 90 95 2000 05 10



Quelle: Schweizerische Gesamtenergiestatistik 2007. BFE, 2008.



Industrieabfälle Gas Fernwärme Übrige erneuerbare Energien Holz Erdölbrennstoffe Kohle und Koks
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Elektrizität Treibstoffe



Energieszenarien: «Was wäre wenn?» Das BFE hat deshalb in den Jahren 2003 bis 2007 Energieperspektiven mit dem Zeithorizont 2035 erarbeitet. Die Ergebnisse dienen als Diskussionsgrundlage für die energiepolitischen Weichenstellungen und damit für die Energiezukunft der Schweiz. Dazu wurden vier Energieszenarien deﬁniert. Diese bilden die grundlegenden Wirkungszusammenhänge der Energienachfrage und des Energieangebotes ab und zeigen auf, wie sich der wirtschaftliche Rahmen, namentlich das Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum, die Energie-
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preise sowie Vorschriften, preisliche Instrumente oder Förderinstrumente auf das Energiesystem der Schweiz auswirken. Dabei gilt es zu beachten, dass Szenarien keine Prognosen liefern. Sie zeigen Entwicklungen verschiedener politischer Varianten auf und geben Antworten auf die Frage «Was wäre wenn?». Die Szenarien I und II sind massnahmenorientiert. Die Szenarien III und IV sind zielorientiert und untersuchen, wie wesentliche Steigerungen der Energieefﬁzienz und deutliche CO2-Reduktionen durch konsequente Anwendung bester vorhandener Technologien erreicht werden können. Dabei zeigt sich, dass die Energieefﬁzienzziele für die Schweiz schwieriger zu erreichen sind als reine CO2-Reduktionsziele. Für Erstere braucht es die Einführung einer Lenkungsabgabe auf allen fossilen Energieträgern ebenso wie auf dem CO2frei produzierten Strom. Voraussetzung für die Szenarien III und IV ist allerdings eine international abgestimmte Energie- und Klimapolitik. Energie- und Elektrizitätsnachfrage. Die Entwicklung der Energie- und Elektrizitätsnachfrage fällt für den untersuchten Zeitraum von 2000 bis 2035 in den vier Szenarien sehr unterschiedlich aus (siehe Graﬁk 4). Während die Energienachfrage in Szenario I noch leicht zunimmt, lässt sie sich mit Politikinstrumenten in Szenario II leicht verringern. In den Szenarien III und IV ist – ausgehend von einer im Jahre 2011 eingeführten Lenkungsabgabe – ab 2012 mit einem Rückgang der Energienachfrage zu rechnen. Der Stromverbrauch nimmt mit Ausnahme von Szenario IV deutlich zu, in Szenario I um rund ein Viertel. Die unterstellten Politikinstrumente in Szenario II vermögen den Zuwachs nur leicht zu dämpfen. In Szenario III steigt die Nachfrage bis 2020 noch an, sinkt danach leicht ab und liegt im Jahr 2035 immer noch über dem Verbrauch von 2000. Unter den strengen Voraussetzungen des Szenarios IV sinkt die Elektrizitätsnachfrage schon ab 2012 und liegt 2035 leicht unter dem Niveau des Jahres 2000. Stromlücke ab 2018. Werden weder der schweize-



rische Kraftwerkspark erneuert noch die Importe erhöht, öffnet sich in den Jahren 2018 bis 2020 in der Schweiz eine Stromlücke. Zwar variiert der Zeitpunkt des Eintritts zwischen den Szenarien kaum, da die Elektrizitätsnachfrage in allen Szenarien bis mindestens 2012 ansteigt, doch ist der zusätzliche Bedarf an neuen Produktionskapazitäten oder Importen bis 2035 in Szenario I wesentlich grösser als in Szenario IV. Für die Deckung der Stromlücke wurden sieben Angebotsvarianten untersucht (siehe Tabelle Fortsetzung Seite 7
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2. ENERGIEVERWENDUNG in der Schweiz 2006 Anderes 5 % Warmwasser / Beleuchtung 10 %



35 % Raumwärme



Prozesswärme / Antriebskraft in der Industrie 22 % 28 % Mobilität



Quelle: Analyse nach Verwendungszwecken, BFE, 2008



3. ELEKTRIZITÄTSPRODUKTION in der Schweiz 2007 Konventionell thermische Kraftwerke 3 %



2 % Erneuerbare Energien



Kernkraft 40 %



55 % Wasserkraft



Quelle: Schweizerische Elektrizitätsstatistik, BFE, 2008



4. ENERGIE- UND ELEKTRIZITÄTSVERBRAUCH nach Szenarien in 1000 Terajoule (TJ) 900 800



Energie
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Quelle: Prognos AG



Vergangenheit
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Szenario II



Szenario III



Szenario IV
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VARIANTEN DER STROMLÜCKENSCHLIESSUNG UND BENÖTIGTER ZUBAU VON KRAFTWERKEN NACH SZENARIEN



Variante Szenario



A Nuklear



B Fossilzentral und nuklear 5 GKW 1 KKW 3 GKW 1 KKW 5,7 TWh EE



C Fossilzentral



D Fossildezentral



I



2 KKW



II



2 KKW 5,7 TWh EE



III



1 KKW



4 GKW *



17,4 TWh WKK



IV



1 KKW



3 GKW



11,5 TWh WKK



E EE



C&E Fossilzentral und EE



D&E Fossildezentral und EE



G Importe



7 GKW



20,0 TWh



5 GKW 5,7 TWh EE



12,7 TWh 5,7 TWh EE 16,5 TWh 3 GKW * EE 8,1 TWh 2,6 TWh EE GWK 10,3 TWh EE 1,0 TWh GWK



12,1 TWh WKK 9,6 TWh EE 7,6 TWh WKK 6,2 TWh EE



11,5 TWh



1 Terawattstunde (TWh) = 1000 Gigawattstunden (GWh) = 3600 Terajoule (TJ) 1 Megawatt (MW) = 1000 Kilowatt (KW)



EE:



(erneuerbare Energien): Photovoltaik, Wind, Geothermie, Holz, Biogas, Klärgas, Abfall (50 %) und Wasserkraft aus Kleinkraftwerken bis 10 MW KKW: Kernkraftwerke zu 1600 MW GKW: Gaskombikraftwerke (Projekt Chavalon zu 357 MW und weitere Anlagen zu 550 MW) WKK: Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen, vor allem erdgasbefeuert GH: Grosswasserkraftwerke (über 10 MW)



6,6 TWh * mit Holzgaszufeuerung in Erdgaskombikraftwerken, ausser Chavalon



Quelle: Prognos AG



Entwicklungsszenarien 2000 bis 2035 Die Szenarien I und II sind massnahmenorientiert. Sie zeigen auf, wie sich bereits Vorhandenes auf den Energieverbrauch bis 2035 auswirkt. Die Szenarien III und IV sind zielorientiert und untersuchen, wie wesentliche Steigerungen der Energieeffizienz und deutliche CO2-Reduktionen durch konsequente Anwendung bester vorhandener Technologien erreicht werden können. Ab 2018 werden im durchschnittlichen Winterhalbjahr die inländische Stromproduktion und die bestehenden Bezugsrechte im Ausland nicht mehr ausreichen, um die Nachfrage zu decken. Deshalb wurden für alle Szenarien mehrere Varianten zur Schliessung der Stromlücke untersucht.
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Szenario



I



Szenario



Endenergieverbrauch Stromverbrauch



+ 2% + 29 %



Stromlücke



22,3 TWh



CO2-Emissionen insgesamt1 CO2-Emissionen nur Treibstoffe Energieeffizienz (Energieverbrauch pro Kopf) Endverbraucherpreis Benzin (zu Preisen von 2003)



II



VERSTÄRKTE ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN STAAT UND WIRTSCHAFT



WEITER WIE BISHER



+ 5 bis – 12 %



Endenergieverbrauch



– 4%



Stromverbrauch



+ 23 %



Stromlücke



18,6 TWh



CO2-Emissionen insgesamt1



– 9 bis – 21 %



– 4%



CO2-Emissionen nur Treibstoffe



– 3%



Energieeffizienz (Energieverbrauch pro Kopf)



140 Rp. pro Liter



– 15 %



Endverbraucherpreis Benzin (zu Preisen von 2003)



– 9% 140 Rp. pro Liter



1abhängig von der gewählten Variante der Stromlückenschliessung



1abhängig von der gewählten Variante der Stromlückenschliessung



Quelle: Prognos AG



Quelle: Prognos AG



Szenario I stellt die Wirkung beschlossener und



Szenario II zeichnet sich durch eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft aus. Der Anreiz für Zielvereinbarungen zwischen Staat und Wirtschaft wird geschaffen, indem eine CO2-Abgabe auf Brennstoffen eingeführt wird. Mit der Weiterführung des Klimarappens bis 2035 und der Einführung eines Stromrappens werden ﬁnanzielle Förderprogramme verstärkt, die für Efﬁzienzmassnahmen im Wärme-, Treibstoff- und Strombereich sowie zur Förderung erneuerbarer Stromerzeugung eingesetzt werden. Zudem wird von einer moderaten Verschärfung von Vorschriften ausgegangen.



in Kraft gesetzter Instrumente und Massnahmen dar. Die Zulassungsvorschriften im Bereich Energietechnik sowie Zielvereinbarungen gemäss Energiegesetz werden weitergeführt und dem technischen Fortschritt angepasst. Es wird ein autonomer Trend zur Energieefﬁzienz berücksichtigt. Die energetische Sanierung von Gebäuden verzeichnet zunehmend Erfolge, die Erneuerungsraten sind aber zu gering.
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Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen. Für die Ermitt-



dischen Wirtschaftsverﬂechtungen erfasst. Die angenommene internationale Harmonisierung der CO2-Ziele und das Instrument «Lenkungsabgabe» haben geringe negative volkswirtschaftliche Auswirkungen. Es sind nur begrenzte Reduktionen des Wirtschaftswachstums sowie geringe Konsumverluste und Beschäftigungseinbussen zu erwarten. Die CO2-Emissionen der Schweiz können im Ausland teilweise kostengünstiger kompensiert werden als im Inland, bewirken jedoch einen Mittelabﬂuss ins Ausland. Die Reduktion im Inland schafft dafür Arbeitsplätze unter anderem in zukunftsorientierten Branchen. Gleichzeitig erhöhen inländische Kompensationsmassnahmen und eine vermehrte Stromproduktion die Lebensqualität und Versorgungssicherheit.



lung der volkswirtschaftlichen Auswirkungen wurden alle relevanten inländischen und auslän-



Felix Andrist, Michel Piot, Bundesamt für Energie www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-02



Seite 6), die alle Vor- und Nachteile aufweisen: So produziert die Kernenergie zwar beinahe CO2frei Strom, aber die soziale Akzeptanz ist nicht gewährleistet und die Frage der Entsorgung politisch nicht gelöst. Gaskombikraftwerke sind schnell gebaut, belasten jedoch die CO2-Bilanz erheblich und erhöhen die Abhängigkeit von Gasimporten. Beide Varianten sind im Vergleich zu anderen Technologien kostengünstig. Dies gilt auch für die Importvariante, doch beeinträchtigt diese die Versorgungssicherheit und kann zu hohen ﬁnanziellen Risiken führen. Erneuerbare Energieträger sind nachhaltig, doch zumindest vorläuﬁg noch teuer, und sie können die Umwelt wie das Landschaftsbild beeinträchtigen.



Szenario



III



Szenario NEUE PRIORITÄTEN



Endenergieverbrauch Stromverbrauch Stromlücke



ÜBERGANG ZUR 2000-WATT-GESELLSCHAFT



– 14 %



Endenergieverbrauch



+ 13 %



Stromverbrauch



– 2%



Stromlücke



5 TWh



13,5 TWh



CO2-Emissionen insgesamt1



IV



– 26 bis – 36 %



CO2-Emissionen insgesamt1



CO2-Emissionen nur Treibstoffe



– 30 %



CO2-Emissionen nur Treibstoffe



Energieeffizienz (Energieverbrauch pro Kopf)



– 18 %



Energieeffizienz (Energieverbrauch pro Kopf)



Endverbraucherpreis Benzin (zu Preisen von 2003)



281 Rp. pro Liter



Endverbraucherpreis Benzin (zu Preisen von 2003)



– 27 %



– 41 bis – 48 % – 42 % – 31 % 312 Rp. pro Liter



1abhängig von der gewählten Variante der Stromlückenschliessung



1abhängig von der gewählten Variante der Stromlückenschliessung



Quelle: Prognos AG



Quelle: Prognos AG



Szenario III untersucht, wie wesentliche Steige-



Szenario IV bildet den Übergang zur 2000-WattGesellschaft, welche bis 2100 erreicht werden soll. Im Bericht des Bundesrates vom März 2002 «Strategisch Nachhaltige Entwicklung 2002» wird festgehalten, dass die 2000-Watt-Gesellschaft als Zielvorstellung der Energie- und Klimapolitik dient. Für die Erreichung der Ziele ist eine Verstärkung der Massnahmen und Instrumente von Szenario III erforderlich, und es braucht zusätzlich auch die Marktdurchdringung von neuen Schlüsseltechnologien, Strukturänderungen bei den Wohn- und Energiebezugsﬂächen, bei neuen Produkten und Produktionsverfahren der Industrie sowie im Verkehrsverhalten. Wie in Szenario III wird eine internationale Harmonisierung der Ziele vorausgesetzt.



rungen der Energieefﬁzienz und deutliche CO2Reduktionen durch konsequente Anwendung der jeweils besten vorhandenen Technologie erreicht werden können. Zudem sollen die Anteile der erneuerbaren Energien in der Strom- und Wärmeproduktion und im Treibstoffbereich erhöht werden. Zentrales Instrument ist die Verteuerung der nicht erneuerbaren Energien und der Elektrizität mit einer Lenkungsabgabe ab 2011, welche der Wirtschaft und den Haushalten vollumfänglich zurückbezahlt wird. Es wird zudem von einer internationalen Harmonisierung der energiepolitischen Ziele und Instrumente ausgegangen. Ein Alleingang der Schweiz ist ausgeschlossen.
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KONTAKTE Felix Andrist (links) Sektionschef Analysen und Perspektiven Bundesamt für Energie BFE 031 322 56 74 [email protected] Michel Piot (rechts) Sektionschef Energieversorgung Bundesamt für Energie BFE 031 322 56 96 [email protected]
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ENERGIEPOLITIK



Energieversorgung auf vier Säulen Der Bundesrat hat im Februar 2008 die Aktionspläne zur Energieeffizienz und zu den erneuerbaren Energien verabschiedet und weitere Entscheidungen zur Energiezukunft der Schweiz getroffen. Diese beruhen auf der bereits beschlossenen Vier-Säulen-Strategie, welche die Energieeffizienz, erneuerbare Energie, den Ersatz und Zubau von Grosskraftwerken sowie die Energieaussenpolitik umfasst. Das Ziel ist, die Energieversorgung sicherzustellen, die Treibhausgasemissionen zu senken und die Abhängigkeit von fossilen Energien zu vermindern.



Gemäss Artikel 89 der Bundesverfassung setzen sich Bund und Kantone im Rahmen ihrer Zuständigkeiten ein für eine ausreichende, breit gefächerte, sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung. Energiepolitische Massnahmen stehen zudem in engem Zusammenhang mit der Klimapolitik, da nahezu 80 Prozent der Schweizer Treibhausgasemissionen beim Verbrennen fossiler Energien anfallen. Sie beinhalten jedoch immer auch die Ziele der Versorgungssicherheit und der Wirtschaftlichkeit.
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Effizienz, erneuerbare Energien … 2007 hat der Bun-



desrat eine Neuausrichtung der schweizerischen Energiepolitik beschlossen, die auf vier Säulen beruht. Energieefﬁzienz und die Förderung erneuerbarer Energien – die ersten beiden Säulen der Energiestrategie – sollen einerseits ein langfristig nachhaltiges Energiesystem Schweiz, das sich an der 2000-Watt-Gesellschaft ausrichtet (siehe auch Seite 13), möglich machen und andererseits die Auslandabhängigkeit reduzieren, also die Versorgungssicherheit erhöhen. Die zur Umsetzung der Strategie erarbeiteten Ak-



umwelt 2/09 > Dossier Energie



tionspläne für Energieefﬁzienz und erneuerbare Energien können – dies zeigen die Resultate der Energieperspektiven (siehe Seite 6) – volkswirtschaftlich tragbar umgesetzt werden. … Grosskraftwerke und Energieaussenpolitik. Die dritte Säule trägt dem Umstand Rechnung, dass wegen der zunehmenden Elektriﬁzierung der Gesellschaft trotz Energieefﬁzienz höchstens eine Stabilisierung des Stromverbrauchs bis 2035 möglich ist. Die Versorgungssicherheit im Strombereich erfordert deshalb den Ersatz und
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Zubau von Grosskraftwerken. In den letzten Jahren hat sich das internationale Umfeld stark gewandelt, beispielsweise durch die Bildung eines liberalisierten EU-Binnenmarktes für Strom und Gas oder durch einen zunehmenden internationalen Ressourcenwettkampf. Die internationale Kooperation sowohl multilateral als auch bilateral wird immer wichtiger, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Die vierte Säule ist demnach konsequenterweise die Energieaussenpolitik (siehe Seite 42).



Das thermografische Bild dieses Gebäudes zeigt, wo Wärme entweicht: Gut isolierte Flächen sind kalt, Wärmelecks warm (rechts: Farbskala für Temperaturen in Grad Celsius). Bild: Sotherm Blaser / www.sotherm.ch



Fortsetzung nächste Seite
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Aktionsplan Energieeffizienz. Wichtige Umsetzungs-



instrumente der Energiestrategie sind Aktionspläne. Der Aktionsplan für Energieefﬁzienz umfasst 15 Massnahmen. Deren Ziel ist es, bis zum Jahr 2020 den Verbrauch fossiler Energieträger um 20 Prozent gegenüber dem Stand von 2000 zu senken und den Stromverbrauch auf dem Niveau von 2006 zu stabilisieren. Die Umsetzung der Massnahmen ist abhängig vom gesetzgeberischen Prozess. Ein hohes Efﬁzienzpotenzial liegt im Gebäudebereich. Doch hier existieren zahlreiche Hemmnisse nicht monetärer Art. Bei Mietbauten bestehen – trotz einer CO2-Abgabe auf Brennstoffen – kaum wirksame Mechanismen, um Hausbesitzer für Energiesanierungsmassnahmen zu motivieren. Ausserdem fehlt den Investoren oft das nötige Wissen über Energiedaten, und Architekten und Planer sind vielfach schlecht informiert. Die zentrale Massnahme ist ein konzertiertes nationales Sanierungsprogramm von Bund, Kantonen und Gemeinden. Ausserdem erwartet der Bund von den Kantonen die Umsetzung von strengeren und schweizweit harmonisierten Minimalvorschriften bei Neubauten und Sanierungen (Mustervorschriften, siehe auch Seite 17). Er will die Kantone bei der Einführung eines einheitlichen, gesamtschweizerisch gültigen Gebäude-Energieausweises, eines Standards für mehr Transparenz auf dem Markt, unterstützen. Bei den Geräten wird im Rahmen eines international abgestimmten Vorgehens eine BestPractice-Strategie verfolgt, indem Minimalstandards laufend verschärft und die schlechtesten



ENERGIEVERBRAUCH 2007: total 865 420 TJ Rest 9 % Gas 12 %



22 % Erdölbrennstoffe



Elektrizität 24 % 33 % Erdöltreibstoffe



Quelle: BFE



ren. Ausserdem unterstützt der Bund die Bestrebungen der Kantone zur Einführung von verbrauchsabhängigen kantonalen Motorfahrzeugsteuern. Zudem entwickelt der Bund die bestehende Energieetikette zu einer praxistauglichen Umweltetikette, welche den Kantonen als Basis für eine einheitliche Lösung dienen soll. Nicht zu vernachlässigende Massnahmen bilden auch die konkreten Beiträge der öffentlichen Hand (Vorbildfunktion), eine verstärkte, koordinierte Forschung sowie die Aus- und Weiterbildung. Letztere ist die Grundlage für eine mittelund langfristige Umsetzung der erforderlichen Massnahmen. Aktionsplan Erneuerbare Energien. Mit dem Aktions-



plan wird angestrebt, den Anteil der erneuer-



Das Ziel ist es, bis zum Jahr 2020 den Verbrauch fossiler Energieträger um 20 Prozent gegenüber dem Stand von 2000 zu senken und den Stromverbrauch auf dem Niveau von 2006 zu stabilisieren. Geräte aus dem Handel genommen werden. Die heute auf dem Markt verfügbaren Technologien sind efﬁzient und über ihre Lebensdauer wirtschaftlich; dementsprechend sind Vorschriften in diesem Bereich sinnvoll. Bei der Mobilität wird auf eine Strategie mit Anreizen gesetzt. Der Käufer soll mittels eines Bonus zum Kauf eines energie- und umweltefﬁzienten Fahrzeugs motiviert werden. Dieser Anreiz wird über eine Erhöhung der Automobilsteuer ﬁnanziert. Eine entsprechende Vorlage wurde durch die zuständige ständerätliche Kommission UREK-S im Dezember 2008 in die Vernehmlassung geschickt. Unterstützt wird diese Massnahme durch eine neue, verbindlichere Zielvereinbarung mit den Automobilimporteu-
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baren Energien von heute 16 auf 25 Prozent zu erhöhen. Er stützt sich auf die neuen gesetzlichen Grundlagen (Energiegesetz mit kostendeckenden Einspeisetarifen, Mineralölsteuergesetz ab 2008) und ist als Ergänzung zu den dort bereits verabschiedeten Massnahmen in den Bereichen Elektrizität und Treibstoff gedacht, namentlich der Einspeisevergütung für erneuerbaren Strom ab 2009. Der Aktionsplan konzentriert sich deshalb auf die Wärmeproduktion. Dies gilt sowohl für die Wärme- und Warmwasserproduktion in Gebäuden als auch für die Prozesswärme im Industriebereich. Gerade in der Nutzung von Nah- und Fernwärmenetzen liegen grosse Potenziale brach. Die Massnahmen des Aktionsplans ergänzen so-
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ANTEIL ERNEUERBARER ENERGIEN am Gesamtverbrauch 2007 12 ,58 % Elektrizität aus erneuerbaren Energien (Wasserkraft, Sonne, Wind, Biogas und Holz)



Erneuerbarer Endverbrauch 18,3 %



0,53 % Fernwärme 0,79 % Umweltwärme Nicht erneuerbarer Endverbrauch 81,7 %



0,13 % Sonne 0,19 % Biogase



0,05 % Flüssige Biotreibstoffe 0,47 % erneuerbare Anteile aus Abfall



3,53 % Holz



Quelle: BFE



mit die aktuelle Politik zur Förderung der erneuerbaren Energieträger. Im Vordergrund steht eine Strategie für die Biomasse (Holz und übrige Biomasse). Sie stellt kurz- und mittelfristig wohl die wichtigste und – wirtschaftlich gesehen – attraktivste erneuerbare Energiequelle dar. Diese kann gerade in Wärmeverbundnetzen sowie für dezentrale Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen eine bedeutende Rolle spielen. Aber auch die Warmwasserproduktion mit solarthermischen Anlagen weist ein grosses und wirtschaftlich marktfähiges Potenzial auf. Beide Bereiche haben jedoch nach wie vor nur eine Chance, wenn entsprechende Förderund Anreizsysteme zur Verfügung stehen. Auch im Bereich der erneuerbaren Energien sind ﬂankierende Massnahmen zentral, beispielsweise steuerliche Anreize oder erleichterte raumplanerische Bedingungen. Der Bund kann auf diesen Gebieten koordinierend wirken oder Empfehlungen abgeben. Es sind die Kantone und Gemeinden, die den Massnahmen zum Durchbruch verhelfen müssen. Schliesslich soll der Aktionsplan auch Anschub für die Forschung, den Technologietransfer sowie die Aus- und Weiterbildung leisten. Die öffentliche Hand, die öffentliche und private Forschung sowie Bildungsinstitutionen sind gefordert, ihre Schwerpunkte noch stärker auf erneuerbare Energien auszurichten. Grosskraftwerke. Die Energieperspektiven zeigen,



KONTAKT Matthias Gysler Sektionschef Energiepolitik Bundesamt für Energie BFE 031 322 56 29 [email protected]
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dass fossile Energien verstärkt durch Elektrizität substituiert werden – dies nicht zuletzt auch gegeben durch den nötigen Umbau des Energiesystems Schweiz hin zu erneuerbaren Energien. Die Potenziale der erneuerbaren Energien inklusive der Wasserkraft reichen mittelfristig nicht, diesen Strombedarf zu decken. Die Energieperspektiven zeigen, dass um das Jahr 2020 die inländische Nachfrage im Winterhalbjahr nicht



Rolle des BAFU bei den Bewilligungsverfahren für KKW hjb. Kernkraftwerke und geologische Tiefenlager für radioaktive Abfälle benötigen eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). Im Rahmen der UVP prüft das BAFU diese Vorhaben auf ihre Verträglichkeit mit dem Umweltrecht. Die Beurteilung bezieht sich dabei auf Aspekte wie Gewässer- oder Bodenschutz, Materialaushub, Luftreinhaltung, allfällige Waldrodungen, Natur und Landschaft. Nicht zu beurteilen haben die betroffenen Stellen des BAFU die wichtigste und strittigste Frage: Wie gross ist das Risiko von Unfällen, bei denen Radioaktivität freigesetzt wird? Für radioaktive Stoffe und ionisierende Strahlung gilt das Kernenergiegesetz. Verantwortlich in dieser Sache war bisher die Hauptabteilung für die Sicherheit der Kernanlagen (HSK) im Bundesamt für Energie (BFE). Auf den 1. Januar 2009 wurde die HSK aus dem BFE herausgelöst und als Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) verselbstständigt.



mehr durch die inländische Produktion gedeckt werden kann. Der Bundesrat hat deshalb in seiner Energiestrategie ein klares Votum für Grosskraftwerke, insbesondere Kernkraftwerke abgegeben. Die unter anderem durch das Kernenergiegesetz festgelegten Bewilligungsverfahren dauern mindestens 15 Jahre. Es ist deshalb absehbar, dass auch bei einer Zustimmung des Volkes zur Rahmenbewilligung eines Kernkraftwerks eine zeitlich begrenzte Versorgungslücke entsteht. Diese könnte durch Gaskraftwerke geschlossen werden. Um nicht in Konﬂikt mit den klimapolitischen Zielen zu kommen, müssten Gaskraftwerke ihre CO2Emissionen wirtschaftlich tragbar aber vollumfänglich kompensieren. Das Parlament hat in einem Bundesbeschluss festgelegt, dass 70 Prozent der Kompensationsmassnahmen im Inland getätigt werden müssen. Eine entsprechende Revision des CO2-Gesetzes war bei Redaktionsschluss dieser Nummer von «umwelt» noch in der parlamentarischen Beratung. Der Bundesrat schlägt eine Inlandkompensation von 50 Prozent vor, um der Wirtschaftlichkeit von Gaskraftwerken Rechnung zu tragen. Matthias Gysler, Bundesamt für Energie www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-03
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ETH-ENERGIESTRATEGIE



Die 1-Tonne-CO2-Gesellschaft Rund 11 Tonnen CO2 verpufft heute jede Bewohnerin und jeder Bewohner der Schweiz pro Jahr – die grauen Emissionen, die durch die Produktion der Importgüter verursacht wurden, eingerechnet. Zustehen wird uns gegen Ende dieses Jahrhunderts noch 1 Tonne. Das Energy Science Center (ESC) der ETH Zürich hat einen möglichen Pfad hin zu einer klimaverträglichen Energieversorgung entworfen.



pro Kopf Solarthermisch, Biomasse



Wärme (hohe und mittlere Temperaturen)



Umweltwärme



Wärme (niedrige Temperaturen)



~ 400 W Umweltwärme Elektrizität



~ 400 W ~ 100 W



Photovoltaik Elektromotoren Wind Beleuchtung



Kernenergie Kohle



* Primärenergie bezeichnet die Energie, die mit den natürlich vorkommenden Energiequellen zur Verfügung steht, etwa als Kohle, Gas, Wind, Wasserkraft oder Sonne.



Effiziente Speicherung und Elektrizitätsnetz



Gas Wasserkraft Biomasse Flüssige Treibstoffe 4–6 kW Primärenergie* (abhängig auch vom Strommix), davon 70 % Elektrizität



~ 700 W IT/Kommunikation andere Personen- und Warentransport über kurze Distanzen



~ 350 W



Transport über mittlere und weite Distanzen



~ 300 W Total Endenergie** 2 –2,5 kW, davon 50 % Elektrizität



Quelle: ESC Energy Science Center, Energiestrategie für die ETH Zürich, Februar 2008



Die ** Endenergie ist derjenige Teil der Primärenergie, welcher der Verbraucherin und dem Verbraucher – nach Abzug von Transportund Umwandlungsverlusten – zur Verfügung steht. In diesem Dossier des Magazins «umwelt» ist, wenn von Energieverbrauch die Rede ist, stets die Endenergie gemeint.



ELEKTRIZITÄT ALS RÜCKGRAT DES ZUKÜNFTIGEN ENERGIEVERSORGUNGSSYSTEMS. Die strategischen klimarelevanten Ziele für das zukünftige Energiesystem lassen sich durch eine Kombination von Effizienzsteigerungen in der Umwandlungskette und der Vergrösserung des Anteils von CO 2-armer Elektrizität am Energiemix erreichen.



Die 2008 publizierte «Energiestrategie für die ETH Zürich» des ESC stimmt die Forschung auf das Ziel einer klimaverträglichen – globalen und nationalen – Energieversorgung ab. Der Gehalt an Kohlendioxid (CO2) in der Atmosphäre soll auf einem Niveau stabilisiert werden, bei dem der durchschnittliche Temperaturanstieg gegenüber dem vorindustriellen Stand auf 2 °C beschränkt bleibt. Der CO2-Ausstoss soll auf 1 Tonne pro Kopf und Jahr gesenkt werden – für jeden der rund 9 Milliarden Menschen, die Ende des 21. Jahrhunderts diesen Planeten bevölkern werden.
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Wie könnte die Schweiz ihren Energiebedarf unter dieser Bedingung decken? Der Transport von Personen und Gütern über lange Distanzen – namentlich zu Wasser und in der Luft – soll immer noch weitgehend mit Motoren bewältigt werden, die Kohlenwasserstoffe verbrennen. Den Wärmebedarf wird man hingegen gänzlich ohne fossile Energieträger decken. Dies dank perfekt isolierter Häuser, aber auch dank der Verfügbarkeit erneuerbarer Energieträger wie Sonne, Umweltwärme, Geothermie oder Biomasse.
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Bild: AURA



2000 Watt oder 1 Tonne CO2? Das erklärte Ziel der Schweizer Energiepolitik ist die 2000-Watt-Gesellschaft: Der Primärenergieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung soll einer kontinuierlichen Leistung von 2000 Watt entsprechen. Heute sind es 6000 Watt. Beim ESC-Konzept ist hingegen nicht ein bestimmter Energieverbrauch die Zielgrösse, sondern allein der CO2-Ausstoss – denn nur dieser und nicht der Energieverbrauch an sich trägt zur Erwärmung der Atmosphäre bei. Gerechnet wird mit einem Primärenergieverbrauch von 4000 bis 6000 Watt. Der Unterschied zur 2000-WattGesellschaft ist indessen nicht so gross, wie es scheint. Er kommt zu einem erheblichen Teil dadurch zustande, dass die Primärenergie bei



Höherer Stromverbrauch. Den Kurz- und Mittelstre-



ckenverkehr für Personen und Güter wird man elektrisch betreiben – im öffentlichen Verkehr mit der Bahn, im privaten mit Elektroautos. Weil zudem viel mehr Wärmepumpen in Betrieb sein werden, rechnet das ESC mit einer Zunahme des Elektrizitätsverbrauchs pro Kopf um 25 bis 40 Prozent. Eine deutliche Verbesserung der Energieefﬁzienz könnte diesem Trend entgegenwirken. Bei einem zu erwartenden Anstieg der Bevölkerung muss die Stromproduktion aber deutlich erhöht werden.
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einzelnen Quellen anders deﬁniert wird. Ist es in der Photovoltaik die Elektrizität, welche die Solarzelle produziert oder die Sonneneinstrahlung, die auf die Zelle fällt? Im Konzept der 2000-Watt-Gesellschaft gilt die erstgenannte Deﬁnition, im ESC-Konzept die zweite. Da der Wirkungsgrad von Solarzellen bei höchstens 20 Prozent liegt, ergibt dies eine rein rechnerische Zunahme des Primärenergieverbrauchs für Photovoltaik um mindestens das Fünffache. Gesamthaft betrachtet peilt die ESC aber dennoch eine geringere Reduktion des Energieverbrauchs an und setzt den Akzent stärker auf die Substitution fossiler Energieträger durch Elektrizität.



Wie soll die dereinst benötigte Elektrizität erzeugt werden? In einer Übergangsphase würden verschiedene Primärenergieträger gleichermassen zum Zug kommen, heisst es in der Energiestrategie: fossile mit Carbon Capture and Storage (CCS, siehe Seite 18, Stichwort «Kohle»), Wasser, Kernkraft, Wind und Sonne. «Ab der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts wird die Photovoltaik weltweit eine besondere Rolle übernehmen.» Hansjakob Baumgartner www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-04
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ENERGIEEFFIZIENZ



Weniger kann viel mehr Mit Energieeffizienz auf dem neusten Stand der Technik lässt sich der Energieverbrauch in den nächsten 20 Jahren um 30 bis 70 Prozent senken und der CO2-Ausstoss halbieren.



Das Bekenntnis zum Energiesparen kommt aus unverdächtigem Mund: «Energieefﬁzienz», erklärte David O’Reilly, CEO des Ölkonzerns Chevron, kürzlich in einem Interview, «ist die billigste Form von Energie, die wir zur Verfügung haben.» Die Internationale Energie-Agentur (IEA) pﬂichtet ihm bei. Investitionen in eine höhere Energieproduktivität zahlen sich doppelt aus, bestätigen deren Experten: Nebst den eingesparten Energiekosten erübrigt jeder zusätzliche Franken, der in efﬁzientere Geräte, Maschinen und Gebäude gesteckt wird, Ausgaben von zwei Franken für den Ausbau der Stromkapazitäten. Energieefﬁzienz auf dem neusten Stand der Technik vermag den Energieverbrauch der Schweiz in den nächsten 20 Jahren je nach Anwendungsbereich um 30 bis 70 Prozent zu verringern. Im Einzelnen sehen die Sparpotenziale nach Berechnungen der Schweizerischen Akademien der Naturwissenschaften (SCNAT) und der Technischen Wissenschaften (SATW) so aus:



Zentrale Säule der Klimapolitik. Bundesrat und



Parlament haben denn auch beschlossen, entsprechende Bemühungen massiv zu verstärken. Mehr Energieefﬁzienz sei eine der «zentralen Säulen», auf die sich die Schweiz stütze, um der drohenden Energielücke und der Klimaproblematik entgegenzutreten, erklärte Bundesrat Moritz Leuenberger bei der Präsentation der Klimastrategie für die Zeit nach 2012 und der beiden Aktionspläne Energieefﬁzienz und Erneuerbare Energien im Februar 2008 (siehe Seite 8). Nicht in allen Bereichen wird es gleich leicht sein, das theoretische Sparpotenzial auch tatsächlich zu realisieren. Am einfachsten geht dies bei Haushalt- und Elektrogeräten. Ende Oktober 2008 hat der Bundesrat ein Revisionspaket für mehr Energieefﬁzienz in die Vernehmlassung geschickt. Dieses umfasst Efﬁzienzvorschriften für Haushaltgeräte, elektronische Geräte und elektrische Motoren. Stromfressende Billiggeräte sollen nach einer Übergangsfrist vom Markt



Was sparsamere Geräte bei der Anschaffung mehr kosten, macht sich durch tiefere Stromrechnungen schon in kurzer Zeit wieder bezahlt.
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Mit efﬁzienteren Geräten und Wärme-KraftKopplung könnten die heutigen Bedürfnisse nach Licht und Kraft mit 15 bis 25 Prozent weniger Strom gedeckt werden. Bei der Wärme ist durch bessere Isolation eine Verminderung um 20 bis 35 Prozent möglich. Und bei den Treibstoffen liessen sich durch sparsame Fahrzeuge, ein entsprechendes Fahrverhalten und das Umsteigen auf öffentliche Verkehrsmittel 25 bis 40 Prozent Energie einsparen.*



verschwinden. Dadurch, dass zum Beispiel nur noch efﬁziente Waschmaschinen, Kühlschränke oder Wäschetrockner angeboten werden, lassen sich über deren Einsatzdauer von 10 Jahren rund 300 Gigawattstunden Strom einsparen, schätzt das Bundesamt für Energie (BFE). Seit 1. Januar 2009 in Kraft sind erste Vorschriften für Haushaltlampen. Was sparsamere Geräte bei der Anschaffung mehr kosten, macht sich durch tiefere Stromrechnungen schon in kurzer Zeit wieder bezahlt.



* Akademie der Naturwissenschaften Schweiz (SCNAT), Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften (SATW), ProClimForum for Climate and Global Change, Energieressourcen – Zahlen und Fakten, Nutzung, Potentiale und Risiken verschiedener Energieressourcen in der Schweiz, 2007.



Partnerschaftlicher Ansatz für sparsame Haushaltgeräte. Die Entwicklung dieser Efﬁzienzvorschrif-



ten ist ein Beispiel für den partnerschaftlichen Ansatz, auf den der Bund bei der Umsetzung sei-
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Sparpotenzial durch energieefﬁzienteste Technik Tumbler sind die grössten Stromverbraucher unter den Haushaltgeräten.



Und obschon sich die Wäsche an der Luft gratis, ohne Energieeinsatz und erst noch schonender trocknen lässt, gibt es immer mehr von ihnen. Bereits wird in der Schweiz etwa halb so viel Strom für das Wäschetrocknen verbraucht wie für das Waschen selbst. Wer nicht ohne sein kann, hat immerhin die Möglichkeit, einen Tumbler zu kaufen, der nur halb so viel Strom verbraucht wie die energiehungrigsten Geräte auf dem Markt. Tumbler der Energieefﬁzienzklasse A arbeiten alle mit Wärmepumpen und können so Wärme zurückgewinnen. Künftig sollen deshalb nur noch solche Geräte verkauft werden dürfen. nes Aktionsplans setzt. Denn alle müssen am gleichen Strick ziehen – von der Politik über die Bevölkerung bis zur Wirtschaft. «Wir müssen Konsenslösungen entwickeln, die bei der Umsetzung und im Vollzug von allen Beteiligten getragen werden», betont Martin Sager von der Sektion Energieefﬁzienz des BFE. Bei den Mindestanforderungen für Haushalt- und Elektrogeräte bedeute dies, dass Lösungen in Zusammenarbeit mit der Elektrogerätebranche und anderen interessierten Kreisen entwickelt werden. EU zieht nach. Dieses breit abgestützte Vorgehen



orientiert sich an den Entwicklungen in der EU, erlaubt aber auch, EU-Entscheide zu beeinﬂussen. Bei den Kaffeemaschinen zum Beispiel ging die Schweiz voraus und lancierte die Erarbeitung einer freiwilligen Energieetikette, die nun zeitgleich von der EU ebenfalls übernommen werden soll. Auch mit den Vorschriften für Haushaltslampen konnte die Schweiz die Beschlüsse der EU beschleunigen. «Wir dürfen uns nicht nur im Windschatten der EU bewegen», fordert Martin Sager, «sondern wir wollen an den Vorsprung anknüpfen, den die Schweiz in Energiefragen einst hatte.» Ungenutztes Potenzial im Verkehr. 1990 verbrauchte ein 1000 Kilogramm schweres Auto über 7,5 Liter Benzin auf 100 Kilometer (l /100 km). Heute sind es noch knapp 5 Liter, der CO2-Ausstoss pro 100 Kilometer liegt damit um ein Drittel tiefer. Indessen wurde die höhere Efﬁzienz durch die Nachfrage nach immer schwereren und stärkeren Autos praktisch wieder zunichte gemacht. Das durchschnittliche Leergewicht erhöhte sich gegenüber 1990 um rund 300 auf heute 1500 Kilogramm. Wirklich sparsame Autos wie der 3-LiterWagen VW Lupo fanden kaum Käufer und wurden deshalb wieder vom Markt zurückgezogen. «Noch fehlt es an der Bereitschaft der Konsumentinnen und Konsumenten, efﬁziente Autos zu kaufen und sich bezüglich Fahrzeuggrösse zu
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Ein durchschnittliches Einfamilienhaus verliert rund ein Drittel der erzeugten Wärmeenergie übers Dach und ein Drittel über die Fassade. Die restliche Energie entweicht durch die Fenster oder über den Keller. Wer ein Haus energieefﬁzient bauen will, setzt deshalb am besten bei diesen Energielecks an – und baut im Minergie-P-Standard. Im Vergleich zu einem herkömmlichen Haus aus den 1970er-Jahren mit einer Ölheizung können bei einem Minergie-P-Haus bis zu 90 Prozent Energie und bis zu 100 Prozent der CO2Emissionen eingespart werden.



www.genesishome.ch



Je schwerer und grösser ein Auto, so eine Faustregel, desto höher sein Energiebedarf und entsprechend die CO2-Emissionen. Doch auch der Antrieb spielt bei der Efﬁzienz eine Rolle: Hybridfahrzeuge sind mit einem Verbrennungsmotor und einem Elektromotor ausgestattet. So zum Beispiel der Toyota Prius, das efﬁzienteste Auto, das 2007 in der Schweiz erhältlich war. Er verbraucht 4,3 Liter Benzin auf 100 Kilometer. Inefﬁziente Mittelklassewagen verbrennen rund doppelt so viel. Der Prius gilt als Öko-Vorzeigeauto, doch eigentlich könnten Hybride noch viel sparsamer sein, denn mit 1400 Kilogramm ist der Prius nicht eben leicht. Die energieefﬁziente Zukunft gehört deshalb leichten hybriden Kleinwagen.



www.motor-talk.de
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beschränken», erklärt Martin Sager. Die Vereinigung der Autoimporteure der Schweiz sieht darin auch den Grund, weshalb der durchschnittliche Treibstoffverbrauch der Neuwagen im Jahr 2007 bei 7,43 l /100 km lag und das mit dem UVEK vereinbarte Zwischenziel von 6,65 l / 100 km verfehlt wurde. «Zielvereinbarungen mit den Autoimporteuren alleine reichen nicht aus. Jetzt brauchen wir Massnahmen, die für die Automobilistinnen und Automobilisten einen Anreiz für klimafreundliches Verhalten schaffen», fordert Isabel Junker von der Sektion Klima im BAFU. Zudem sind verbindliche Verbrauchs- bzw. Emissionsvorschriften nötig. Wie also lässt sich der Energiefresser Mobilität bändigen? Ein Allheilmittel, darin sind sich Energie- und Klimafachleute einig, gibt es nicht. Weder Wasserstoff in unseren Tanks noch computergestützte Leitsysteme auf unseren Strassen bringen die Lösung des Problems. «Es braucht eine Kombination verschiedener Ansätze», sagt Martin Sager. «Allein auf technischer Ebene lassen sich die energie- und klimapolitischen Ziele nicht erreichen. Wir müssen auch etwas an unserem Lebensstil, dem Verhalten und der Fahrzeugnutzung ändern.» Stichworte: näher am Arbeitsplatz wohnen, bessere Fahrzeugauslastung, auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen und die Freizeit öfter mal in der Umgebung verbringen. Durch geschickte Mobilitätspolitik und Raum-



tung dieses Programms sind sich alle Beteiligten einig: Das Programm soll eine Welle von Sanierungen auslösen. Dabei will man die Fördermittel vor Ort in den Kantonen und Gemeinden vergeben, und zwar möglichst unbürokratisch sowie landesweit nach denselben Kriterien. Zudem soll das Sanierungsprogramm für eine konjunkturelle Belebung in der gegenwärtigen Wirtschaftskrise sorgen. «Bei der Umsetzung dieses Programms wird eine gute Beratung der Bauherren von entscheidender Bedeutung sein», sagt Thomas Jud von der Sektion Öffentliche Hand und Gebäude des BFE. Das Ziel ist nicht nur, neue Sanierungsprojekte zu lancieren, sondern geplante Vorhaben aus energetischer Sicht zu verbessern. Beispiel: einen Bauherrn davon überzeugen, nicht bloss neue Fenster einzubauen, sondern gleich auch Fassaden und Dach besser zu isolieren. Teil der CO2-Abgabe für Gebäudesanierung. Bei den



interessierten Kreisen löste die Frage nach der Finanzierung des nationalen Gebäudesanierungsprogramms ein politisches Hin und Her aus. Der Nationalrat fällte seine Entscheidung am 19. März 2009 jedoch mit einer deutlichen Mehrheit: Das auf 10 Jahre angelegte Förderprogramm soll durch die Teilzweckbindung der CO2-Abgabe auf Brennstoffen ﬁnanziert werden. Nach dem Willen des Nationalrats wird damit ab



«Allein auf technischer Ebene lassen sich die energie- und klimapolitischen Ziele nicht erreichen. Wir müssen auch etwas an unserem Lebensstil, dem Verhalten und der Fahrzeugnutzung ändern.» planung seien Rahmenbedingungen zu schaffen, die diesen Wandel fördern. Auf lokaler Ebene, so Martin Sager, sei ein eigentliches Mobilitätsmanagement der Gemeinden und Unternehmen gefragt. Sanierung des Gebäudeparks. Gut 40 Prozent un-



serer Energie verbrauchen wir zum Heizen unserer Gebäude. Dieser Sektor ist denn auch für über 30 Prozent der Treibhausgasemissionen der Schweiz verantwortlich. Ein erster Schritt zur Verminderung dieser Emissionen wurde mit der Einführung der CO2-Lenkungsabgabe auf Brennstoffen (Heizöl) per 1. Januar 2008 getan. Das Efﬁzienzpotenzial ist damit aber noch lange nicht ausgeschöpft. Die energie- und klimapolitische Strategie des Bundes fordert denn auch ein nationales Programm zur energetischen Sanierung des Gebäudeparks. Über die Stossrich-
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2010 jährlich ein Drittel der Erträge aus dieser Abgabe direkt zur Reduktion der CO2-Emissionen im Gebäudebereich investiert, maximal 200 Millionen Franken. Die restlichen Einnahmen aus der CO2-Abgabe auf Brennstoffen werden weiterhin direkt an Wirtschaft und Bevölkerung zurückﬂiessen. Der Ständerat wird voraussichtlich während der Sommersession 2009 über die für die Teilzweckbindung der CO2-Abgabe erforderliche Änderung des CO2-Gesetzes debattieren. Thomas Stadler, Leiter der Abteilung Klima, Ökonomie und Umweltbeobachtung im BAFU, hofft «dass der Ständerat im Sommer den Entscheiden des Nationalrates folgen wird und ab 2010 ein Teil der CO2-Abgabe direkt für die Vermeidung der CO2-Emissionen im Gebäudebereich zur Verfügung stehen wird».
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Dieses Minergie-P-Eco-Dreifamilienhaus im Berner Liebefeldquartier ist dreifach verglast, wird mit Wärmerückgewinnung gelüftet und mit Holzpellets beheizt. Sonnenkollektoren auf dem Dach produzieren Warmwasser. Bilder: k-tipp / Dominik Schütz



Minergie wird Standard. Niedriger sind die politischen Hürden bei der Umsetzung von neuen kantonalen Mustervorschriften im Gebäudebereich. Kernstück der Neuerungen sind wesentlich strengere Verbrauchslimiten. Künftig soll ein nach dem Basismodul der Musterverordnung realisierter Neubau jährlich nur noch 4,8 Liter sogenannte Heizöl-Äquivalente an Wärmeenergie pro Quadratmeter Wohnﬂäche verbrauchen. Dies entspricht in etwa den Minergie-Anforderungen des Jahres 2007 ohne Vorschriften zum Einsatz einer kontrollierten Lüftung. Die Konferenz der Energiedirektoren hat die gemeinsamen Mustervorschriften verabschiedet. Jetzt ist es an den Kantonen, diese bis 2011 in ihre kantonale Gesetzgebung einﬂiessen zu lassen. Kaspar Meuli www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-05
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KONTAKTE Martin Sager Sektionschef Energieeffizienz Bundesamt für Energie BFE 031 322 54 48 [email protected] Isabel Junker Sektion Klima BAFU 031 325 18 57 [email protected]
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40–90 Jahre



60–130 Jahre (bekannt: 60 Jahre)



50–150 Jahre (bekannt: 50 Jahre)



Erneuerbar



Erneuerbar, Produktion stark witterungsabhängig



Erneuerbar



Erneuerbar, Produktion stark witterungsabhängig



Erneuerbar



Erneuerbar



Erdöl



Erdgas



Uran



Wasserkraft Siehe auch S. 22



Sonne Siehe auch S. 26



Geothermie tief Siehe auch S. 38



Wind Siehe auch S. 30



Holz Siehe auch S. 34



Biogas Siehe auch S. 34



Industrieabfälle + Erneuerbar3 KVA Siehe auch S. 34



> 200 Jahre



Vorräte1



Kohle



ELEKTRIZITÄT



Ressourcen



10–11 g CO2 500–700 mg NOx 30–50 mg PM10



50–150 g CO2 1500–2500 mg NOx 50–2000 mg PM10



10–20 g CO2 40–70 mg NOx 10–50 mg PM10



20–60 g CO2



40–150 g CO2 (Photovoltaik) bzw. 10–20 g CO2 (solarthermische KW) 40–300 mg NOx 60–120 mg PM10



4–40 g CO2 10–80 mg NOx 15–60 mg PM10



5–50 g CO2 20–200 mg NOx 1–30 mg PM10



400–1000 g CO2 80–500 mg NOx < 1 mg PM10



500–1200 g CO2 300–1200 mg NOx 20–30 mg PM10



800–1700 g CO2 500–1000 mg NOx 50–150 mg PM10



Schadstoffausstoss pro kWh oder 3,6 MJ2 (h) CO2-Äquivalent NOx PM10



Chancen und technische Möglichkeiten



Mit Verfahren, die unter dem Begriff Carbon Capture and Filter Storage (CCS) zusammengefasst werden, liessen sich die CCS CO2-Emissionen um 90 % reduzieren. Die Machbarkeit ist wissenschaftlich noch umstritten (vgl. UMWELT 3/2008).



Elektrizitätsverbrauch CH 2007: 206 760 (a)



(nur erneuerbare Energieträger; in Klammern: Quelle)



Aktueller und möglicher Beitrag zur Energieversorgung der Schweiz (in Terajoule TJ) durch Inlandproduktion



Luftschadstoffe Nährstoffbilanz



PM10- und NOx-Emissionen; Druck auf Alt- und Totholz; verminderte Bereitschaft zur Bezeichnung von Naturwaldreservaten



Landschaftliche Beeinträchtigung Gefährdung von Vögeln und Fledermäusen



Auslösung kleiner Erdbeben in der Bauphase



Ozonschichtschädigende Substanzen bei der Produktion von PV-Zellen; Abstimmung mit Ortsbild- und Denkmalschutz



2007: 3316 (d) 2050: 5800 (h)



2007: 617 (d) 2050: 1800 (f) (Konkurrenz zu Treibstoffen)



2007: 333 (d) 2050: 3900 (f)



2007: 58 (d) 2050: 4300 (e)



2050: 7600 (e) langfristig sehr hoch



2007: 98 (d) 2050: 6800–20 500 (e)



Mittlere Produktionserwartung 2007: 125 334 (c) Gemäss Energiegesetz angestrebte mittlere Produktionserwartung um 2030: 130 745 Unsicherheitsfaktor Klimawandel



Besserer Wirkungsgrad



Emissionsverminderung durch Partikelfilter Dezentrale WKK



Nutzung der Abwärme Kosten und technische Machbarkeit unsicher



Import aus solarthermischen KW im Mittelmeerraum



Nutzung der Abwärme



Risiko von Unfällen mit Freisetzung grosser Die Uranvorräte reichen bei heutigem Verbrauch noch relativ lange, sind aber nicht unbegrenzt. Einen weltweit Mengen von Radioaktivität; Abfallentsorstarken Ausbau der Kernkraftwerke lassen sie kaum zu. gung; Umweltrisiken bei der Uranförderung; politische Akzeptanz; Terroranschlag Beeinträchtigung der Landschaft sowie der aquatischen und amphibischen Lebensräume; Terroranschlag; Erdbeben



Gaskombikraftwerke CCS



CO2-Emissionen In Gaskombikraftwerken wird bei gleichzeitiger Nutzung Luftschadstoffe der Abwärme Elektrizität erzeugt. Umweltrisiken bei Förderung und Transport



Vorräte in schwer abbaubarer Form (Ölsande, Ölschiefer) Filter CO2-Emissionen Luftschadstoffe sind gross, doch der Abbau ist teuer sowie mit hohem CCS Umweltrisiken bei Förderung und Transport Energieaufwand und Umweltschäden verbunden. Erschliessung weiterer Reserven



CO2-Emissionen Luftschadstoffe Unfälle bei der Förderung



Risiken/Nachteile



Ressourcen für die Schweizer Energieversorgung im Überblick – Vorräte, Risiken, Chancen
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Erneuerbar



Biogas Siehe auch S. 34



47 g CO2 (g)



50–200 g CO2



Siehe oben



Gefährdung der Biodiversität direkt sowie indirekt – bei importierten Treibstoffen – durch Verdrängungseffekte (Regenwald); Konkurrenz zu Nahrungsmittelproduktion; Luftschadstoffe



2007: 66 (d) 2050: Steht in Konkurrenz zu Wärme- und Stromproduktion mit Biogas



2007: 467 (d) 2050: 880 (f)



Siehe oben Inländische Produktion nur in begrenztem Umfang sinnvoll: Abfälle, Material aus Schutzgebietspflege und extensiver Bewirtschaftung



Filter Erschliessung weiterer Reserven Erhöhung der Ausbeute



Nutzung der Abwärme bei Stromproduktion



Vergasung > Biogas



Gaskombikraftwerke



Filter CCS Erschliessung weiterer Reserven Erhöhung der Ausbeute



Filter CCS



(a) Bundesamt für Energie, BFE, Schweizerische Gesamtenergiestatistik, 2007, S.3 / (b) Bundesamt für Energie, BFE, Analyse des Schweizerischen Energieverbrauchs 2000–2006 nach Verwendungszwecken, April 2008, S. 19 / (c) Bundesamt für Energie, BFE, Statistik der Wasserkraftanlagen der Schweiz, 2007 / (d) Bundesamt für Energie, BFE, Schweizerische Statistik der erneuerbaren Energien, Ausgabe 2007 / (e) Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften SATW, Road Map Erneuerbare Energien Schweiz – Eine Analyse zur Erschliessung der Potenziale bis 2050, 2006 / (f) BAFU, Sektion Wald- und Holzwirtschaft, unpubl. / (g) esu-services: http://www.esu-services.ch/cms/fileadmin/download/frischknecht-2008-Energiesysteme.pdf / (h) Akademie der Naturwissenschaften Schweiz (SCNAT), Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften (SATW), ProClim-Forum for Climate and Global Change, Energieressourcen – Zahlen und Fakten, Nutzung, Potentiale und Risiken verschiedener Energieressourcen in der Schweiz, 2007



3,6 Terajoule (TJ) = 3,6 Millionen Megajoule (MJ) = 1 Gigawattstunde (GWh) = 1 Million Kilowattstunden (KWh)



2



Dauer der Abdeckung des heutigen Verbrauchs durch die weltweit vorhandenen Vorräte. Bei wachsendem Verbrauch vermindert sich diese Dauer. Der Schadstoffausstoss bezieht sich auf den gesamten «life cycle» (Förderung, Transport, Kraftwerkbau, Verbrennung, Abfallentsorgung). 3 Rund 50 Prozent der Energie aus KVA stammen aus der Verbrennung von biogenen Abfällen wie Papier, Holz oder Textilien. Die Angaben über den heutigen und den möglichen Beitrag zur Energieversorgung beziehen sich auf diesen erneuerbaren Energieanteil.
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Erneuerbar



Siehe oben



Siehe oben



Biogener flüssiger Treibstoff Siehe auch S. 34



220–260 g CO2



Siehe oben



60–130 Jahre (bekannt: 60 Jahre)



2007: 2586 für Wärme und Strom (d) 2050: 8000 für Wärme, Strom und Treibstoffe (f)



Erdgas



250–300 g CO2



Siehe oben



Siehe oben



2007: 31 000 (a) 2050: 60 000 (f)



40–90 Jahre



350–400 g CO2



0,2 g CO2 400–1800 mg NOx 1–100 mg PM10



Siehe oben



2007: 1107 (d) 2050: 8600 (e) Langfristig hohes Potenzial



Erdöl



Erneuerbar



Biogas Siehe auch S. 34



5–40 g CO2 100–700 mg NOx 50–200 mg PM10



Siehe oben



2007: 6839 (d) 2070: 56 200 bei einem Stromverbrauch für die Wärmepumpen von 14 000 (e)



Siehe oben



Erneuerbar



Holz Siehe auch S. 34



1–10 g CO2



Grundwasserschutz



> 100 Jahre



Erneuerbar



Geothermie tief Siehe auch S. 38



3–50 g CO2 50–100 mg NOx



2007: 922 (d) 2070: 15 800 (e)



Siehe oben



Kohle verflüssigt



Erneuerbar



Umgebungswärme Wärempumpen Siehe auch S. 38



5–30 g CO2 50–70 mg NOx



Siehe oben



Siehe oben



Treibstoffverbrauch CH 2007: 288 740 (a)



Erneuerbar Stark witterungsabhängig



Sonne Siehe auch S. 26



200–400 g CO2 200–700 mg NOx 5–20 mg PM10



Siehe oben



TREIBSTOFFE



60–130 Jahre (bekannt: 60 Jahre)



Erdgas



300–500 g CO2 200–500 mg NOx 30–70 mg PM10



Siehe oben



2007: 8652 (d) 2050: 9000 (f)



40–90 Jahre



Erdöl



400–700 g CO2 300–600 mg NOx 200–1000 mg PM10



Energieverbrauch für Raumwärme, Warmwasser und Prozesswärme CH 2006: 431 800 (b)



Industrieabfälle + Erneuerbar KVA Siehe auch S. 34



> 200 Jahre



Kohle



WÄRME



WASSERKRAFT



Viel mehr liegt nicht Wasserkraft deckt derzeit im Schnitt etwas mehr als 13 Prozent des gesamten schweizerischen Energiebedarfs. Noch ist ein bescheidener Ausbau der Produktion möglich. Dieses Ziel hat sich auch die Politik gesetzt. Allerdings könnte der Klimawandel den Gewinn wieder zunichte machen.
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«Wir sollten einmal so weit kommen, dass kein Wässerlein vom Berge läuft, ohne dass es für die nationale Wohlfahrt seine Arbeit leistet», proklamierte Nationalrat Carl Koechlin 1900. Die Zustimmung seiner Ratskollegen war ihm gewiss: Die Schweiz stand am Anfang einer neuen energiepolitischen Ära. In der «weissen Kohle», der Elektrizität aus Wasserkraft, hatte das rohstoffarme Land eine Ressource entdeckt, mit der es dank seiner geograﬁschen Lage im Herzen der Alpen reich gesegnet ist. 55 Prozent des Strombedarfs. Heute deckt Strom



aus Wasserkraft 55 Prozent des hiesigen Elektrizitätsbedarfs. Ohne diese erneuerbare Energiequelle wäre unsere Erdölabhängigkeit noch grösser, die Treibhausgasemissionen wären höher, und der Weg in eine klimaverträgliche Energiezukunft wäre noch steiniger, als er es ohnehin schon ist. Trotzdem ist man froh, dass noch ein paar Wässerlein nicht dem Dienst der nationalen Wohlfahrt verpﬂichtet wurden. Viele sind es nicht. 90 Prozent der geeigneten Bäche und Flüsse werden heute elektrizitätswirtschaftlich genutzt. Die Gewässerlandschaft wurde dazu tief greifend umgestaltet. Die einst zügig dahinströmenden Flüsse des Unterlandes wälzen sich träge von Stau zu Stau. Und manch ein Bach, der zuvor munter sprudelte, ist streckenweise nur noch ein Rinnsal, weil sein Wasser grösstenteils zur Stromproduktion abgezweigt wird. Stauwehre zerstückeln die ehemals zusammenhängenden Lebensräume der Fliessgewässer und unterbrechen den Geschiebetransport.



Baustelle des Kraftwerks Rheinfelden (AG) Ende Januar 2009 (siehe auch Seite 22). Bild: Energiedienst
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Bedrohte Gewässerfauna. Ein Problem, das der Gewässerfauna immer mehr zu schaffen macht, sind die hektischen Wasserstandsschwankungen – Schwall und Sunk – als Folge des tageszeitlich wechselnden Strombedarfs und -preises. Dass von den ursprünglich 55 einheimischen Fischarten 8 bereits ausgestorben und 24 bedroht sind, hat unter anderem auch mit der Wasserkraftnutzung zu tun. Seit 1992 verlangt das Gewässerschutzgesetz, dass in genutzten Bächen und Flüssen angemessene Restwassermengen verbleiben müssen. Bei bestehenden Kraftwerken kommt diese Vorschrift jedoch erst zum Tragen, wenn die Konzession erneuert werden muss, was im Extremfall noch 60 Jahre dauern kann. Für Fliessgewässer, die wesentlich durch Wasserentnahmen beeinﬂusst sind, fordert das Gesetz eine Sanierung. Wenn mehr Wasser im Bachbett ﬂiesst und entsprechend weniger durch die Turbine, liefert ein Kraftwerk weniger Strom ans Netz. Die vollständige Umsetzung der Restwasservorschrift
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dürfte deshalb zu einer Einbusse von insgesamt 6 bis 7 Prozent der Elektrizitätsproduktion aus Wasserkraft führen. Mehr Strom aus weniger Wasser machen. Anderer-



seits besteht ein hohes Potenzial für Verbesserungen des Wirkungsgrads bestehender Anlagen. Dass dabei auch die Natur gewinnen kann, zeigt sich derzeit beim Ausbau des unterhalb von Leibstadt (AG) auf deutscher Seite gelegenen Kraftwerks Albbruck-Dogern. Es bildet die erste Staustufe am Rhein unterhalb der Aaremündung. Das Werk stammt aus den 1930erJahren. Ein rund 3,5 Kilometer langer Werkkanal zweigt den grössten Teil des Rheinwassers zum Maschinenhaus ab. Durch den Rhein ﬂossen seither in der Restwasserstrecke bloss noch 3 bis 8 Kubikmeter pro Sekunde (m3/s). Bei der Neukonzessionierung im Jahr 2003 wurde die Kraftwerkgesellschaft dann verpﬂichtet, die Restwassermenge vorerst auf 40 m3/s, ab 2008 auf 70 bis 100 m3/s zu erhöhen. Zurzeit geht dieses Wasser der Elektrizitätsproduktion verloren, doch dies wird sich bald ändern. Denn momentan baut die betroffene deutsche Kraftwerkgesellschaft RADAG beim Stauwehr eine zweite Turbine mit einem Schluckvermögen von 300 m3/s ein. Sobald sie in Betrieb ist, wird das gesamte hier turbinierte Wasser in die Restwasserstrecke abﬂiessen. Diese wird sich dadurch in einen lebendigen Flussabschnitt verwandeln, der sogar der bedrohten Äsche behagt. Daneben soll ein naturnahes Umgehungsgewässer die Staustufe für wandernde Fische durchgängig machen. Zum ökologischen Gewinn kommt der energetische: Dank der zusätzlichen Turbine kann das Kraftwerk Albbruck-Dogern künftig nahezu 20 Prozent mehr Strom liefern als bisher. Noch eindrücklicher ist die Produktionszunahme durch den Neubau des Kraftwerks Rheinfelden (AG). Die bestehende Anlage – das älteste grössere Flusskraftwerk Europas – nahm ihren Betrieb vor 100 Jahren auf. Ein Kanal leitet einen Teil des Rheinwassers zum alten Maschinenhaus ab. Das neue Werk wird nun auf gleicher Höhe wie das Wehr errichtet. Damit entfällt die Restwasserstrecke. Der alte Kanal wird zu einem Umgehungsgewässer umgebaut, das einem natürlichen Bach ähnelt. Weil der Rhein um 1,40 Meter höher gestaut wird und die neuen Turbinen mehr Wasser zu schlucken vermögen, erhöht sich die jährliche Elektrizitätsproduktion von 185 auf 600 Gigawattstunden (GWh)*.



* 1 Gigawattstunde (GWh) = 3,6 Terajoule (TJ)
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MITTLERE PRODUKTIONSERWARTUNG der Schweizer Wasserkraftwerke 2000–2030 2000



2007



34 318 GWh



34 815 GWh



2030 gemäss Zielsetzung EnG mind. 36 318 GWh



(123 545 TJ)



(125 334 TJ)



(130 745 TJ)



3,6 Terajoule (TJ) = 1 Gigawattstunde (GWh) = 1 Million Kilowattstunden (KWh) Quelle: Wasserkraftstatistik, BFE



6 bis 7 Prozent Mehrproduktion. «Durch Opti-



mierung und Ausbau der bestehenden Anlagen sowie Neubauten ist es trotz Energieminderproduktion bedingt durch angemessene Restwassermengen möglich, die jährlich produzierte Hydroelektrizität um 2000 GWh gegenüber dem Jahr 2000 zu erhöhen», schätzt Rémy Estoppey, Chef Sektion Oberﬂächengewässer Morphologie und Wasserführung im BAFU. Dies entspräche einem Plus von 6 bis 7 Prozent. Dabei sei das Schwergewicht auf Aus- und Umbauvorhaben zu legen. «Es gibt nur noch wenige frei ﬂiessende Gewässer. Allein deren Seltenheit macht sie wertvoll. Werden diese nun auch noch angezapft, wird das Verhältnis zwischen ökologischem Verlust und energetischem Gewinn immer schlechter.» Um zu gewährleisten, dass nur noch diejenigen Neuanlagen realisiert werden, die ein günstiges Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweisen, seien neue Instrumente gefragt. Rémy Estoppey schlägt vor, dass die Kantone die Gewässer und Regionen benennen, die intakt bleiben müssen. Dies würde auch für die Elektrizitätswirtschaft eine gewisse Planungssicherheit geben. Gemäss dem 2007 revidierten Energiegesetz (EnG) soll die durchschnittliche Jahreserzeugung von Elektrizität aus Wasserkraftwerken bis zum Jahr 2030 gegenüber dem Stand im Jahr 2000 um mindestens 2000 GWh erhöht werden. «Erstmals wird damit gesetzlich ein quantitatives Ziel für den Ausbau der Wasserkraft formuliert», sagt Renaud Juillerat, Chef der Sektion Wasserkraft im Bundesamt für Energie (BFE). «Diese erhält damit einen gewichtigen Stellenwert.» Man ist auf gutem Weg: Rund 25 Prozent der angestrebten Steigerung waren 2007 bereits erreicht.



Modell der künftigen Kraftwerkanlage Rheinfelden (rechts): Statt am Ende des Kraftwerkkanals steht das Maschinenhaus nun beim Wehr am linken Ufer. Aus dem Kanal ist ein naturnahes Umgehungsgewässer mit Auengehölzen, Brutinseln, Flachwasserzonen und Kiesbänken geworden, das die kümmerliche alte Fischtreppe (Bild oben) ersetzt. Um das Gefälle und damit die Stromproduktion zu erhöhen, wurde der Rheinlauf unterhalb des Wehrs vertieft. Auf dem Baustellenfoto (Seite 20/21) ist der provisorische Damm zu sehen, der den Baggern den Zugang zum Flussbett verschaffte. Bilder: www.energiedienst.de (oben) www.naturenergie.de (rechts)



Klimawandel beeinträchtigt Stromproduktion. Eine unbekannte Grösse in der Rechnung ist der Klimawandel. Szenarien aufgrund regionaler Klimamodelle ergeben mehr Niederschläge im Winter und trockenere Sommer. Insgesamt dürften die Jahresniederschläge im Alpenraum bei einer globalen Temperaturerhöhung um 1 °C um 2 Prozent abnehmen. Im Auftrag
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des BFE hat das Laboratoire Hydrologie et Aménagements der Ecole Polytechnique Fédérale de Lausanne (EPFL) untersucht, welche Folgen dies für die hiesigen Wasserkraftwerke haben würde. Ergebnis: Es ist mit einem Rückgang der Produktion um 7 Prozent bis im Jahr 2050 zu rechnen. Der Ausbau der Kapazitäten könnte somit ein Nullsummenspiel werden. Schwall und Sunk dämpfen, Geschiebehaushalt reaktivieren. Bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe



von «umwelt» waren sowohl die Initiative «Lebendiges Wasser» wie auch der Gegenvorschlag des Ständerates noch hängig. Beide fordern unter anderem Massnahmen zur Reaktivierung des Geschiebehaushaltes und zur Verminderung der
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Schwall- und Sunkwirkung. Diese könnten durch einen Zuschlag auf die Übertragungskosten der Hochspannungsnetze ﬁnanziert werden. Andererseits plädiert der Gegenvorschlag dafür, die Restwasserbestimmungen leicht zu lockern. Die heute schon geltende Ausnahmeregelung, die unter bestimmten Bedingungen niedrigere Mengen zulässt, würde bei Gewässerabschnitten mit geringem ökologischem Potenzial erweitert. 100 bis 200 GWh mehr Strom liesse sich so herausholen. «Die Ausnahmeregelung betrifft Gewässer, deren Nutzung am wenigsten weh tut», sagt Rémy Estoppey. Hansjakob Baumgartner www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-06



KONTAKTE Rémy Estoppey (links) Chef Sektion Oberflächengewässer Morphologie und Wasserführung BAFU 031 322 68 78 [email protected] Renaud Juillerat (rechts) Leiter Sektion Wasserkraft Bundesamt für Energie, BFE 031 325 54 81 [email protected]
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SONNENENERGIE



Der Sonnenenergie Auf längere Sicht kann die Solartechnologie unsere Energieprobleme lösen. Doch dazu muss sie billiger werden. Was wiederum bedingt, dass ihre Anwendung gefördert wird. Solarenergie hat gegenüber allen anderen erneuerbaren Energiequellen das mit Abstand bedeutendste Potenzial. Dereinst könnte die Menschheit den grössten Teil ihres Bedarfs nach Wärme und Strom von der Sonne beziehen. Die Energie, die diese an einem einzigen Tag auf die Erde einstrahlt, entspricht dem weltweiten Bedarf für eine Dauer von 10 000 Tagen. In der Schweiz sind die klimatischen Bedingungen für den Einsatz von Sonnenkollektoren (zur Erzeugung von Wärme) und Solarzellen (zur Stromproduktion) nicht optimal. Dennoch liesse sich nach Schätzungen der Schweizerischen Akademie der Technischen Wissenschaften (SATW)
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die Produktion von Solarwärme zum Heizen und für die Aufbereitung von Warmwasser bis 2070 um das 16-Fache erhöhen. Die Produktion von Solarstrom könnte bis 2050 im besten Fall gar um das 200-Fache gesteigert werden (siehe Tabelle auf Seite 26). Silizium, der Rohstoff, aus dem Solarzellen hergestellt werden, ist in riesigen Mengen vorhanden. Die Produktion ist indessen mit einem verhältnismässig hohen Materialaufwand verbunden, wobei auch Substanzen zum Einsatz kommen, welche die Ozonschicht in der Stratosphäre schädigen. Anders als Staumauern und Windparks sorgen Solaranlagen in der Schweiz kaum für
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Photovoltaikanlage auf dem Dach des Gewerbeschulhauses in Luzern.



Bild: AURA, E. Ammon



gehört die Zukunft Kontroversen. «Solange sie wie bis anhin in bestehende Gebäude integriert werden, sehe ich in der Regel keine Probleme», sagt Markus Thommen von der Sektion Landschaft und Landnutzung des BAFU. «Verglichen mit den übrigen erneuerbaren Energien ist das Konﬂiktpotenzial sehr gering.» Sonnenkollektoren sind jetzt schon wirtschaftlich.



Bereits heute ökonomisch interessant sind Sonnenkollektoren, die Warmwasser und Raumwärme liefern. Mehr als 50 Prozent des hiesigen Warmwasserbedarfs und bis zu 25 Prozent des Heizbedarfs bei gut isolierten Gebäuden lassen
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sich mit der heutigen Technologie problemlos solar decken. In der Schweiz sind bereits rund 50 000 derartige Anlagen installiert. Zurzeit wächst die Nachfrage um jährlich bis zu 30 Prozent. Der Grund für das plötzliche Interesse von Hausbesitzern und Bauherren liegt einerseits im gewachsenen Umweltbewusstsein; infolge der gestiegenen Energiepreise sind Sonnenkollektoren mittlerweile aber auch wirtschaftlich interessanter geworden. Ob und wie viel Geld sich heute durch ihren Einsatz sparen lässt, kommt auf die Berechnungsmethode an. Doch sicher ist: Wenn mehr Sonnenkollektoren benötigt werden, sinkt auch
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SONNENENERGIE: heutige Produktion und möglicher Beitrag zur Schweizer Energieversorgung in den Jahren 2050 bzw. 2070 in TJ 2007



2050



Solarstrom



98



6800 bis 20 500



2070 –



Wärme aus Sonnenenergie



922



–



15 800



Quellen



BFE, Statistik erneuerbare Energien, 2007 SATW, Road Map Erneuerbare Energien, 2006



3,6 Terajoule (TJ) = 1 Gigawattstunde (GWh) = 1 Million Kilowattstunden (KWh)



ihr Preis, da sich die Produktion von grossen Serien weitgehend automatisieren lässt. Zur weiteren Verbreitung wird bestimmt auch beitragen, dass künftig reine Elektroboiler in Neubauten nicht mehr erlaubt sein sollen. Und schliesslich wünschen sich auch die Mieter zunehmend Solarenergie. Wie eine Umfrage des WWF zeigt, wären zwei Drittel der Befragten bereit, monatlich 10 Franken an zusätzlichen Nebenkosten zu bezahlen, wenn ihr Vermieter Sonnenkollektoren einbauen würde. Enormes Potenzial von Sonnenstrom. Dass die Sonne



zuverlässig Häuser heizt und mit Warmwasser versorgt, verblüfft mittlerweile kaum jeman-



Stiefmütterliche Förderung. Wegen dieser grossen Preisdifferenz gab sich das Parlament bei der Förderung von Solarstrom durch die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV, siehe auch Seite 10) betont zurückhaltend. Mit der KEV sollen 5400 Gigawattstunden (GWh) (= 19 440 TJ) zusätzlicher Strom aus erneuerbaren Energiequellen produziert werden. Dieses rein quantitative Ziel ist mit der Förderung von verhältnismässig billigem Strom aus Kleinwasserkraftwerken mit viel geringeren Kosten erreichbar, als wenn voll auf die vorderhand noch teuren Technologien gesetzt wird. Für Photovoltaikanlagen sind deshalb in einer ersten Stufe lediglich 5 Prozent des KEVBudgets vorgesehen. Einspeisen können grund-



«Langfristig besitzt einzig die solar erzeugte Elektrizität das Mengenpotenzial, um den grössten Anteil des Energiebedarfs zu liefern.» den mehr. Dass sie dereinst die Welt mit Strom versorgen wird, ist vorläuﬁg aber noch eine kühne und dennoch realistische Fantasie. «Ab der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts wird die Photovoltaik weltweit eine besondere Rolle übernehmen», schreibt das ETH Energy Science Center (ESC) in seiner «Energiestrategie für die ETH Zürich» (siehe auch Seite 12). «Langfristig besitzt einzig die solar erzeugte Elektrizität das Mengenpotenzial, um den grössten Anteil des Energiebedarfs zu liefern. Dazu sind allerdings enorme technologische Fortschritte und massive Kostenreduktionen erforderlich.» Momentan noch teuer. Die Genfer Firma Societé d’Energie Solaire (SES) ist auf die Herstellung von gebäudeintegrierten Solarpanels spezialisiert. Die 4000 Quadratmeter grosse Photovoltaikanlage auf dem Dach des Neubaus in Plan-les-Ouates wird den Strombedarf der Solarpanelfabrik, die 2009 ihren Betrieb aufnimmt, vollständig decken. Das technisch interessante Projekt steht für einen allgemeinen Trend: Grosse Anlagen produzieren Solarstrom am günstigsten. Doch auch so bleibt er teuer: Vom Dach der SES in Genf kostet die Kilowattstunde rund dreimal so viel wie der Strom aus der Steckdose.
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sätzlich alle: von der kleinsten bis zur grössten Anlage. Auch die Genfer Solarpanelherstellerin SES proﬁtiert von der KEV. Das KEV-Geld für die Photovoltaik sei durchaus sinnvoll investiert, ﬁndet Urs Wolfer, Solarenergieexperte des Bundesamtes für Energie (BFE). «Dadurch lässt sich ein für die Solarindustrie wichtiger Heimmarkt schaffen.» Dazu, so Wolfer, sei das heutige Fördersystem allerdings allzu bescheiden ausgelegt. Die 5-Prozent-Hürde war rasch erreicht. Von den rund 4000 angemeldeten Anlagen können bloss 1800 die KEV beanspruchen, die restlichen stehen auf einer Warteliste. Mit dem Stabilisierungsprogramm 2009 können nun aber über Investitionshilfen 20 Millionen Franken an Photovoltaikanlagen ausgerichtet werden. Voraussetzung ist, dass diese bei der nationalen Netzgesellschaft swissgrid ag für die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) angemeldet waren und mit dem Bau noch nicht begonnen wurde. Billigere Solarzellen. Wie wichtig der Solarstrom in den nächsten Jahrzehnten für die Schweiz wird, hängt vor allem vom Preis der Photovoltaikzellen ab. Viel verspricht man sich von den Dünnschichtzellen. Das sind wenige Tausendstel
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Millimeter dünne Solarzellen. Die photoaktive Substanz wird auf einen Metall- oder Kunststoffträger aufgedampft. Diese Zellen haben zwar einen geringeren Wirkungsgrad als die herkömmlichen Solarzellen aus kristallinem Silizium, dafür lassen sie sich vergleichsweise billig und mit einem minimalen Material- und Energieaufwand herstellen. Ein technischer Knackpunkt ist die Integration der Photovoltaikanlagen in das bestehende Stromnetz. Weil der Solarstrom nur dann ﬂiesst, wenn die Sonne scheint, braucht es bei fehlender Solarstrahlung zusätzliche Stromquellen, welche die Lücke füllen können. «Damit wird die Netzregelung für die Photovoltaik zum kritischen Faktor», schreibt die Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften (SATW) in ihrer Analyse zu den Potenzialen der erneuerbaren Energien. Wenn nicht noch neue, frei abrufbare Quellen wie Geothermie oder Biomasse verfügbar gemacht werden können, bleibt die Einsatzmöglichkeit der Photovoltaik relativ eng



begrenzt. «Diese Probleme sind lösbar», sagt Urs Wolfer. Es gelte aber auch, bei der Nachfrage anzusetzen. Tiefkühlgeräte zum Beispiel müssten nicht dauernd Strom beziehen. «Bei solchen Fragen wird sich die Energiewirtschaft künftig viel ﬂexibler zeigen müssen als heute.» Solarstromimport aus südlichen Ländern? Für die Schweiz keine Option sind solarthermische Kraftwerke. Diese erzeugen – wie andere thermische Kraftwerke – Elektrizität mit Dampfturbinen. Der Dampf wird mit Sonnenenergie, die durch ein Spiegelsystem konzentriert wird, erhitzt. Vor allem im Mittelmeerraum bestehe ein sehr hohes Potenzial für solche Anlagen, schätzt die SATW. Auf 1 Prozent der Saharaﬂäche liesse sich genug Solarstrom erzeugen, um den Weltenergiebedarf an elektrischer Energie zu decken. Allerdings müsste dazu noch das Problem der Verteilung und Speicherung dieses Stroms gelöst werden. Kaspar Meuli www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-07



KONTAKT Urs Wolfer Bereichsleiter Solarenergie Bundesamt für Energie BFE 031 322 56 39 [email protected]



Interview mit Stefan Nowak



«Die Photovoltaikindustrie will auch bei uns die Netzparität im Zeitraum 2015 bis 2020 erreichen.» umwelt: Herr Nowak, man liest immer wieder von fantastischen Perspektiven der Solarenergie. So sollen Solarzellen künftig gar Teil von Strassenbelägen sein. Nichts als Visionen?



Stefan Nowak: Nicht nur. Längerfristig sind solche Anwendungen durchaus denkbar, wenn auch nicht unbedingt auf der Strasse. Das Problem liegt heute in erster Linie bei der Stabilität dieser Dünnschichtzellen. Sicher ist, dass alle Photovoltaikzellen wesentlich billiger werden als heute, die günstigsten Zellen werden allerdings kaum eine Lebensdauer von mindestens 20 Jahren haben, wie dies die Praxis erfordert. Hersteller von Solarzellen wie die Schweizer Oerlikon Solar erklären, schon in wenigen Jahren liesse sich Solarstrom zu konkurrenzfähigen Preisen erzeugen. Ist dies Zweckoptimismus?



Nein, es ist durchaus realistisch, dass es in sonnenreichen Gebieten in den nächsten zwei, drei Jahren zur sogenannten Netzparität kommt, bei der die Kosten für Solarstrom das Niveau der heutigen Stromkosten ab Netz erreichen. Zuerst wird dies in Ländern mit hohen Strompreisen wie beispielsweise Italien der Fall sein.
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Wie steht es in weniger begünstigten Regionen wie der Schweiz? Wird bei uns Solarstrom überhaupt je konkurrenzfähig?



Davon bin ich überzeugt. Die Photovoltaikindustrie will auch bei uns die Netzparität im Zeitraum 2015 bis 2020 erreichen. Dies ist nach dem heutigen Wissensstand durchaus möglich. Dazu wäre eine massive Reduktion der Kosten nötig. Wodurch lässt sich der Preis für Photovoltaikanlagen senken?



Durch die Kombination von verschiedenen Elementen: Werden immer grössere Mengen Photovoltaikzellen nachgefragt, so erlaubt dies durch Skaleneffekte eine bedeutende Kostenreduktion. Andererseits ermöglicht der technologische Fortschritt den Einsatz von neuen Materialien, neuen Prozessen und efﬁzienteren Produktionstechnologien. Beide Seiten sind für die Kostenentwicklung etwa gleich wichtig.



Der Physiker Stefan Nowak ist unter anderem Vorsitzender des Photovoltaikprogramms der Internationalen Energieagentur (IEA). Er betreibt im freiburgischen St. Ursen das Beratungsunternehmen NET Nowak Energie & Technologie AG.
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WINDENERGIE



Frischer Wind für die Elektrizitätswirtschaft Das Potenzial der Windkraft ist beträchtlich: Im Jahr 2050 könnten hiesige Anlagen 7 Prozent des derzeitigen Strombedarfs decken. Damit die Entwicklung nicht auf Kosten des Landschaftsschutzes geht und weder für Vögel noch für Fledermäuse ernsthafte Risiken birgt, ist aber jedes Projekt genau zu prüfen.



Vor nicht allzu langer Zeit ragten noch keine dieser hohen, geﬂügelten, vom Wind bewegten Silhouetten aus der helvetischen Landschaft. Heute sind sie aus gewissen Gegenden nicht mehr wegzudenken. Dies trifft insbesondere auf den Standort Mont-Crosin / Mont-Soleil in der Nähe von St-Imier im Berner Jura zu. Hier steht der zurzeit grösste Windpark der Schweiz. Er wurde 1996 erstellt und seither bereits mehrmals erweitert. Heute versorgt er rund 3000 Haushalte mit Strom. 9,2 Gigawattstunden (GWh) speisten die Turbinen 2006 ins Netz ein. Dies entspricht mehr als der Hälfte der schweizerischen Gesamtproduktion von Windenergie. Derzeit ist eine Erweiterung um acht Turbinen vorgesehen, die noch leistungsfähiger sind als die bisherigen. Jura begünstigt. Um derartige Anlagen zu betreiben, braucht es am fraglichen Standort eine mittlere Windgeschwindigkeit von mindestens 4,5 Metern pro Sekunde. Im westlichen Teil des Jurabogens sind diese Bedingungen auf dem grössten Teil der Fläche erfüllt. Entsprechend zahlreich sind die Projekte. So wird zum Beispiel die Gemeinde St-Brais (JU) in den Freibergen demnächst zwei 125 Meter hohe Windturbinen installieren. Gegenwärtig sind in der Schweiz ein gutes Dutzend Windkraftwerke in Betrieb. Sie stehen auf dem Mont-Crosin, im Wallis, im Entlebuch (LU), in der Nähe von Andermatt (UR) und auf dem Grenchenberg (SO). Bald werden es viel mehr sein: An etwa 70 Standorten wird der Bau
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neuer Anlagen oder die Erweiterung eines bestehenden Windparks ins Auge gefasst. Diese Entwicklung bezeugt den in unserem Land zu verspürenden Aufwind im betreffenden Energiebereich. Doch wie verträgt sich diese Entwicklung mit dem Landschaftsschutz? Windturbinen sind elegante, durchaus ästhetische Bauwerke. Wie alle Zivilisationsbauten stellen sie aber auch Eingriffe in die Landschaft dar – zumal sie bevorzugt auf Kreten, Kuppen und Hochebenen gebaut werden, wo sie unübersehbar das Panorama prägen. Nicht in Landschaftsschutzgebieten. Das Land-



schaftsbild zu respektieren ist denn auch ein Grundsatz des Konzepts Windenergie Schweiz, das gemeinsam vom BAFU, dem Bundesamt für Energie (BFE) und dem Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) erarbeitet wurde. «Es steht jedoch ausser Frage, solche Masten in Schutzgebieten aufzustellen, die in eidgenössischen Inventaren aufgeführt sind – so etwa in den Bundesinventaren der Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung, der Moorlandschaften sowie der Auen – oder die sich im Nationalpark oder in Unesco-Reservaten beﬁnden», betont Markus Thommen von der Sektion Landschaft und Landnutzung im BAFU. Bei den hängigen Projekten handelt es sich grösstenteils um Windparks mit 5 bis 10 Turbinen, an 10 Standorten sollen es 10 oder mehr sein. «Insgesamt liegen derzeit für 395 Windturbinen Gesuche für eine kostendeckende Einspei-
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Auf dem Mont-Crosin im Berner Jura steht der derzeit grösste Windpark der Schweiz (oben). Windturbine im luzernischen Entlebuch (unten). Bilder: BKW FMB Energie AG, Schweizerische Energiestiftung
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severgütung vor», präzisiert Markus Geissmann, Verantwortlicher für Windenergie beim BFE (siehe auch Seite 10). Die Projekte beﬁnden sich in unterschiedlichen Stadien, und bei der Mehrheit bestehen Ungewissheiten bezüglich Planung, Technik, Rentabilität oder Umwelt. «Es ist durchaus möglich, dass lediglich etwa 20 Prozent der eingereichten Projekte in den kommenden zwei Jahren umgesetzt werden», schätzt Markus Geissmann.



Quellen



Wegweisender Entscheid des Bundesgerichts. Obwohl sich das BAFU der möglichen Interessenkonﬂikte zwischen Landschaftsschutz und Produktion von erneuerbaren Energien bewusst ist, steht es der Entwicklung der Windenergie in der Schweiz sehr positiv gegenüber. Gemäss Markus Thommen «muss akzeptiert werden, dass sich eine Landschaft verändert und dass darin auch Anlagen einer nachhaltigen Energieproduktion sichtbar auftreten.» Wegweisend war hier das Bundesgerichtsurteil zugunsten des Windparks Crêt-Meuron (NE) im August 2006. Das Gericht wertete das öffentliche Interesse am Schutz der Landschaft nicht à priori höher als das ebenfalls öffentliche Interesse an einer zukunftsfähigen Stromversorgung, zumal es sich bei der betroffe-



Auch für Fledermäuse bergen Windkraftwerke ein Kollisionsrisiko. Die ﬂiegenden Säugetiere werden von den Masten angezogen und dann von den Rotorblättern getötet. Eine 2008 von BAFU und BFE veröffentlichte Studie schätzt die Mortalität auf 5 bis 11 Individuen pro Turbine und Jahr, was dem im internationalen Vergleich beobachteten Durchschnitt entspricht. «In der Nähe von regelmässig von den Fledermäusen aufgesuchten Fortpﬂanzungs- und Überwinterungsquartieren oder an Transitstrecken sind Windenergieanlagen zu vermeiden», schlägt Benoît Magnin vor. «Allenfalls könnten die Windturbinen zu den kritischsten Zeitpunkten, das heisst insbesondere an Spätsommerabenden, auch ausgeschaltet werden.»



WINDENERGIE: heutige Produktion und möglicher Beitrag zur Schweizer Energieversorgung im Jahr 2050 in TJ 2007



2050



58



4300



BFE, Statistik erneuerbare Energien, 2007



SATW, Road Map Erneuerbare Energien, 2006



3,6 Terajoule (TJ) = 1 Gigawattstunde (GWh) = 1 Million Kilowattstunden (KWh)



«Wichtig ist, dass sich sämtliche betroffenen Akteure an einen Tisch setzen und gemeinsam nach der besten Lösung suchen, sowohl in Bezug auf die Energieversorgung als auch auf den Schutz von Landschaft und Tierwelt.» nen Gegend nicht um ein vom Bund anerkanntes Schutzgebiet handelt. Wichtige Lebensräume für Vögel meiden. Ein anderes Problem ist das Kollisionsrisiko für Vögel. Betroffen sind insbesondere grosse Arten wie Störche oder Greife, bei schlechten Sichtverhältnissen – Nebel oder Regen – aber auch Zugvögel aller Grössen. Die Schweizerische Vogelwarte Sempach zeigt bei der Standortwahl für die Windturbinen deshalb eine vorsichtige Haltung. Sie hat 40 Standorte untersucht. Ergebnis: 6 sind unbedenklich, 28 sind zu überprüfen, und 6 weitere sind auszuschliessen. Die Vogelwarte empﬁehlt, Zugkorridore sowie Rast- und Ruheplätze von Vögeln, gesetzliche Schutzgebiete und Gebiete mit Vorkommen von störungssensiblen Arten wie etwa dem Auerhuhn von Windenergieanlagen freizuhalten. «Es gilt, in jedem Einzelfall die Schäden zu untersuchen, die der Vogelwelt zugefügt werden könnten», unterstreicht Benoît Magnin von der Sektion Landschaft und Landnutzung im BAFU.
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Planung nötig. Für Markus Thommen ist es sinnvoll, in der Schweiz eine gewisse Anzahl Windparks zu schaffen, in denen sich die Masten konzentrieren. Die Kantone sollten die Überlegungen zu ihren Planungen nicht ausschliesslich auf ihre eigenen Gebiete beziehen. Die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz (SL) schliesst sich dieser Meinung an und bedauert das Fehlen einer Planung sowohl auf nationaler wie auf regionaler Ebene. «Wichtig ist, dass sich sämtliche betroffenen Akteure an einen Tisch setzen und gemeinsam nach der besten Lösung suchen, sowohl in Bezug auf die Energieversorgung als auch auf den Schutz von Landschaft und Tierwelt», ergänzt Markus Thommen. Angesichts der Vielfalt und der Anzahl laufender Projekte ist es schwer zu sagen, wie hoch die Windenergieproduktion in der Schweiz in den nächsten Jahren ausfallen wird, umso mehr, als diese auch von den Wetterbedingungen abhängt. Laut BFE liegt das mittelfristige Potenzial bis zum Jahr 2025 zwischen 1 und 2 Prozent unseres derzeitigen Strombedarfs; bis 2050 könnte



KONTAKTE Markus Thommen (links) Sektion Landschaft und Landnutzung BAFU 031 322 80 78 [email protected] Markus Geissmann (rechts) Leiter Marktbereich Windenergie Bundesamt für Energie BFE 031 322 56 10 [email protected]
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es bis auf 7 Prozent klettern. 2007 erreichte die Produktion 16 GWh oder 58 TJ. Weniger, aber grössere Anlagen. Da an einem bestimmten Standort die mittlere Windgeschwindigkeit mit zunehmender Höhe ansteigt, haben die Hersteller von Windturbinen damit begonnen, höhere Anlagen mit breiteren Rotoren zu bauen. Zu diesem Typ gehören die beiden Windkraftanlagen im Wallis. Ein grosser, leistungsfähigerer Mast kann so viel Energie produzieren wie drei kleine Windturbinen. «Die Entwicklung hin zu grösseren Anlagen erlaubt es, deren Anzahl zu beschränken und so zu verhindern, dass auf Kreten eigentliche Windturbinenriegel entstehen», sagt Markus Thommen optimistisch. Was den Import von Windenergie angeht, so sieht sich diese noch mit technischen Problemen in Zusammenhang mit dem Bau von Off-ShorePärken sowie mit dem Unterhalt und der Stromübertragung über grosse Distanzen konfrontiert. Ausserdem ist aus ökologischer Sicht noch wenig bekannt über die Reaktion der Meeressäuger auf derartige Installationen. Cornélia Mühlberger de Preux www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-08



Einsicht in eine Turbine (oben). Windturbine bei Collonges im Wallis (unten). Bilder: www.strom-online.ch (oben), BAFU/Ennio Leonza (unten)
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BIOMASSE



Rumpelstilzchens Renaissance Die Möglichkeiten, Wärme, Strom und Treibstoff aus Biomasse zu gewinnen, sind ebenso vielfältig wie der Energieträger selbst: Rüstabfälle und Speisereste, Alt- und Waldholz oder Restprodukte aus der Holzverarbeitung, Jauche, Klärschlamm oder Rückstände aus dem Ackerbau – all das sind Abfälle, die sich umweltgerecht zur Energiegewinnung verwerten lassen.



Ob etwas Abfall ist oder Wertstoff, hängt vom Standpunkt ab. Für Christoph Eggerschwiler von ewl energie wasser luzern jedenfalls ist Schweinemist wertvoller Betriebsstoff. Die im September 2008 angelaufene Biogasanlage der SwissFarmerPower in Inwil (LU) wandelt ihn in Biogas um. In der Tat war es ein eigentliches Mistproblem gewesen, das die Initialzündung zu deren Bau gegeben hatte: «Mit rund 425 000 Schweinen hat der Kanton Luzern viel mehr Tiere, als der Boden erlaubt», sagt Daniel Hartmann, Chef der Sektion Grundwasserschutz im BAFU. Die Seen im «Schweinegürtel» leiden unter dem Übermass an Jauche und Mist – und den Anwohnenden von Mästereien sticht der strenge Geruch nur zu oft in die Nase. Dass die Inwiler Biogasanlage ursprünglich eine Massnahme gegen die Überdüngung war, gerät in einer Zeit, die auf nachwachsende Rohstoffe und Energieträger setzt, gern in Vergessenheit. Dem Ruf des Biogases freilich schadet das nicht: Der Verwandlung umweltbelastender Exkremente oder wertloser Abfälle in kostbare Energie haftet geradezu etwas Fabelhaftes an – fast wie im Märchen, wo der Esel Dukaten ausscheidet oder Rumpelstilzchen Stroh zu Gold verspinnt. Kreisläufe schliessen. Vielleicht hatten die alten Märchendichter auch nur das bessere Gespür für haushälterischen Umgang mit Rohstoffen als wir Heutigen. Früher wurden Materialkreisläufe geschlossen: Vom geschlachteten Tier blieb
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kaum etwas ungenutzt, und alte Kleider, die nicht mehr auszutragen waren, konnten zerschnitten und zu Flickenteppichen verwoben werden. Immerhin hat sich mittlerweile auch in modernen Industriegesellschaften die Einsicht durchgesetzt, dass Abfall ein Rohstoff ist – und sei es bloss, dass ein Produkt am Schluss seines Lebenszyklus als Brennmaterial zur Gewinnung von Wärme oder Strom eingesetzt werden kann. So besteht rund die Hälfte des Materials, das in Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) verbrannt wird, aus Biomasse in Form von Altholz, Papier und Textilien. Klammert man die Wasserkraft aus, werden 90 Prozent des erneuerbaren Stroms in KVAs erzeugt. Darüber hinaus liefern KVAs auch Fernwärme: Im Jahr 2007 setzten sie laut Bundesamt für Energie (BFE) insgesamt 8652 Terajoule Wärmeenergie ab und deckten somit den Heizbedarf von 200 000 Einfamilienhäusern. Die revidierte Energieverordnung des Bundes fördert KVAs denn auch in ihrer Eigenschaft als Produzentinnen von Bioenergie: Anlagen, die ab dem Jahr 2006 errichtet oder erheblich erneuert wurden, können die Hälfte ihrer Stromproduktion als erneuerbare Energie zu kostendeckenden Tarifen ins Stromnetz einspeisen. Voraussetzung ist allerdings, dass sie ein vorgegebenes Mindestmass an Energieefﬁzienz aufweisen, was bis jetzt erst bei zwei Anlagen in der Schweiz der Fall ist.



Biogasanlage von SwissFarmerPower in Inwil (LU): Ein Schredder wird mit Grüngut befüllt (oben). In den runden Nassfermentern wird Gülle zu Biogas vergärt. Die Trockenvergärung des Grüngutes erfolgt im rechteckigen Betriebsgebäude (unten). Bilder: BAFU/AURA, E. Ammon



Aktienkapital der besonderen Art. Wirtschaftliche



Überlegungen spielen auch bei der Biogasanlage Fortsetzung Seite 34
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ENERGIE AUS BIOMASSE: heutiger Verbrauch und möglicher Beitrag zur Schweizer Energieversorgung im Jahr 2050 in TJ



Holz



2007



2050



31 000



60 000



davon Stromproduktion durch Verbrennung von Holz in Wärme-Kraft-Kopplung Biogas



333



3900



2652



8000



617



1800



davon Stromproduktion aus der Verbrennung von Biogas in Wärme-Kraft-Kopplung Gasförmiger Treibstoff aus Biogas



66



Abhängig von der Biogasverwendung für Wärme- und Stromproduktion, zu der die Treibstoffproduktion in Konkurrenz steht



Flüssiger Treibstoff aus Biomasse Industrieabfälle + KVA



Quellen



467



880



Wärme



8652



9000



Strom



3316



5800



BFE, Statistik erneuerbare Energien, 2007



BAFU, Sektion Wald- und Holzwirtschaft / SCNAT/SATW, Energieressourcen (siehe S. 18)



3,6 Terajoule (TJ) = 1 Gigawattstunde (GWh) = 1 Million Kilowattstunden (KWh)



von SwissFarmerPower eine zentrale Rolle. Die Landwirte aus der Region Luzern selber tragen – nebst institutionellen Partnern wie die Erdgas Zentralschweiz AG oder ewl energie wasser luzern – entscheidend zur Finanzierung bei. Pro Grossvieheinheit oder pro 6 Schweine gibt es eine Aktie; der grösste landwirtschaftliche Aktionär besitzt deren 400. Aktienbesitzer können ihren Mist zum Vorzugspreis von 6 Franken pro Tonne entsorgen. Wer keine Aktien besitzt, muss dafür 10 Franken entrichten. Die Entsorgung von Mist in der Biogasanlage zahlt sich angesichts der Alternativen aus: Bis



Diversifikation als Strategie. Technisch hat die In-



wiler Biogasanlage insofern Pioniercharakter, als sie – bisher einzigartig in der Schweiz – Trockenund Nassvergärung kombiniert. Beide SubstratArten durchlaufen je einen unterschiedlichen Prozess, vereinigen sich aber im Endprodukt: Zum einen entsteht Energie in Form von Biogas – 67,5 Terajoule (TJ) Biogas erzeugt die Anlage pro Jahr. Zum anderen werden jährlich etwa 8000 Kubikmeter Flüssigdünger und 15 000 Kubikmeter Kompost produziert. Die SwissFarmerPower hat einen Partner für die Abnahme ihres Düngers auf sicher. Und dank des Umstandes, dass die An-



«Die Verbrennung von Holz zur Energiegewinnung muss an letzter Stelle der Nutzungskaskade stehen.» anhin waren die Luzerner Schweinezüchter gezwungen, Hofdünger-Abnahmeverträge abzuschliessen mit Landwirten, in deren Betrieb zu wenig organisches Material anfällt, um die Felder zu düngen. Bis ins Berner Seeland wurde Luzerner Mist verfrachtet – bei einem Transportpreis von immerhin rund 50 Rappen pro Kilometer und Tonne. Das ergibt bald eine «kritische Distanz», welche die Entsorgungsgebühr von SwissFarmerPower lohnend macht. Dass Biogasanlagen ein Instrument darstellen, um Massenströme zu steuern, ist aus Sicht von Daniel Hartmann einer der Hauptnutzen solcher Installationen.
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lage ﬂüssige wie auch feste Substrate verarbeiten kann, ist es ihr möglich, unterschiedliche Stoffe wie Jauche, aber auch Grüngut oder Produktionsabfälle aus Lebensmittelbetrieben zu verwerten. «Wir können auf Substrate ausweichen, die weniger umkämpft sind», stellt Christoph Eggerschwiler fest. Der Wettstreit ist in vollem Gang. Dass der Wettstreit um Biomasse als Energielieferant bereits entbrannt ist, beobachtet auch Claire-Lise Suter Thalmann aus der Sektion Wald- und Holzwirtschaft des BAFU. «Die Verbrennung von Holz zur Energiegewinnung muss an letzter Stelle der
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Nutzungskaskade stehen», betont sie. Das bedeutet, dass Holz erst dann als Energieträger genutzt werden darf, wenn es den Ansprüchen eines Schreiners oder eines Zimmermanns nicht mehr genügt. Für die Wärmegewinnung ist Holz die wichtigste Biomasse. Holzenergie macht immerhin 6,4 Prozent der Schweizer Wärmeproduktion oder 3,6 Prozent des gesamten Energieverbrauchs aus. In diese Zahl ﬂiesst die Leistung der Schweden- und Kachelöfen ein wie auch die der Holzherde oder Pellet-Heizungen. Das Ausbaupotenzial ist beträchtlich. Zunehmend an Bedeutung gewinnen automatische Feuerungsanlagen, die ganze Bauerndörfer und Quartiere über einen Nahwärmeverbund versorgen, und modernste Grossanlagen, welche mit Hackschnitzeln funktionieren. Claire-Lise Suter Thalmann mag den individuellen Kleinstheizungen ihre Berechtigung nicht absprechen: «In der Übergangszeit heizen viele mit dem Schwedenofen.» Indes ist es bei automatischen Anlagen wesentlich einfacher, den angestrebten Wirkungsgrad von 80 bis 90 Prozent zu erreichen und dabei auch hohe Feinstaubemissionen zu vermeiden. Mit bestmöglicher Ausnutzung der Ressource Holz und unter der Bedingung, dass optimal isoliert wird, liesse sich deren Anteil an der gesamten Wärmeproduktion bis auf 30 Prozent anheben, haben die Fachleute des BAFU berechnet.



Biogene Treibstoffe



Bild: AURA



Big is beautiful. So verführerisch die Vorstellung



sein mag, aus wertlosen Restprodukten gewinnbringend Energie zu erzeugen – die praktische Umsetzung hat doch ihre Tücken. Gerade bei neuartigen Installationen wie der Biogasanlage von SwissFarmerPower wird die Qualitätssicherung in nächster Zukunft ein vordringliches Anliegen sein. «Bis jetzt sind Pioniere am Werk, die sich für ihr Projekt ins Zeug legen und auch viel Gratisarbeit leisten; wenn erst einmal hart kalkulierende Geschäftsleute einsteigen, die Proﬁt wittern, wird man darauf achten müssen, dass Qualitäts- und Sicherheitsstandards eingehalten werden», ist Bruno Guggisberg von der Sektion Erneuerbare Energien im Bundesamt für Energie (BFE) überzeugt. Grossräumiges Denken ist bei der Planung künftiger Anlagen zur Gewinnung von Energie aus Biomasse jedenfalls am Platz. Es gewährleistet, dass die Installationen auch dort errichtet werden, wo genügend Rohmaterial anfällt, um sie zu betreiben – und wo die erzeugte Energie in Form von Wärme auch Abnehmer durch die Industrie oder durch Wohnquartiere ﬁndet. Lucienne Rey www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-09
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KONTAKTE Daniel Hartmann (links) Chef Sektion Grundwasserschutz BAFU 031 322 93 59 [email protected] Bruno Guggisberg (rechts) Leiter Marktbereich Biomasse Bundesamt für Energie BFE 031 322 56 40 [email protected]



hjb. Biogene Treibstoffe auf der Basis von gezielt dafür angebauten Energiepﬂanzen wurden vor wenigen Jahren als wirksamer Beitrag für den Klimaschutz betrachtet. Die Ökobilanz zeigt aber, dass die Reduktion bei den CO2-Emissionen vielfach einhergeht mit einer höheren Gesamtumweltbelastung im Vergleich zu fossilen Treibstoffen. Die Umweltbelastung fällt vor allem beim Anbau der Rohstoffe an (siehe auch Seite 46). Gemäss der seit 1. Juli 2008 gültigen Mineralölsteuergesetzgebung sind biogene Treibstoffe in der Schweiz deshalb nur dann von der Mineralölsteuer befreit, wenn sie folgende Bedingungen erfüllen: Der über den ganzen Lebensweg gerechnete CO2-Ausstoss muss mindestens 40 Prozent tiefer und die Umweltbelastung darf nicht erheblich grösser sein als bei fossilem Benzin. Und beim Anbau der Energiepﬂanzen muss die Erhaltung des Regenwaldes oder anderer CO2speichernder Ökosysteme sowie der biologischen Vielfalt gewährleistet sein. Das BAFU prüft die strikte Einhaltung dieser Mindestanforderungen im Einzelfall aufgrund der Treibstoffökobilanz-Verordnung, die am 15. April 2009 in Kraft trat. Um Zielkonﬂikte bei der energetischen und stof ﬂichen Nutzung von Biomasse zu vermeiden, haben die Bundesämter für Landwirtschaft (BLW), Energie (BFE), Umwelt (BAFU) und Raumplanung (ARE) eine gemeinsame Biomassestrategie verabschiedet.
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UMGEBUNGSWÄRME UND GEOTHERMIE



Energie aus der Tiefe In der Erde schlummern nahezu unerschöpfliche Energievorräte. Wir nutzen sie zurzeit bloss an der Oberfläche mittels Wärmepumpen, doch wirklich heiss wird es erst ein paar tausend Meter weiter unten. Die Technik, welche die Wärme aus der Tiefe verfügbar machen kann, verspricht viel, steht aber noch am Anfang der Entwicklung.
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Tiefe Geothermie (Bild links): Pilotprojekt mit Beteiligung des Bundesamtes für Energie (BFE) in Soultz-sous-Forêts im Elsass (F) während des erfolgreichen Zirkulationstests. Das Zirkulationswasser wird mit drei Pumpen (blau im Vordergrund) bis in eine Tiefe von 5 Kilometern gepresst und kommt als 200 Grad heisses Gemisch von Wasserdampf und flüssigem Wasser wieder an die Oberfläche. In der Bildmitte stehen die Bohrlochköpfe (rot, wie Hydranten aussehend). Der Wassertank (links) wurde bloss zu Testzwecken eingerichtet, bei der energetischen Nutzung der tiefen Geothermie bleibt der Wasserkreislauf geschlossen. Bild: S. Cattin (CREGE)



MÖGLICHKEITEN DER ERDWÄRMENUTZUNG Grundwasserwärmenutzung



Erdwärmesonde



Energiepfähle



Erdwärmesondenfeld



Tiefer Grundwasserleiter 1. Heizzentrale 2. Fernwärmenetz



Tiefe Geothermie 1. Injektions- und Produktionsbohrung 2. Wärmetauscher 3. Kraftwerk: ORC-Turbine und Generator 4. Kühlanlage 5. Fernwärmenetz



Illustration: CREGE



Seit 1938 wird das Rathaus der Stadt Zürich mit einer Wärmepumpe beheizt. Diese entzieht der Limmat Wärme und verdichtet sie auf Heiztemperatur. Technisch funktioniert eine Wärmepumpe wie ein Kühlschrank, nur läuft der Prozess umgekehrt: Mittels eines geeigneten Gases wird der Umgebung – der Erde, Gewässern oder der Aussenluft – Wärme entzogen, die dann durch Verdichtung des Gases wieder zurückgewonnen werden kann. Lange kam das für die Kühlung bewährte Verfahren für den gegenteiligen Zweck kaum zum Einsatz. Zu billig waren fossile Brennstoffe. Doch dies hat sich inzwischen geändert. Die steigenden Öl- und Gaspreise – sowie eine bescheidene staatliche Förderung – haben der Wärmepumpe in den vergangenen Jahren einen wahren Boom beschert. 2007 wurden in der Schweiz mehr als 16 000 derartige Geräte verkauft. Die Verkaufs-



Dossier Energie > umwelt 2/09



zahlen lagen damit erstmals über denen für Ölund Gaskessel. Erdwärmepumpen am effizientesten. Wärmepumpen brauchen Strom, das ist die Kehrseite der Medaille. Die 6839 Terajoule (TJ) Wärme, welche die 126 312 hiesigen Anlagen 2007 produzierten, wurden mit 3280 TJ (911 Gigawattstunden GWh) Elektrizität erkauft. Die Schweizerische Akademie der technischen Wissenschaften (SATW) schätzt, dass die Schweiz im Jahr 2070 ganze 14 000 TJ (3900 GWh) Strom benötigen wird, um Wärmepumpen zu betreiben. Dies entspricht knapp 7 Prozent des heutigen Stromverbrauchs. Umso dringender ist es, auf höchstmögliche Efﬁzienz zu achten. Diese hängt wesentlich vom «Temperaturhub» ab: Zapft man relativ kühle Quellen an, wie zum Beispiel die winterliche Aussenluft, ist die Efﬁzienz markant geringer,
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WÄRMEPUMPEN UND TIEFE GEOTHERMIE: heutige Energieproduktion und möglicher Beitrag zur Schweizer Energieversorgung 2050 bzw. 2070 in TJ 2007 2050 2070 Wärmepumpen



6839, davon 3893 aus Erdwärme



–



56 200



Tiefe Geothermie



Strom: 0



Strom: 7600



–



Wärme: 1107



Wärme: 8600



–



BFE, Statistik erneuerbare Energien, 2007



SATW, Road Map Erneuerbare Energien, 2006



Quellen



3,6 Terajoule (TJ) = 1 Gigawattstunde (GWh) = 1 Million Kilowattstunden (KWh)



als wenn die Wärme der Erde entzogen wird. Systeme mit Erdsonden benötigen deshalb für die gleiche Wärmeproduktion rund ein Drittel weniger Strom als Aussenluft-Wärmepumpen. Vorrangig sind deshalb Geräte mit Erdsonden zu fördern. Derzeit geht etwa die Hälfte der gepumpten Wärmeenergie in der Schweiz auf das Konto solcher Systeme. Die efﬁzientesten Pumpen geben rund fünfmal mehr thermische Energie ab, als sie in Form von Elektrizität benötigen. Ein heikler Punkt bei Erdwärmesonden ist der Grundwasserschutz. «Bei Sonden in nutzbaren Grundwasservorkommen besteht das Risiko, dass Schadstoffe ins Grundwasser gelangen können, wenn das Bohrloch nicht vollständig hinterfüllt und das Grundwasser so gegen Ausseneinﬂüsse geschützt ist», sagt Benjamin Meylan von der Sektion Grundwasserschutz im BAFU. In Grundwasserschutzzonen ist die Erdwärmenutzung mit Sonden deshalb verboten. Glutofen im Untergrund. Während Erdwärmeson-



den mit Tiefen von maximal 400 Metern die Erdkruste gerade mal anritzen, dringen geothermische Anlagen wesentlich tiefer ein. Das kann sich lohnen, denn dort unten ist es nochmals deutlich heisser. In der Schweiz rechnet man mit 3 Grad Wärmezunahme pro 100 Meter Tiefe. Sind die geologischen Bedingungen besonders günstig, werden 5 Kilometer unter der Erdoberﬂäche Temperaturen von 200 Grad angetroffen. Mit der EGS-Technik (Enhanced Geothermal Systems) kann diese Hitze zur Gewinnung von Wärme und Strom genutzt werden. Doch die Technik hat ihre Tücken. In Basel wurde der Versuch, ein Geothermie-Kraftwerk zu bauen, vorläuﬁg sistiert, nachdem es im Dezember 2006 und im Januar 2007 zu mehreren kleinen Erdbeben gekommen war. Denn um die Hitze aus der Tiefe zu holen, müssen im Felsen vorerst mit extrem hohem Druck Klüfte für die Zirkulation von Wasser geschaffen werden. Für Gunter Siddiqi, Leiter für Forschung und Entwicklung im Bereich der Geothermie beim Bundesamt für Energie (BFE), ist das Thema damit
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noch lange nicht vom Tisch. Er hält die technischen Probleme für lösbar: «Im nahen Elsass wird ein ähnliches Pilotprojekt erfolgreich getestet.» Die durch die Wasserinjektionen in der Tiefe ausgelösten Mikrobeben seien indes kaum zu vermeiden, wie sich auch in anderen Pilotprojekten gezeigt habe. Der Kanton Basel führt nun mit der Unterstützung des BFE und des BAFU eine Risikoanalyse durch. Häuﬁgkeit und Folgen solcher künstlicher Erdbeben sowie deren Einﬂuss auf natürliche Erdbeben sollen aufgezeigt, mögliche Gegenmassnahmen evaluiert und ein Vergleich mit anderen Risiken vorgenommen werden. Mit der Förderung dieser quantitativen Risikoanalyse strebe das BAFU ein harmonisiertes, integrales Risikomanagement im Bereich der Technik und der Naturgefahren an, sagt Daniel Bonomi von der Sektion Störfall- und Erdbebenvorsorge des BAFU. «Ohne den Mut zur Quantiﬁzierung fehlen die Grundlagen für eine sachliche Diskussion über Risiken.» Heisses Wasser aus 4500 Meter Tiefe. In St. Gallen



soll aus einer Tiefe von 4000 bis 4500 Metern rund 150 bis 170 Grad heisses Wasser an die Oberﬂäche geholt und sowohl thermisch als auch elektrisch genutzt werden. Geplant ist ein Kraftwerk, das jährlich rund 320 TJ (90 GWh) Strom und Wärme liefert. Letztere soll in ein neu zu erstellendes Fernwärmenetz im Osten der Stadt eingespeist werden. Eine Erweiterung dieses Netzes auf das bereits bestehende im Westteil St. Gallens sei geplant, sagt Marco Huwiler vom städtischen Amt für Umwelt und Energie. Er sei sehr zuversichtlich, dass das Erdwärmekraftwerk, dessen Baukosten auf rund 120 Millionen Franken veranschlagt werden, gebaut werde: «Die geologischen Voraussetzungen werden von den Fachleuten als sehr günstig beurteilt.»



KONTAKTE Benjamin Meylan (oben) Sektion Grundwasserschutz BAFU 031 322 92 56 [email protected] (oberflächliche Geothermie) Daniel Bonomi (links) Sektion Störfall- und Erdbebenvorsorge BAFU 031 322 93 98 [email protected] (Risikomanagement) Gunter Siddiqi (rechts) Forschungsbereichsleiter Geothermie Bundesamt für Energie BFE 031 322 53 24 [email protected]



Urs Fitze



www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-10
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STROMLEITUNGEN



Unter den Boden? Ob vor dem Haus oder im Naherholungsgebiet: Niemand freut sich über Strommasten und Stromleitungen. Aber auch unterirdische Kabel sind nicht unbedingt eine gute Lösung. Wenn vor Feiertagen allzu viel Verkehr auf der Autobahn Richtung Süden rollt, entsteht beim ersten Engpass ein Stau. Dann gibt es für Stunden kein Durchkommen. Ähnliches kann beim Höchstspannungsnetz geschehen, denn der internationale Stromhandel ist stark gewachsen. Dadurch steigt die Gefahr, dass es bei Engpässen im Übertragungsnetz zu Überlastungen kommt und ein Kurzschluss die Stromautobahn sperrt. Ganz Italien hat dies am 28. September 2003 erlebt, als der Strom für Stunden ausﬁel. Blackouts vermeiden. Um solche Blackouts zu ver-



hindern, soll das Höchstspannungsnetz besser ausgebaut und mit Sicherheitsreserven ausgestattet werden. Parallel dazu braucht auch die SBB zusätzliche Leitungskapazität, um den zunehmenden Bahnverkehr bei verdichtetem Fahrplan möglichst störungsfrei rollen zu lassen. Bis 2015
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müssen in den Hochspannungsnetzen der Überlandwerke und der SBB 67 Projekte verwirklicht werden, hielt eine Arbeitsgruppe des Eidgenössischen Departements für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) 2007 fest. Dazu gehört neben dem Ausbau bestehender auch die Errichtung neuer Leitungen. Konﬂiktfrei wird dieser Ausbau nicht vonstatten gehen. Wo immer neue Hochspannungsleitungen geplant sind, wehren sich Betroffene mit Einsprachen. Sorge bereiten jeweils das Magnetfeld der Leitung und die visuelle Beeinträchtigung von Siedlungsgebiet und Landschaft. Für die Einsprechenden heisst die Zauberlösung meist Verkabelung. Der ästhetische Vorteil erscheint offensichtlich, und das Magnetfeld hat eine viel kleinere räumliche Ausdehnung, auch wenn die Intensität im Nahbereich der Kabelleitung wesentlich höher ist (siehe Illustration Seite 40).



Strommasten am Grimselpass Bild: AURA, E. Ammon
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Bevölkerung wehrt sich. Um gemeinsam die Verkabelungsstrategie zu fördern, haben sich diverse Gemeinden, die von Leitungsprojekten betroffen sind, in der Interessengemeinschaft «Hochspannung unter den Boden» organisiert. 80
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Räumliche Ausdehnung des Magnetfeldes einer typischen zweisträngigen 380-kV-Freileitung bei Volllast (links) und einer 380-kV-Kabelleitung mit gleicher Leistung (rechts). Detailzeichnung: Die kunststoffisolierten Kabel sind in 2 parallelen Rohrblöcken aus Beton unterirdisch verlegt. Angabe der Magnetfeldstärke in Mikrotesla (μT). Illustration: Beat Trummer
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In der Regel werden heute nur Leitungen mit Spannungen unter 220 Kilovolt (kV) verkabelt. Seit knapp zehn Jahren ist es technisch auch möglich, 220- und 380-kV-Höchstspannungsleitungen mit kunststofﬁsolierten Kabeln unterirdisch zu verlegen. Beispiele sind die 380-kVDurchmesserleitung in Berlin, die Leitungen beim Flughafen Madrid sowie die 9 Kilometer lange 380-kV-Leitung zwischen Mendrisio (TI) und dem italienischen Cagno. Die Verkabelung von Leitungen auf der Höchstspannungsebene ist zwar technisch machbar, wird aber selten realisiert. Neben den Mehrkosten für eine Verkabelung – je nach Projekt und Kabeltechnologie sind die Kosten um einen Faktor 6 bis 10 höher, in Einzelfällen aber auch um einen Faktor 40 oder mehr – sprechen vor allem auch betriebliche Nachteile wie Verfügbarkeit, Schadensbehebung und Überlastbarkeit dagegen. Geschützte Landschaften schonen. Übertragungsleitungen werden durch das Eidgenössische Starkstrominspektorat oder – wenn sich Einsprachen nicht bereinigen lassen – durch das Bundesamt für Energie (BFE) genehmigt. Das BAFU beurteilt im Rahmen des Genehmigungsverfahrens, ob das Projekt die Anforderungen des Umweltrechts einhält.
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Wenn eine Leitung in einer geschützten Landschaft erstellt werden soll, fordert das BAFU – gestützt auf das Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) – in der Regel eine landschaftsschonende Linienführung (ausserhalb des Schutzgebietes) oder eine Verkabelung. Dies gilt besonders für Gebiete, die im Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung (BLN) erfasst sind, daneben aber auch für andere Gebiete mit hohem ökologischem Wert wie Vogelschutzreservate. Schutz vor Elektrosmog. Entscheidend für die Linienführung einer Leitung ist der Schutz der Bevölkerung vor Elektrosmog. Wenn eine geplante Freileitung an Orten mit empﬁndlicher Nutzung – beispielsweise in Wohnräumen, an Arbeitsplätzen, auf Bauzonen oder Kinderspielplätzen – den Grenzwert für das Magnetfeld überschreiten würde, ist eine andere Linienführung oder auch eine Verkabelung zu prüfen und wenn möglich zu realisieren. Ausserhalb von Siedlungs- und Landschaftsschutzgebieten hat das BAFU bisher Verkabelungen zurückhaltend eingefordert. Neben den hohen Kosten und den technischen Nachteilen gibt es auch Umweltschutzüberlegungen, die dagegen sprechen: Im Vergleich mit Freileitungen wiegt bei Erdverlegungen der Eingriff in den Boden viel schwerer und kann auch die Nutzung des Bodens als Ackerland beschränken. Zudem kann es zu Störungen von Grundwasserschichten kommen, oder es müssen im Wald grössere Flächen gerodet werden (siehe Tabelle rechts). «Allein schon die Beeinträchtigung von fruchtbarem Boden in einem Korridor von 15 bis 20 Metern Breite fällt negativ ins Gewicht», gibt Elisabeth Suter von der Sektion UVP und Raumordnung im BAFU zu bedenken. Umfassende Entscheidungskriterien. Wünschbar wären umfassende und präzise Kriterien, in welchen Fällen eine Hochspannungsleitung in den Boden zu verlegen ist. Dann liessen sich langwierige Rechtshändel vermindern und Gesundheit und Landschaft besser schützen. Mit diesen Überlegungen lancierte Ständerat Jean-René Fournier im Frühling 2008 eine Motion, die klare Entscheidungsgrundlagen fordert. Der Bundesrat nahm die Motion positiv auf, und eine Arbeitsgruppe hat entsprechende Grundlagen erarbeitet. Ein Entwurf des Kriterienkatalogs liegt nun vor und soll innert zwei Jahren im Rahmen des Sachplans Übertragungsleitungen anhand von drei Leitungsprojekten erprobt werden. Beatrix Mühlethaler www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-11
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Umwelteinﬂüsse von Freileitungen und Erdkabeln (380 und 220 Kilovolt)



Umweltbereich



Freileitung



Unterirdische Kabelleitung 1



Natur- und Landschaft



Visuelle Belastung der Landschaft über den gesamten Leitungszug. Kollisionsrisiko für Vögel.



Punktuelle visuelle Belastung der Landschaft durch Übergangsbauwerke zwischen der Freileitung und erdverlegten Leitungsabschnitten. Evtl. Beeinträchtigung des Landschaftsbilds durch Rodungsschneisen.



Wald



Temporäre Rodungen für den Bau der Leitung. Definitive Rodungen für die Masten. Einschränkung der Wuchshöhe der Bäume (Niederhalteservitut) unter der Leitung.



Temporäre Rodungen für den Bau auf der ganzen Breite des Baustreifens. Definitive Rodung auf der gesamten Trasseebreite. Eingeschränkte Nutzung und Bewirtschaftung während des Betriebs.



Boden



Geringer Eingriff.



Schwerwiegende Eingriffe auf einem Streifen von 10 bis 30 Metern Breite. Für die Rohrblöcke muss ein 3 bis 8 m breiter und 2 bis 4 Meter tiefer Graben ausgehoben werden. Dauerhafte Einschränkung der landwirtschaftlichen Nutzung möglich. Erwärmung und Austrocknung des Erdreichs möglich.



Grundwasser



Gefahr von Grund- und Trinkwasserverunreinigungen beim Bau der Mastenfundamente. Mastenbau im Fassungsbereich von Quellen nicht zulässig, in wichtigen Grundwasserschutzzonen nur in begründeten Ausnahmefällen.



Gefahr von Grund- und Trinkwasserverunreinigungen beim Bau der Rohrblöcke. Leitungsbau im Fassungsbereich von Quellen nicht zulässig, in wichtigen Grundwasserschutzzonen nur in begründeten Ausnahmefällen. Dauerhafte Störung der Infiltrationswege oder Barrieren im Grundwasserfluss möglich.



Elektrosmog



Grosse räumliche Ausdehnung des Magnetfeldes.



Kleine räumliche Ausdehnung des Magnetfeldes.



Abfall



Wenig Aushub, wenig Abfall.



Pro Laufmeter Rohrblock rund 15 bis 30 Kubikmeter Aushub- und Bodenmaterial, das in der Regel nicht verwertet werden kann.



Naturgefahren



Bei hangparalleler Leitungsführung Beeinträchtigung der Schutzwirkung von Wäldern infolge Niederhaltungen möglich.



Bei hangparalleler Leitungsführung infolge Rodungsschneisen Beeinträchtigung der Schutzwirkung von Wäldern möglich (z. B. Angriffsflächen für Windwurf, Terraininstabilität und Murgänge).



Andere Kriterien



Nicht näher untersucht wurden bisher insbesondere die Frage der Nachhaltigkeit, zum Beispiel des Aufwands und der Auswirkungen eines Rückbaus, sowie die Fragen der grauen Energie oder des Ressourcenverbrauchs der beiden Technologien.



1 Betrachtet werden nur kunststoffisolierte Kabel, weil gasisolierte Leitungen wegen der SF -Problematik (SF = stärkstes 6 6 Treibhausgas) nur in seltenen Ausnahmefällen zulässig sind.
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KONTAKT Elisabeth Suter Sektion UVP und Raumordnung BAFU 031 323 07 35 [email protected]



41



ENERGIEAUSSENPOLITIK



Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit Wichtigstes Ziel der Schweizer Energieaussenpolitik ist die Sicherstellung der Energieversorgung, die auf einer klimafreundlichen und effizienten Energienutzung aufbaut. Umweltfragen stehen deshalb bei den internationalen Energiebeziehungen der Schweiz oft mit auf der Traktandenliste.



Angesichts der kontinuierlich steigenden Energienachfrage, der starken Abhängigkeit von Energieimporten, der Klimaproblematik und der anstehenden Ersatz- und Neuinvestitionen für die künftige Stromversorgung steht die Schweiz im Energiebereich vor grossen Herausforderungen. Eine aktive Energieaussenpolitik soll zu deren Bewältigung beitragen. Das vorrangige Ziel der Energieaussenpolitik ist denn auch die Sicherung von Energieimporten. Zweitens soll eine umweltverträgliche, das heisst eine klimafreundliche und efﬁziente Energienutzung angestrebt werden. Und drittens geht es um die



Installation eines SolarHome-Systems auf einer Bauernhütte in Äthiopien (oben). Vorbereitungsarbeiten für ein Kleinwasserkraftwerk in Ladakh, Nordindien (unten). Bilder: Stiftung Solarenergie (oben), Fachhochschule Nordwestschweiz FHNW (unten)



Wirtschaftlichkeit: Schweizer Energieversorgungsunternehmen sollen sich im europäischen Strom- und Gasbinnenmarkt erfolgreich behaupten können. Stromabkommen mit der EU. Seit November 2007 laufen Verhandlungen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union (EU) über ein Elektrizitätsabkommen. Dabei geht es neben der Versorgungssicherheit im liberalisierten Umfeld, dem grenzüberschreitenden Stromhandel und dem gegenseitigen Marktzugang auch um stromrelevante Umweltfragen. Die EU schlug der Schweiz vor, sieben europäische Umweltrichtlinien in dieses Abkommen aufzunehmen, unter anderem in den Bereichen Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), Strategische Umweltprüfung, Flora-Fauna-Habitat und Luftreinhaltung. Zurzeit diskutiert eine gemeinsame Arbeitsgruppe der Schweiz und der EU diese Erlasse. In jüngster Zeit haben sich die Rahmenbedingungen im europäischen Energiemarkt verändert: Die EU hat für ihre Mitgliedstaaten ein ambitioniertes Klima- und Energiepaket aufgegleist und ein drittes Energiebinnenmarktpaket geschnürt, das voraussichtlich im Juni 2009 verabschiedet wird. Was ist grüner Strom? Der neue rechtliche Rahmen der EU wird Auswirkungen auf die Anrechnung europaweit geltender grüner Zertiﬁkate haben. Die Schweiz ist daran interessiert, dass EU-Mitgliedstaaten schweizerische Herkunftsnachweise für Strom aus erneuerbaren Energiequellen, namentlich aus Wasserkraft, weiterhin anerkennen. Dies würde die Position der Schweizer Stromproduzenten auf dem europäischen Energiemarkt stärken, denn solcher Strom aus erneuerbaren Quellen lässt sich zu einem guten Preis im Ausland verkaufen. «Vordringlich ist deshalb, die Anerkennungskriterien für Ökostrom und dessen anzustrebenden Anteil am Energiemix zwischen den Verhandlungspartnern zu harmonisieren», sagt Karine Siegwart, Sektionscheﬁn Europa, Handel und Entwicklungszusammenarbeit im BAFU. Denn die neue EU-Regelung schafft
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und Klimaschutz im Fokus



eine völlig neue Ausgangslage, indem nur noch als grüner Strom anerkannt wird, was aus neu in Betrieb genommenen Produktionsanlagen, nicht aber aus bestehenden Kraftwerken stammt. Umwelttrümpfe der Schweiz. Was kann unser Land



bei den Verhandlungen mit der EU in die ökologische Waagschale werfen? • Mit 55 Prozent Hydroelektrizität (Wasserkraft) im Strommix hat das Wasserschloss Schweiz einen Anteil an erneuerbaren Energien, der weit höher liegt als in den meisten EU-Staaten. Doch die 20-20-Ziele der EU-Mitgliedstaaten (20 Prozent erneuerbare Energien im Jahr 2020) wurden teilweise aufgrund ihrer Wirtschaftskraft bestimmt, so dass Länder mit hohen Erneuerbare-Energie-Anteilen wie Österreich weiter gehende Ziele erreichen müssen. • Als Alpenland hat die Schweiz den Standortvorteil, Energie in hoch gelegenen Speicherkraftwerken lagern zu können. Diese Kapazität der Energiespeicherung wird mit der Produktion von Wind- und Solarenergie noch wichtiger werden, da diese starken Schwankungen unterliegen. • Dank seiner geograﬁschen Lage bildet unser Land die Stromdrehscheibe Europas. Es ist wie geschaffen für den Stromtransit mittels einer «Strom-Alpentransversale» im Hinblick auf Visionen von sich ergänzender Sonnenenergie aus dem Süden und Windenergie aus dem Norden.



Abu Dhabi entstehen soll – ergänzt mit einem Swiss Village. REPIC – weltweit tragende Initiative. Auch Entwick-



lungsländer sollen die Möglichkeit erhalten, erneuerbare Energieträger einzusetzen. Deshalb haben das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), die Direktion für Zusammenarbeit und Entwicklung (DEZA), das Bundesamt für Energie (BFE) und das BAFU die gemeinsame Plattform REPIC (Renewable Energy & Energy Efﬁciency Promotion in International Cooperation) geschaffen. «Mit der REPIC-Plattform versuchen wir, die Partner in Entwicklungsländern durch Technologietransfer, den Aufbau von lokalen Kapazitäten oder durch Pilotprojekte zu unterstützen», erklärt Jean-Bernard Dubois von der DEZASektion Klima und zugleich Mitglied der REPICSteuergruppe. Die Initiative orientiere sich dabei an den Bedürfnissen der Ärmsten, die besonders an einer ungenügenden Energieversorgung sowie den gesundheitlichen und ökologischen Folgen von veralteten Technologien litten. Inzwischen sind weltweit mehrere Projekte in Umsetzung oder bereits erfolgreich abgeschlossen, etwa eine Machbarkeitsstudie für Windkraft in Rumänien, die zur Realisierung einer Windkraftanlage beigetragen hat, die Biogasproduktion aus Bananenabfällen in Costa Rica, solar betriebene Wasserpumpen in Mali oder der Ausbau der netzgekoppelten Photovoltaik in Nepal.



KONTAKTE Karine Siegwart Sektionschefin Europa, Handel und Entwicklungszusammenarbeit BAFU 031 322 99 73 [email protected] Jean-Christophe Füeg Leiter Internationales BFE 031 322 12 50 jean-christophe.fueeg@ bfe.admin.ch



Neue Energieagentur. Auf Initiative von DeutschBilaterale Partnerschaften. Die Schweizer Ener-



gieaussenpolitik ist bestrebt, bei bilateralen Energieabkommen mit ausgewählten Staaten bezüglich gemeinsamer Forschung und Technologieaustausch auch Umweltaspekte einzuschliessen, insbesondere mit Blick auf die Förderung der erneuerbaren Energien und der Energieefﬁzienz. So auch in der jüngsten Vereinbarung mit den Vereinigten Arabischen Emiraten. Bei der Vertragsunterzeichnung im Januar 2009 besuchte Bundesrat Moritz Leuenberger u. a. Masdar, die weltweit erste CO2-freie Stadt, die bis 2015 in
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land, Dänemark, Spanien und Österreich wurde im Januar 2009 in Bonn die Internationale Agentur für Erneuerbare Energien (IRENA) gegründet – als Ergänzung zur bestehenden Internationalen Energieagentur (IEA). Die Schweiz nimmt vorerst als Beobachterin daran teil. Über einen Beitritt will der Bundesrat erst entscheiden, wenn das künftige Tätigkeitsfeld der Agentur näher umschrieben ist und die organisatorischen und ﬁnanziellen Verpﬂichtungen für Mitgliedstaaten geklärt sind. Georg Ledergerber www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-12
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Vor Ort



CH Mittelland Leben mit dem Biber



CH/LU



BS



Ruhe für Wildtiere



Grüner Strom für Basel



Damit Natursportlerinnen und -sportler nicht zum Problem für Wildtiere werden, braucht es Rücksichtnahme. Mit einer landesweiten Kampagne («Respektiere deine Grenzen») wollen das BAFU und der Schweizer Alpen-Club (SAC) über einen naturverträglichen Freizeitsport aufklären und die Kennzeichnung von Wildruhegebieten bekannt machen. Eine breit abgestützte Trägerschaft mit Sport- und Naturschutzverbänden ist im Aufbau. Derweil startete im Februar ein Pilotprojekt in Sörenberg: Dabei wurden eine Schneeschuhroute und die angrenzenden Wildruhegebiete gekennzeichnet sowie eine Informationsbroschüre mit sechs konkreten Verhaltensregeln zum wildtierschonenden Schneeschuhwandern abgegeben.



> Sabine Herzog, Sektion Jagd, Wildtiere und Waldbiodiversität, BAFU, 031 323 03 40, [email protected]



ZH



Die Industriellen Werke Basel verzichten ab sofort dank Öko-Zertifikaten ganz auf Atom- und Kohlestrom. Mittelfristig soll die grüne Energieproduktion ausgebaut werden. Für diese Umstellung hatte die baselstädtische Regierung im Januar 2009 einen Rahmenkredit über 1,7 Millionen Franken beschlossen. Mit diesen Mitteln dürften in den Jahren 2009 bis 2011 Öko-Zertifikate gekauft werden, welche den Aufpreis für Strom aus erneuerbarer Produktion decken. Bisher kamen 80 bis 90 Prozent des Basler Stroms aus Wasser-, Wind- und anderen ökologischen Kraftwerken. Der Rest wurde ohne Herkunftsdeklaration eingekauft, stammte also zumeist aus AKWs und Kohlekraftwerken.



> IWB, Basel, Erik Rummer, 061 275 96 58, Die dunkle Seite des Lichtes



Beat Hauenstein, Pro Natura



Nach der Ausrottung des Bibers im 19. Jahrhundert wurden zwischen 1956 und 1977 rund 140 Tiere an verschiedenen Orten der Schweiz wieder angesiedelt. Allerdings mit wenig Erfolg. Nun hat sich der Biber in den letzten Jahren wieder ausgebreitet – und gerät stellenweise auch schon in Konflikt mit den Menschen. Nach der Nordwestschweiz, der Romandie und der Ostschweiz startete Anfang 2009 mit «Hallo Biber! Mittelland» das vierte Pro-NaturaRegionalprojekt. Zentrale Elemente sind die Öffentlichkeitsarbeit, die Umweltbildung, die Lebensraumaufwertung von ehemals natürlichen Flussabschnitten und die Suche nach gangbaren Lösungen bei Konflikten.



Im Auftrag der Stadt Zürich haben Biologinnen und Biologen der Arbeitsgemeinschaft SWILD eine Literaturrecherche über die ökologischen Auswirkungen künstlicher Beleuchtung gemacht. Es ist die erste, vom BAFU mitfinanzierte Übersichtsstudie, die diese Problematik umfassend darstellt. Zum Beispiel: Nachts ziehende Zugvögel verlieren bei ungünstiger Witterung in einer Lichtglocke über Agglomerationen die Orientierung, bleiben darin gefangen und sterben. Oder: Fledermäuse müssen ihre Wohnquartiere in Häusern bei beleuchteten Fassaden aufgeben. Als Quintessenz liefert die Studie pragmatische Lösungsvorschläge in Form einer Checkliste für eine umweltverträgliche Beleuchtung.



> SWILD, Zürich, 044 450 68 05, www.swild.ch, www.helldunkel.ch



[email protected]



BE Eine Gemeinde als Testfeld Im Dezember 2008 haben die Partner BKW FMB Energie AG, die Schweizerische Post, IBM Schweiz AG und die Gemeinde Ittigen den Verein «Inergie» gegründet. Er hat zum Ziel, zukunftsweisende Lösungsansätze im Bereich der integrierten und nachhaltigen Energieerzeugung und -nutzung zu entwickeln und umzusetzen. In der Modellgemeinde Ittigen sollen konkrete Projekte den Energieverbrauch (u.a. für Strom, Mobilität, Wärme) effizienter gestalten. Die Massnahmen werden in der Praxis erprobt und laufend optimiert. Die Projekte sind offen für die interessierte Bevöl kerung und für Unternehmen. Ziel ist, sie so zu gestalten, dass sie sich auch in anderen Regionen und Gemeinden anwenden lassen.



> Pro Natura, Susanna Meyer, 061 317 91 31,



> BKW FMB Energie AG, Urs Bänziger,



[email protected], www.hallobiber.ch



031 330 56 97, www.bkw-fmb.ch
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BE/GL/GR/ZG/SZ



gärtnerei (BS) ist es auf einfache Weise möglich, das Thema Kompost im Schulunterricht attraktiv zu vermitteln. Neu ist ein Kompostlied (CD) mit Begleitheft und Spielkarten für die Kindergartenstufe erhältlich – und zwar unter www.kompostbasel.ch. Einzelexemplare sind gratis zu beziehen bei: Amt für Umweltschutz und Energie BL, Postfach, 4410 Liestal.



Ferien vom Auto



> Annemarie Spinnler, Amt für Umweltschutz und Energie, Fachstelle Abfall, Stoffe + Chemikalien, Liestal, 061 552 62 66, [email protected], www.aue.bl.ch



VD Ardez im Engadin



Andrea Badrutt, Chur



Mobile Abfallentsorgung



TI Maximale Sicherheit für Bevölkerung Der Kanton Tessin hat die Verzeichnisse der kantonalen Gefahrenzonen fertiggestellt. Die Gemeinden sind nun verpflichtet, darauf basierend alle nötigen Massnahmen zu ergreifen, um für die Bevölkerung maximale Sicherheit zu gewährleisten. Die drei tragenden Pfeiler der Strategie sind die Vorsichtsmassnahmen, die Intervention im Falle einer Katastrophe und der Wiederaufbau. Wenn eine Gemeinde die vorliegenden Informationen nicht berücksichtigt und dadurch Menschen zu Schaden kommen, können die verantwortlichen Behörden zur Rechenschaft gezogen werden.



> Ufficio dei pericoli naturali, degli incendi



In die Ferien ohne mein Auto: Das wollen viele, angesichts des Gepäcks lassen es die meisten aber dann doch bleiben. «Ferien vom Auto» will Abhilfe schaffen: Das nationale Projekt für Tourismusorte bietet Gästen ohne Auto allen Komfort und eine vielfältige Mobilität an. Das dafür erforderliche Angebot wird vorerst in vier Pilotdestinationen des Schweizer Berggebiets aufgebaut: Ägerital–Sattel (ZG/SZ), Braunwald (GL), Lenk (BE) und Scuol Engadin (GR). Neu entwickelt werden etwa Zusatzangebote beim Gepäckservice oder bei der Mobilität vor Ort.



e dei progetti, Bellinzona, 091 814 36 57, www.ti.ch/dt/da/sf/ufft/



AG Sonderabfälle: efﬁziente Sammlung



> solèr + bernhard, Samuel Bernhard, Zürich,



zVg



Dank einer mobilen Sammelstelle können die Einwohnerinnen und Einwohner von Lausanne ihre Sperrgutabfälle neuerdings in ihrem Quartier entsorgen. Die Sammelstelle macht viermal jährlich auf 21 verschiedenen Plätzen der Stadt Halt. Bis anhin wies Lausanne in Bezug auf die Abfallentsorgung einen Rückstand auf die übrige Schweiz auf: Während landesweit durchschnittlich gut die Hälfte des Siedlungsabfalls verwertet wird, waren es in Lausanne nur rund 40 Prozent. Bis ins Jahr 2020 soll diese Verwertungsquote auf 60 Prozent gesteigert werden.



044 430 19 31, [email protected]



BL/BS Kompost macht Schule



> Service d’assainissement, Centre Intercommunal de Logistique (CIL), 021 315 79 79, [email protected]



zVg



Farben, Dünger, Medikamente: In Haushaltungen sammeln sich viele Sonderabfälle an. Einmal im Jahr müssen die Gemeinden per Gesetz eine entsprechende Spezialsammlung durchführen. Der Kanton Aargau setzt auf eine effiziente und kostengünstige Lösung: Drogerien und Apotheken nehmen die Sonderabfälle laufend zurück.



> Departement Bau, Verkehr und Umwelt, zVg



Mit den Unterrichtsmaterialien des Amtes für Umweltschutz und Energie (BL) und der Stadt-
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Abteilung für Umwelt, Aarau, Andreas Burger, 062 835 34 22, [email protected], www.ag.ch/umwelt
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International Biogene Treibstoffe: Wie viel Nachhaltigkeit darf sein? Biogene Treibstoffe werden aus Biomasseabfällen sowie aus Ölpﬂanzen wie Raps oder aus zuckerund stärkehaltigen Pﬂanzen wie Getreide, Zuckerrüben oder -rohr sowie Holz hergestellt. In der jüngsten Vergangenheit haben sie auch in einer breiten Öffentlichkeit Anlass zu Diskussionen gegeben. Denn sie beﬁnden sich in einem Spannungsfeld zwischen Handel, Energieversorgung und Ernährungssicherheit, wirtschaftlicher Entwicklung, nachhaltiger Landwirtschaft, Regenwaldverlust und Massnahmen zur Bekämpfung der Auswirkungen des Klimawandels. Ende letzten Jahres fand in São Paulo eine internationale Konferenz zum Thema statt. Dominiert wurde diese klar von den handels- und entwicklungspolitischen Interessen, die Brasilien, aber auch die USA oder die EU im Bereich der Förderung von Biotreibstoffen haben. Für die Schweiz ist indes klar, dass angesichts des Klimawandels und des Verlustes von Biodiversität, aber auch der zunehmenden Umweltverschmutzung (Luft, Böden), der Energieverknappung und der Nahrungsmittelkrise eine Vernetzung der politischen Lösungen nötig ist. Für Treibstoffe, die von einer Steuererleichterung proﬁtieren sollen, hat die Schweiz im Rahmen der Mineralölsteuergesetzgebung verbindliche ökologische und soziale Mindestanforderungen eingeführt. Deshalb ist ein Konsens bezüglich der biogenen Treibstoffe auch nicht ausschliesslich innerhalb der Welthandelsorganisation WTO zu suchen. Konkret: «Unternehmen und die internationale Staatengemeinschaft müssen Investitionen in Umweltbelange und soziale Anliegen, einschliesslich Ernährungssicherheit, als Chance und längerfristig als kostenefﬁzientere Aktion begreifen», sagt Karine Siegwart, Schweizer Delegationsleiterin und Sektionscheﬁn Europa, Handel und Entwicklungszusammenarbeit beim BAFU. Zu fördern sei insbesondere eine nachhaltige, multifunktionale Landwirtschaft, welche die regionale Landwirtschaft und die Ökosysteme stärker in den Mittelpunkt stellt. Im Sinne eines nachhaltigen Handels komme zudem der (ökologischen) Markttransparenz und der Entwicklungszusammenarbeit eine grosse Bedeutung zu.



Karine Siegwart Sektionschefin Europa Handel und Entwicklungszusammenarbeit BAFU 031 322 99 73 [email protected]



Internationale Solidarität dank globalem Umweltfonds Die Globale Umweltfazilität (Global Environment Facility, GEF) wurde 1991 eingerichtet. Der GEF betraut die Weltbank sowie das Umweltprogramm (UNEP) und das Entwicklungsprogramm (UNDP) der Vereinten Nationen mit der Umsetzung der Projekte und ﬁnanziert sich aus Beiträgen von 174 Staaten. Die Finanzmittel dienen zur Unterstützung von Umweltmassnahmen von globaler Bedeutung in Entwicklungs- und Transitionsländern. Sie orientieren sich an den Anliegen internationaler Umweltabkommen (speziell Klima- und Artenvielfalt) sowie an den speziﬁschen Bedürfnissen der Empfängerländer. Neben konkreten Umweltprojekten werden vor allem Aktivitäten gefördert, welche die Entwicklungs- und Transitionsländer darin unterstützen, umweltpolitische Massnahmen zu entwickeln und umzusetzen. Bisher wurden Umweltprojekte im Wert von 8 Milliarden US-Dollar ﬁnanziert und zusätzlich 33 Milliarden US-Dollar an Co-Finanzierungen von Dritten ausgelöst. Die Schweiz beﬁndet sich in der gleichen Stimmrechtgruppe wie die zentralasiatischen Staaten Kasachstan, Kirgisien, Tadschikistan, Turkmenistan, Usbekistan sowie Aserbaidschan. Zweimal jährlich ﬁnden mit diesen Ländern konstituierende Treffen statt. Das grösste laufende Projekt in Zentralasien ist die Central Asian Countries Initiative for Land Management (CACILM). Ziel von CACILM ist, die Produktivität der Länder zu steigern. Das Projekt soll weitergeführt und ausgebaut werden.



46



Reinhard Gasser Sektion Europa Handel und Entwicklungszusammenarbeit BAFU 031 322 97 77 [email protected] www.thegef.org
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WILDTIERE



Das zweite Leben der Sumpfschildkröte Ob es zumindest teilweise echte Schweizer sind oder Abkömmlinge ausgesetzter Tiere, ist noch unklar. So oder so aber sind die Vorkommen der Europäischen Sumpfschildkröte in unserem Land erhaltenswert. Schutzbemühungen für die vom Aussterben bedrohte Reptilienart sind angelaufen.



Man hatte sie schon abgeschrieben: In der Roten Liste der bedrohten Tierarten der Schweiz aus dem Jahr 1994 ist die Europäische Sumpfschildkröte (Emys orbicularis) als «ausgestorben» verzeichnet. Zwar gab es auch damals noch sporadische Nachweise der Art in hiesigen Gewässern, doch gingen die Fachleute davon aus, dass es sich dabei ausschliesslich um ausgesetzte oder aus Gehegen entwichene Tiere handelte. Manche bezweifelten gar, dass die Sumpfschildkröte bei uns je wild vorkam. Das Klima sei zu rau für eine erfolgreiche Fortpﬂanzung dieses wärmeliebenden Reptils, wurde argumentiert. Heute weiss man es besser. Dass die Art einst Bestandteil der einheimischen Fauna war, belegen Überreste eines Tiers, die in einer Höhle bei Vionnaz im Unterwallis gefunden wurden – die Hinterlassenschaft steinzeitlicher Jäger, die hier vor 6000 bis 7000 Jahren hausten. Auch aus der Bronzezeit gibt es Nachweise: In einer archäologischen Ausgrabungsstätte am Ufer des Neuenburgersees kamen Teile des Rückenpanzers dieser Schildkrötenart zum Vorschein. Das Tier hat um 1000 v. Chr. gelebt. Mittelalterliche Chroniken berichten vom Schildkrötenfang am Neuenburgersee, und Conrad Gessner, der Urvater der Zoologie, erwähnt 1583 das Vorkommen der Art im Kanton Zürich. Vitaler Bestand bei Genf. Die Ansicht, dass



in der Schweiz keine fortpﬂanzungsfähigen Populationen mehr existieren, ist mittlerweile ebenfalls widerlegt. 2001
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untersuchte der Biologe Denis Mosimann die Sumpfschildkröten im Naturschutzgebiet Moulin-de-Vert bei Genf. Ihr Habitat besteht aus vier Teichen in einem Altarm der Rhone. Zwischen 1950 und 1989 wurden hier 25 ausgewachsene Individuen sowie eine unbekannte Anzahl von Jungtieren ausgesetzt. Mosimann konnte nachweisen, dass sich die Population seither wacker vermehrt hat. Er ﬁng und beobachtete Tiere aller Altersklassen, auch frisch geschlüpfte, und schätzte den Bestand auf mehr als 300 Exemplare. Freilandversuche ergaben, dass sich die Art auch in anderen Teilen des Landes – in Höhenlagen unterhalb 500 Metern ü. M. – durchaus erfolgreich fortpﬂanzen kann.



Vorkommen teilweise auf Tiere aus der ursprünglichen Population zurückgehen. Vorläuﬁge Resultate genetischer Studien schliessen dies zumindest nicht aus: Einige der untersuchten Tiere entsprechen dem «Haplotyp IIa», einem Genotyp, dessen Verbreitungsgebiet von Frankreich bis in den Donauraum und den Balkan reicht. Die Schweiz nördlich der Alpen liegt in der Mitte. Südlich der Alpen ist ein anderer Genotyp verbreitet. Die Koordinationsstelle für Amphibien- und Reptilienschutz in der Schweiz (Karch) zog aus den neuen Erkenntnissen die Konsequenzen: Bei der Überarbeitung der Roten Liste der gefährdeten Reptilien in der Schweiz im Jahr 2005 wurde die Europäische Sumpfschildkröte umklassiert. Neuerdings gilt



Mittelalterliche Chroniken berichten vom Schildkrötenfang am Neuenburgersee. Heimlich überlebt? Inzwischen ist auch nicht mehr ganz sicher, ob die Art bei uns tatsächlich zeitweilig ausgestorben war. Gründe dafür gäbe es allerdings genug: Die Veränderung der Gewässerlandschaft im Schweizer Tieﬂand raubte ihr den grössten Teil ihres Lebensraums, und auch der Fang mit Netzen und Reusen forderte ihren Tribut. Das Fleisch des kirchlich als «ﬁschähnlich» zertiﬁzierten Tiers war eine beliebte Fastenspeise. Im 19. Jahrhundert wurden die Nachweise sehr spärlich. Dennoch ist es möglich, dass die heutigen



sie als «vom Aussterben bedroht». An ihrer Situation ändert dieser administrative Akt zwar nichts, wohl aber am Umgang mit ihr: Die Sumpfschildkröte ist damit zu einer Art geworden, für die sich der Naturschutz interessiert. Bereits sind für sie diverse Projekte angelaufen, die sich mit der Erforschung und der Förderung dieses Tiers befassen. Genetische Analysen. In einem ersten Schritt soll durch genetische Analysen Fortsetzung Seite 49
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Gerne genehmigen sich die Schildkröten ein Sonnenbad auf einem schwimmenden toten Baum oder einem Ast, der aus dem Wasser ragt. Die beiden Aufnahmen wurden in Kroatien gemacht. Bilder: Fritz Wüthrich



abgeklärt werden, ob tatsächlich noch Relikte der ursprünglichen Population übrig sind. Dabei kommen verfeinerte Methoden zum Einsatz, die eine Differenzierung innerhalb des sehr weit verbreiteten Haplotyps IIa erlauben. Eingefangenen Tieren werden dazu Gewebeproben entnommen; danach werden sie wieder freigelassen. Zeigt sich dabei, dass unter den hiesigen Sumpfschildkröten tatsächlich noch ein paar «Urschweizer» zugegen sind, soll alles versucht werden, die letzten Vorkommen durch gezielte Aufwertung ihrer Habitate zu erhalten und zu vergrössern. Die Sumpfschildkröte braucht ruhige, pﬂanzenreiche Gewässer mit schlammigem Grund und vielfältig bewachsenen und strukturierten Ufern. Bezüglich Nahrung ist sie nicht wählerisch. Wirbellose und deren Larven, Kaulquappen, Eier von Fischen sowie Aas von Wirbeltieren stehen auf dem Speisezettel, aber auch pﬂanzliche Kost wie Wasserlinsen, Seerosen und Laichkräuter. Sonnenbeschienene Eigruben. Unerlässliche Elemente des Lebensraums sind ufernahe Magerwiesen, mit Büschen bestandene Böschungen oder sandige Hügel, die auch bei Hochwasser nicht überﬂutet werden. Hier deponieren die Weibchen von Mai bis Juni 3 bis 19 Eier in einer kleinen Grube. Die Jungtiere schlüpfen zwischen August und Oktober. Wenn sie nicht gerade am Fressen sind, genehmigen sich die Schildkröten ein Sonnenbad. Dann sind sie auch am leichtesten zu beobachten. Regungslos und mit aufgerichtetem Kopf hocken sie auf einem schwimmenden toten Baum
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oder einem Ast, der über das Wasser ragt. Die sich in der Frühlingswärme räkelnden Weibchen bringen die Männchen in Stimmung. Die Sonnenplätze sind denn oft auch Paarungsplätze. Biber als Helfer. Das Biotopmanagement



für die Sumpfschildkröte kann auf einen qualiﬁzierten Mitarbeiter zählen: Stauend schafft der Biber günstige Flachgewässer, fällend hinterlässt er sonnige Plätze am Ufer für die Eiablage. In potenziell geeigneten Gebieten, in denen die Schildkröte nicht mehr vorkommt, ist auch eine Wiederansiedlung denkbar. Als grundsätzlich tauglich angesehen werden namentlich die «Grangettes» an der Rhonemündung in den Genfersee, das Südufer des Neuenburgersees, Teile des Seelandes, das Reusstal, das Rheindelta am Bodensee und die Bolle di Magadino. Wichtig ist dabei, dass nur Tiere ausgesetzt werden, deren Erbgut möglichst weitgehend der ursprünglich ansässigen, an die örtlichen Verhältnisse angepassten Form entspricht. Die genetischen Untersuchungen werden helfen, die richtigen Tiere zur Zucht und Auswilderung auszuwählen. Illegale Aussetzungen verhindern. Die Sumpfschildkröte ist in ganz Europa geschützt; Tiere im Freiland zu fangen, ist verboten. Dies wird auch kaum mehr getan, zumal sich die Art in Gefangenschaft leicht vermehren lässt. Nicht zuletzt deswegen ist sie zu einem beliebten Heimtier geworden, und Exemplare fremder und unbestimmter Herkunft zirkulieren unter Liebhabern. Dabei kommt es immer wieder vor, dass



Halter Sumpfschildkröten in der freien Wildbahn entsorgen, wenn sie ihrer überdrüssig geworden sind. Die Einführung ortsfremder Tiere kann aber lokale Populationen ernsthaft gefährden, indem sich diese mit den einheimischen vermischen und deren spezielles Erbgut allmählich zum Verschwinden bringen. Auch die Übertragung von Krankheitserregern ist ein Risiko. Das BAFU erarbeitet derzeit zusammen mit den Kantonen Lösungsansätze zur Regulierung der Haltung Europäischer Sumpfschildkröten. Sie sollen die Transparenz und Verantwortung fördern und den illegalen Aussetzungen Einhalt gebieten. Hansjakob Baumgartner www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-13



KONTAKT Francis Cordillot Sektion Arten und Biotope BAFU 031 324 01 38 [email protected]
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LUFTREINHALTUNG



Spezialbenzin macht das Gärtnern gesünder Wer seinen Rasenmäher, seine Heckenschere oder seine Kettensäge mit herkömmlichem Benzin betreibt, setzt sich gesundheitlichen Risiken aus. Viel besser sind elektrische Geräte oder aber sogenanntes Geräte- oder Alkylatbenzin, das immer mehr Verkaufsstellen anbieten.



Das Arbeiten im Garten verschafft ein besonders inniges Verhältnis zur Natur. Doch ohne Geräte ist den wuchernden Pﬂanzen kaum beizukommen. Besonders bei grösseren Grünﬂächen sind häuﬁg motorbetriebene Rasenmäher und Heckenscheren im Einsatz. Wo es die Distanz zur nächsten Steckdose zulässt, sind Apparate mit Strombetrieb von Vorteil, da sie keine Abgase produ-



sensen das Benzin teilweise nur zu 70 Prozent. Der Rest entweicht als Spülverlust und verdampft vor der Nase der Gartenarbeiter. Besonders heikel ist dabei das Benzol, dem eine krebserregende Wirkung nachgewiesen wurde. Ferner atmen Hobbygärtnerinnen und -gärtner, Gemeindeangestellte oder Bauern mit den Abgasen auch Kohlenmonoxid und Kohlenwasserstoffe ein. «Der Abgasmix



«Der Abgasmix beeinträchtigt die Atemorgane, die Sauerstoffaufnahme des Blutes sowie das Nervensystem und verursacht Schläfrigkeit und Schwindel.» zieren. Immer mehr Anbieter haben auch Modelle mit leistungsstarken Akkus im Sortiment. Doch je nach Örtlichkeit kommt man um benzinbetriebene Gartenhelfer nicht herum. In der Schweiz sind Sommer für Sommer schätzungsweise 350 000 solcher Rasenmäher und nochmals so viele andere Kleingeräte mit Benzinmotor im Einsatz.



beeinträchtigt die Atemorgane, die Sauerstoffaufnahme des Blutes sowie das Nervensystem und verursacht Schläfrigkeit und Schwindel. Letzteres ist besonders bei der Arbeit mit der Motorsäge bedenklich», sagt Gerhard Badertscher von der Abteilung Luftreinhaltung im BAFU. Sauberer Start im Frühling. Dieses Gesund-



Gefährlich für die Arbeit. Im Unterschied



zum Automotor verbrennen die Zweitaktmotoren der Laubbläser und Motor-
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heitsrisiko muss jedoch nicht sein. Seit mehreren Jahren ist hierzulande ein Treibstoff erhältlich, der bei der Ver-



brennung die schädlichen Emissionen um 95 Prozent senkt. Weil erst bei rund 10 Prozent der Geräte dieses sogenannte Alkylat- oder Gerätebenzin verwendet wird, betreiben die Kantonalen Luftreinhaltefachstellen, der Arbeitgeberverband Schweizerische Metall-Union (SMU), verschiedene Gerätehersteller, die Krebsliga Schweiz sowie das BAFU eine Informationskampagne. «Dadurch, dass unsere Mitglieder den Spezialtreibstoff verkaufen, ist es für Interessierte ein Leichtes, auf Alkylatbenzin umzusteigen», so Andreas Furgler, Leiter des SMU-Bildungszentrums in Aarberg. Neben Privathaushalten benutzen auch Landwirte häuﬁg benzinbetriebene Geräte wie Balkenmäher oder Aufsitzmotormäher für die Pﬂege von Golfplätzen. «Abgesehen vom Plus für die Gesundheit proﬁtiert der Käufer von Alkylatbenzin auch davon, dass sich die Lebensdauer der so betriebenen Maschinen verlängert», ist Furglers Erfahrung. Denn anders als beim Normalbenzin werden Gummiringe und andere Verschleissteile nicht spröde. Besonders gut geeignet ist Alkylatbenzin auch für die Überwinterung von Rasenmähern und Kettensägen – im Frühling lassen sie sich sauber starten.
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Positive Erfahrungen. Noch bedienen sich die meisten Betreiber von Rasenmähern, Kleinbooten oder Häckslern beim Reservekanister ihres Autos. Ein Grund dafür ist der rund doppelt so hohe Preis für Alkylatbenzin. Dieser ergibt sich vor allem aus dem aufwändigen Umschlag in Klein- und Kleinstmengen und aus den Investitionen des Handels, die für die Lagerung des Gefahrstoffs nötig werden. Doch wer bedenkt, dass der Aufschlag für einen gesundheitsschonend getrimmten Rasen mit durchschnittlich bloss 25 bis 30 Franken jährlich zu Buche schlägt, dürfte mit dem Wechsel nicht lange zögern. Immer mehr Städte und Gemeinden verwenden ausschliesslich Gerätebenzin, wenn sich ihre Mitarbeitenden zum Rasenmähen, Laubblasen oder Heckenschneiden aufmachen. Die Stadt Zürich etwa verwendet seit 2006 in Zwei- und Viertaktern nur noch das benzolfreie Alkylatbenzin. «Zwar werden gelegentlich Geräteprobleme auf das neue Benzin geschoben, doch bei näherer Betrachtung sind es meist andere Ursachen», bilanziert Hugo Baumann, Leiter Werkstätten und Logistik von Grün Stadt Zürich. Insgesamt seien die Erfahrungen sehr positiv. Auch etliche Gartenbauﬁrmen scheuen die leichten
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Mehrkosten nicht. So verwendet die Wenger Gartenbau AG in Aesch (BL) seit über drei Jahren für ihre Motorsägen und Heckenscheren Alkylatbenzin. «Neben dem Vorteil für die Gesundheit stelle ich weniger Ablagerungen im Vergaser fest», sagt Betriebsmechaniker Hans-Jörg Rebmann. Bei den Viertaktern setzt die Wenger AG dagegen aus Kostengründen derzeit noch auf konventionelles Benzin. Doch wünsche ein Kunde benzolfreies Gerätebenzin, werde dem selbstverständlich entsprochen. Die private und die öffentliche Hand können viel bewegen: Je stärker die Nachfrage nach dem Alkylatbenzin, desto besser verfügbar und günstiger wird der gesundheitsschonende Treibstoff. Pieter Poldervaart www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-14



KONTAKT Gerhard Badertscher Stabschef Abteilung Luftreinhaltung und NIS, BAFU 031 323 93 39 [email protected]



«Luft fürs Leben» an der Schule pld. Wie wirkt Benzol? Was ist der Unterschied zwischen Ozon, das im Sommer die Augen reizt, und Ozon, das weit oben in der Stratosphäre im Ozonloch fehlt? Schülerinnen und Schüler im Alter zwischen 12 und 14 Jahren sollen solchen und ähnlichen Fragen nachgehen. Das vom BAFU unterstützte Projekt «air4life» startete im Herbst 2008 mit vier Sekundar- und Realschulklassen im luzernischen Neuenkirch. Die Jugendlichen sollen herausﬁnden, wie sich die Emissionen von Ozon, Benzol oder Feinstaub im Alltag reduzieren lassen. Bis 2010 sollen über 1000 Klassen die 12 Doppellektionen zu Luftqualität in den Unterricht integriert haben. Infos sowie Anmeldung interessierter Lehrerinnen und Lehrer: www.air4life.ch.
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BIODIVERSITÄTS-MONITORING (BDM)



Zwiespältige Vielfalt Die biologische Vielfalt der Schweiz konzentriert sich im Berggebiet; dies belegen erste Ergebnisse des Schweizer Biodiversitäts-Monitorings (BDM). Allerdings ist zu befürchten, dass – wie zuvor in den tieferen Lagen – künftig auch da ein Teil der Vielfalt auf der Strecke bleibt.



Das Biodiversitäts-Monitoring Schweiz (BDM) wurde 2001 lanciert. Nach mehreren Aufbaujahren und ausgedehnten Felderhebungen liefert das Programm nun erstmals Aussagen nicht bloss über den Zustand der biologischen Vielfalt im Land, sondern auch über Trends und Entwicklungen. Noch grosse Vielfalt in den Bergen. Die Bergregionen sind für die Biodiversität in der Schweiz von herausragender Bedeutung; dies zeigen die Zahlen des BDM sehr deutlich. Bergwiesen und -weiden beherbergen im Durchschnitt ein Viertel mehr Gefässpﬂanzenarten als tiefer gelegenes Grünland. Auf Alpweiden kommen im Schnitt 19 Moosarten vor, auf kollinen Wiesen und Weiden bloss deren 3. Auch die Bergwälder sind im Schnitt wesentlich artenreicher als Wälder im Flachland. Und nirgendwo sonst gibt es bei uns so viele gänzlich der Natur überlassene Lebensräume wie in den Bergen. Die Alpen sind zudem ein Hort für Arten mit weltweit beschränktem Verbreitungsgebiet. Hierzulande wachsen etwa 150 in Mitteleuropa endemische Gefässpﬂanzenarten, deren Verbreitungsgebiet zu mindestens einem Viertel in der Schweiz liegt. Davon gehören nahezu vier Fünftel zu den Gebirgspﬂanzen. Dass die Berggebiete im Vergleich zu anderen Landesgegenden heute mit ihrer grossen Vielfalt glänzen, ist nicht allein auf die naturräumlichen Bedingungen, sondern auch auf die Art und Intensität der Nutzung zurückzuführen. Die Tagfaltererhebungen des BDM unter-
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streichen dies: In den Bergen zählte das BDM durchschnittlich doppelt so viele Arten wie im Mittelland, doch beweisen einzelne artenreiche Messﬂächen, dass auch dort das Potenzial für eine grosse Tagfaltervielfalt vorhanden ist. Um dieses auszuschöpfen, bräuchte es aber



mehr blumenreiche Wiesen und Weiden sowie mehr Krautsäume entlang von Hecken und Waldrändern. Viele dieser für Tagfalter attraktiven Lebensräume wurden im Zuge der Zersiedelung und Intensivierung der Landwirtschaft im Mittelland zerstört.
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Das BiodiversitätsMonitoring Schweiz (BDM)



Der Bienenfresser (unten) brütete erstmals 1991 in der Schweiz. Das Flussneunauge (links) verschwand zu Beginn des 20. Jahrhunderts aus unseren Gewässern. Bilder: www.fischartenatlas.de / Stefan Gerth, Agentur Sutter



Auswirkungen des Klimawandels. Angesichts der Bedeutung der Alpen für die hiesige biologische Vielfalt sind die Veränderungen, die momentan in diesem Teil der Schweiz stattﬁnden, besorgniserregend. Dies betrifft nicht allein das starke Wachstum der Siedlungen oder
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die Entwicklung der Landwirtschaft, die Grenzertragslagen aufgibt und auch in den Höhenlagen leichter erreichbare Flächen intensiviert. Stärker als anderswo macht sich in den Bergen wahrscheinlich auch der Klimawandel bemerkbar. Zumindest stellt das BDM



ud. Das BDM ist das Programm des BAFU zur Überwachung der Biodiversität in der Schweiz. Die Biodiversität umfasst die Vielfalt aller Tier- und Pﬂanzenarten, den Reichtum an Lebensräumen sowie die genetische Variabilität innerhalb von Arten. Da es unmöglich ist, diese ganze Vielfalt zu erfassen, behilft sich das BDM mit einer Auswahl von 33 Indikatoren, die jeweils einen Teilaspekt der Biodiversität repräsentieren. Kern des Programms bildet die Erhebung der Artenvielfalt im Feld. Dabei konzentriert sich das BDM auf einige Artengruppen: Gefässpﬂanzen, Brutvögel, Tagfalter, Moose und Gehäuseschnecken. Um diese Organismen zu erfassen, hat das BDM zwei gesamtschweizerische Messnetze mit insgesamt über 2000 Messﬂächen aufgebaut. Die Flächen werden alle fünf Jahre nach klar deﬁnierten und reproduzierbaren Methoden untersucht. Auf diese Weise entstehen mit der Zeit lange Datenreihen zur Entwicklung der Artenvielfalt in der Schweiz. Ergänzt werden die BDM-eigenen Messungen mit Daten aus verschiedenen externen Quellen. Eine Stärke des BDM besteht darin, dass es mit seinem Stichprobennetz auch die Artenvielfalt der durchschnittlichen Landschaft berücksichtigt und andere Erhebungen ergänzt, die sich auf seltene Arten und Sonderstandorte konzentrieren. So erhalten wir ein vollständigeres Bild der Artenvielfalt und erfahren, wie es um den allgemeinen Zustand der Natur in unserem Land steht.



fest, dass bestimmte subalpine und alpine Pﬂanzenarten in nur fünf Jahren im Mittel um rund 13 Höhenmeter nach oben gewandert sind. Sollte sich dieser Trend fortsetzen, könnten Arten auf Spezialstandorten im Gebirge zunehmend in Bedrängnis geraten.
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Die Pflanzengemeinschaften werden einheitlicher. In den vergangenen Jahren re-



gistrierte das BDM, dass die Artenzahlen der Gefässpﬂanzen in den Wiesen und Weiden steigen – gerade auch in den höheren Gebieten. Hingegen hat sich die Zahl der Moos- und Schneckenarten kaum verändert. Ersten Analysen zufolge nimmt die Gefässpﬂanzenvielfalt zwar zu. Allerdings breiten sich ohnehin schon sehr häuﬁge Arten weiter aus. Beispiele dafür sind der Löwenzahn, der Weissklee oder der Kriechende Günsel, die nährstoffreiche Standorte bevorzugen und viele verschiedene Lebensräume besiedeln können. Die Ausbreitung von Pﬂanzen mit solchen ökologischen Ansprüchen hat zur Folge, dass man überall immer wieder dieselben Arten antrifft. Hält dieser Trend an, werden sich die Artengemeinschaften verschiedener Regionen und Standorte immer ähnlicher. Die durchschnittliche Zunahme der Artenzahlen auf den einzelnen Messﬂächen ist deshalb kein Grund zur Freude, denn sie geht mit einem Verlust an regions- und standorttypischen Artengemeinschaften einher. Mehr Tierarten, doch viele sind gefährdet.



Die Zahl der wild lebenden Arten ist in der Schweiz zwischen 1997 und 2007 weitgehend konstant geblieben – zumindest bei denjenigen Gruppen, für welche die Datengrundlage eine Beurteilung zulässt. Betrachtet man indes den grösseren Zeitraum von 1900 bis heute, nahm die Artenvielfalt bei den untersuchten Gruppen zu. Insgesamt verschwanden im 20. Jahrhundert zwar nachweislich 23 Tierarten aus der Schweiz, darunter zwei Heuschreckenarten der Flussauen. Im gleichen Zeitraum sind aber auch 42 Arten neu hinzugekommen. Besonders deutlich ist die Zunahme bei den Brutvögeln (plus 14
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Arten) und bei den Säugetieren (plus 8 Arten). Einige wie Steinbock oder Luchs verdanken ihre Wiedervorkommen Artenschutzbestrebungen, andere sind von selber gekommen, etwa die Wacholderdrossel oder der Wolf. Gemäss BDM-Kriterien gelten Arten erst dann als «vorkommend», wenn sie während mindestens neun von zehn aufeinander folgenden Jahren wild lebend in der Schweiz auftreten. Diese Entwick-



Vogelvielfalt bilden. Wald wirkt sich also förderlich auf die Vogelvielfalt von Landschaften aus. Dieser Effekt gilt auch für andere Artengruppen. Besonders artenreich sind Landschaften mit Waldanteilen von 30 bis 70 Prozent. Erfreulich ist darum, dass die ökologische Qualität der Wälder in jüngster Zeit zugenommen hat. Heute gibt es mehr der Natur überlassene Bestände und Waldreservate als vor zehn Jahren,



Insgesamt verschwanden im 20. Jahrhundert nachweislich 23 Tierarten aus der Schweiz; im gleichen Zeitraum sind 42 Arten neu hinzugekommen. lung darf allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass nach wie vor viele Arten in der Schweiz bedroht sind. So gelten 15 der 19 heimischen Reptilienarten gemäss den Kriterien der Roten Listen als «verletzlich», «stark gefährdet» oder «vom Aussterben bedroht». Bei den Fischen und Rundmäulern sind es 58 Prozent. Ebenfalls bedrohlich sieht die Lage bei den Brutvögeln aus: Rund 40 Prozent der heimischen Arten stehen hier auf der Roten Liste. Besonders Vogelarten, die wie der Kiebitz im Landwirtschaftsgebiet leben, erlitten in den letzten Jahren drastische Bestandeseinbussen. Kritisch ist die Gefährdungssituation auch bei weiteren Gruppen: So stehen 44 Prozent der baumbewohnenden Flechten und 19 Prozent der Grosspilze auf der jeweiligen Roten Liste. Wald prägt die Biodiversität von Landschaften. Zwei Drittel der Brutvögel, die das



BDM auf seinen Messﬂächen beobachtet, sind typische Waldarten – und dies, obwohl der Wald nur ein Drittel des Landes bedeckt und die typischen Waldvögel nur etwa ein Drittel der Schweizer



die Wälder enthalten deutlich mehr Totholz, und der Anteil der naturverjüngten Wälder ist stark gestiegen. Von diesen Entwicklungen proﬁtieren viele Organismen, zum Beispiel Moose und Schnecken. Letztere kommen im Wald am häuﬁgsten vor. Siedlungswachstum mit zwiespältigen Folgen. In den 1980er- und 1990er-Jahren



wuchsen die Siedlungen in der Schweiz um 13 Prozent. Dabei dehnten sie sich in erster Linie auf Landwirtschaftsgebiet aus. Häuser, Gewerbebauten und Verkehrsﬂächen anstelle von Wiesen und Feldern – dies klingt nach einem Verlust von Biodiversität. Doch die Situation ist komplexer: Zweifellos sind versiegelte Flächen für die Natur verloren. Unversiegelte Siedlungsﬂächen können jedoch vielen spezialisierten und seltenen Arten einen Lebensraum bieten, zum Beispiel Pionier- und Ruderalpﬂanzen oder Moosen. Letztere bilden in Siedlungen typische Artengemeinschaften, die sich deutlich von den Moosgemeinschaften im Wald oder im Landwirtschaftsgebiet unterscheiden.
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Brutvögel Mittelland 37 Jura 40



Alpennordflanke 32 Zentralalpen 22 Alpensüdflanke 24



In Siedlungen leben aber auch besonders viele in die Schweiz eingeführte oder unabsichtlich eingeschleppte Pﬂanzenarten. Diese sogenannten Neophyten, wie zum Beispiel die Kanadische Goldrute, der Riesenbärenklau oder der Japanknöterich, wurden in vielen Gärten und Pärken angepﬂanzt oder kamen als blinde Passagiere über die Verkehrswege in die Städte. Ausserdem behagt ihnen das im Vergleich zum Umland etwas mildere Klima. Von den Siedlungen breiten sie sich in benachbarte Lebensräume aus, wo sie unter bestimmten Umständen Schaden anrichten können. Zunehmend schärferes Bild. Das BDM steht mit seinen Beobachtungen noch am Anfang, denn bislang wurden erst zwei Fünftel aller Messﬂächen zweimal untersucht. Die bisherigen Zahlen lassen zwar die oben geschilderten Tendenzen erkennen – für ein umfassendes und genaueres Bild der Entwicklungen ist es aber noch zu früh. In den kommenden Jahren wird dieses jedoch immer mehr an Konturen gewinnen. Dann wird sich auch besser abschätzen lassen, wie sich die jüngsten politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen auf die Biodiversität auswirken. So liefert das BDM zusammen mit Daten aus anderen Programmen wie etwa dem Landesforstinventar wichtige Grundlagen, um Politiken zu beurteilen und die Wirksamkeit von Naturschutzinstrumenten zu überprüfen. Urs Draeger, Koordinationsstelle BDM www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-15



KONTAKT Meinrad Küttel Abteilung Artenmanagement BAFU 031 322 93 24 [email protected]
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BDM 2008



Mittelwert Schweiz 31



Gefässpflanzen Mittelland 229 Jura 265



Alpennordflanke 263 Zentralalpen 205 Alpensüdflanke 226



BDM 2008



Mittelwert Schweiz 238



Tagfalter Mittelland 19 Jura 29



Alpennordflanke 38 Zentralalpen 39 Alpensüdflanke 40



BDM 2008



Mittelwert Schweiz 32



ARTENVIELFALT IN LANDSCHAFTEN DER SCHWEIZ: Anzahl registrierter Gefässpflanzen- bzw. Tagfalterarten entlang der 2,5 Kilometer langen, vorgegebenen Strecken innerhalb der 1 Quadratkilometer grossen Stichprobenflächen. Die Brutvögel werden jeweils auf der gesamten Stichprobenfläche erhoben.
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NATURGEFAHREN



Lokales Wissen ergänzen und vernetzen Wenn die Lawinengefahr auf Stufe «gross» bis «sehr gross» ansteigt, wenn Überschwemmungen oder andere Naturgefahren drohen oder eintreten, lastet die Verantwortung für die Sicherheit der Bevölkerung schwer auf den Mitgliedern der lokalen Krisenstäbe. Neue Ausbildungsgänge zur Naturgefahrenberaterin und zum Naturgefahrenberater helfen ihnen, die kritische Situation zu bewältigen.



Ende Februar 2009. Oberhalb von Bever im Oberengadin (GR) liegen zweieinhalb Meter Schnee in einem 35 Grad steilen Hang. Ein grosser Anriss und das für Lawinen geradezu ideale Gefälle haben Jon-Andri Bisaz, Revierförster und Chef der Lawinenkommission von Bever und Celerina, veranlasst, 41 Personen aus 7 Häusern zu evakuieren. Die Entscheidung ist ihm nicht leicht gefallen. Eine Hilfe bei der erfolgreichen Bewältigung der kritischen Situation war nicht zuletzt der zweistuﬁge Ausbildungsgang «Schnee und Lawinen», den der Förster zuvor absolviert hatte. Konzipiert wurde dieser Kurs vom Institut für Schnee- und Lawinenforschung (SLF) in Davos im Auftrag des BAFU. Er soll Gemeindevertreterinnen und -vertreter aus dem alpinen Raum in die Lage versetzen, Lawinengefahren rechtzeitig zu erkennen und die nötigen Massnahmen zu treffen. «Die Kurse richten sich primär an Mitarbeitende und Leitende von Sicherungsdiensten für Gemeinden, Verkehrswege und Bergbahnen, von Krisenstäben und von Behörden, die Lawinenschutzmassnahmen planen», erklärt Kursleiter Jürg Schweizer vom SLF. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kommen aus Berufen, bei denen man oft draussen in der Natur ist: Verantwortliche für den Strassenunterhalt, Revierförster oder Bergführer. Sie lernen, die Lawinensituation anhand der allgemein verfügbaren Schnee-, Meteound Lawineninformationen und selbstständig erhobenen Zusatzdaten lokal einzuschätzen. Ein weiteres Thema ist das Management der Gefahrensituation: das Unterbringung evakuierter Personen, die Organisation von Hilfskräften,
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Bern, Sommer 2005: Schwemmholz verstopft den Seitenkanal der Aare, der durch das Mattequartier fliesst.



die Frage der Ausdehnung der Gefahrenzone oder der Rücknahme des Alarms, aber auch der Umgang mit den Medien. Berner Mattequartier zweimal unter Wasser.



Szenenwechsel: Im Mai 1999 stand das Berner Altstadtquartier «Matte» tagelang unter Wasser. Einige Bewohnerinnen und Bewohner mussten ihre Häuser durch die Fenster im ersten Stock per Boot verlassen. Die extremen Schneemengen im Winter zuvor hatten als Schmelzwasser die Aare stark ansteigen lassen, eine Regenperiode Anfang Mai brachte das Fass zum Überlaufen. Nachdem die Schäden behoben waren, ging man wieder zur Tagesordnung über. «Es gab scheinbar keinen Anlass



Bild: Keystone



zu handeln», erinnert sich Rosmarie Bernasconi, Inhaberin des Buchladens «Einfach Lesen», der ebenfalls überschwemmt wurde. «Schliesslich war es ja ein Jahrhunderthochwasser.» Doch im Sommer 2005 war es wieder so weit. Nach sintﬂutartigen Regenfällen über Teilen Graubündens, der Zentralschweiz und den Berner Alpen wurde die Matte erneut überﬂutet. Fatal war diesmal das viele Schwemmholz, das den Abﬂuss des Aarewassers behinderte. Neben der Berner Matte wurden auch manche andere Gebiete der Schweiz von Überschwemmungen verwüstet. Landesweit kam es zu 5000 Hangrutschungen; die Schadensumme belief sich auf insgesamt rund drei Milliarden Franken.
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Schutz für die Berner «Matte»



Das BAFU wird aktiv. Die zwei sogenann-



ten Jahrhunderthochwasser innerhalb von sechs Jahren veranlassten auch das BAFU zum Handeln. Nach dem Vorbild der Kurse für das Management von Lawinengefahren sollen nun Module entwickelt werden, welche die Teilnehmenden als «Naturgefahrenberaterin» oder «Naturgefahrenberater» abschliessen. Der erste Kurs wird voraussichtlich noch 2009 beginnen. Martin Buser, Bereichsleiter Krisenbewältigung und Notfallkonzepte beim BAFU, hat aufgrund der Ereignisanalyse 2005 ein Ausbildungskonzept entwickelt und dieses an die zuständigen Behörden verschiedener Kantone zur Vernehmlassung geschickt. Das Echo war positiv. Buser ist überzeugt, dass gut ausgebildete Naturgefahrenberaterinnen und -berater im Ernstfall viel Schaden verhindern können. «Grössere Städte wie Bern sind in der Lage, sich selber zu helfen, aber kleinere Städte und Gemeinden sind mit einer drohenden Katastrophensituation überfordert.» Lokales Wissen ergänzen. Potenzielle Na-



turgefahrenberaterinnen und -berater sind Berufstätige aus dem Verbundsystem Bevölkerungsschutz: Leute aus dem Polizeikorps, den Feuerwehren, des Gesundheitswesens, der technischen Betriebe und des Zivilschutzes, aber auch Förster, welche das Gelände ihrer Gemeinden gut kennen. Im Kurs lernen sie, in der Vorsorge und während eines Schadenereignisses, aber auch bei der Schadensanalyse eine beratende Position zu übernehmen. «Die Kurse thematisieren die Selbsthilfe bei den gängigen Gefahren, sie sol-
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len aber auch den Bedürfnissen der Teilnehmer angepasst werden», berichtet Martin Buser. «Je nach Region kommt die grösste Gefahr durch Hochwasser, durch Felsstürze oder Murgänge. Der Ausbildungsgang ergänzt das bereits vorhandene, lokale Wissen.» Letzteres besser einzubinden, ist ein weiteres Kursziel. «Wir bauen auf den Erfahrungsaustausch der Naturgefahrenberater untereinander.» Das Schweizer Unwetterwarnsystem wurde in den letzten Jahren weiter ausgebaut, und die Datengrundlage sowie die Wettermodelle wurden perfektioniert. Die notwendigen Rückschlüsse für die Bevölkerung in den Städten und Gemeinden muss das betreffende zivile Führungsorgan mit den zukünftigen Naturgefahrenberaterinnen und -beratern ziehen. Es fängt bei kleinen Dingen an: dem vorzeitigen Wegbringen von Autos aus der Gefahrenzone, dem rechtzeitigen Räumen der Keller, dem Anbringen von Sandsäcken oder Schutzschläuchen oder dem Evakuieren von älteren Menschen, die nicht mehr mobil sind. «Alleine wenn solche Vorkehrungen rechtzeitig getroffen werden, lässt sich viel Geld einsparen», erklärt Martin Buser. Martin Arnold www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-16



KONTAKT Martin Buser Sektion Risikomanagement BAFU 031 324 10 26 [email protected]



ma. Nach der zweiten katastrophalen Überschwemmung der Berner Matte handelte die Stadt. Sie richtete Interventionsplätze ein, wo mit Kranen das Schwemmholz schnell aus dem Wasser geholt werden kann, bevor es den Durchﬂuss verstopft. Vor den Häusern baute das Tiefbauamt Verankerungen in die Böden ein. Dank dieser können bei Bedarf Dammbalken aus Aluminium montiert werden. Zudem führte die Berner Feuerwehr ein SMS-Warnsystem ein, das bei drohendem Hochwasser die Bevölkerung auffordert, ihre Autos und andere wertvolle Besitztümer aus der Gefahrenzone zu bringen. Die Bewährungsprobe kam im August 2007. Erneut führte die Aare aussergewöhnlich viel Wasser. Doch diesmal blieben die Schäden gering. Alle Schutzmassnahmen wirkten: Die SMS-Warnungen der Feuerwehr trafen rechtzeitig ein, und der verstärkte Untergrund ermöglichte es, mit schweren Fahrzeugen das Schwemmholz wegzubringen. Wassergefüllte Schutzschläuche boten wie Dämme einen Gegendruck zu den Wassermassen, und wo doch Wasser eindrang, halfen direkt vor den Häusern montierte Aluplatten. Die bisher umgesetzten Massnahmen reichen aber noch nicht. «Der Untergrund der Aare ist durchlässig wie ein Löchersieb. Bei einem Hochwasser wie 1999 oder 2005 würde das Grundwasser wieder durch den Boden drücken, und wir hätten trotz der getroffenen Schutzmassnahmen wieder stehendes Wasser im Mattequartier», sagt der Berner Stadtingenieur Hans-Peter Wyss. Deshalb arbeiten die Stadtbehörden an einer langfristigen Lösung: Mit baulichen Massnahmen sollen die gefährdeten Uferabschnitte erhöht und mit unterirdischen Dichtwänden und Drainagesystemen das Grundwasserproblem gelöst werden.
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Recht CO2-Lenkungsabgabe: BAFU-Gutachten schafft Klarheit Das CO2-Gesetz sieht vor, dass sämtliche Erträge der CO2-Abgabe an Bevölkerung und Wirtschaft zurückﬂiessen sollen. Eine Verwendung der Erträge für die Finanzierung von Klimaschutzmassnahmen ist zurzeit nicht möglich. In der Schweiz wird derweil für das Beheizen von Gebäuden deutlich zu viel Energie verbraucht. Energetische Gebäudesanierungen könnten Abhilfe schaffen. Sie erfordern allerdings hohe Anfangsinvestitionen, was viele Hauseigentümerinnen und -eigentümer zögern lässt. Eine parlamentarische Initiative fordert deshalb, dass entsprechende Subventionen aus einem Teil des Ertrags der CO2-Abgabe ﬁnanziert werden. Vorab war zu prüfen, ob eine solche Unterstützung für Gebäudesanierungen allein mit einer Gesetzesänderung realisiert werden kann oder ob zusätzlich eine Änderung der Verfassung notwendig ist. Abgaben, deren überwiegender Zweck die Erzielung von Einnahmen ist, gelten als Steuern. Diese benötigen neben einer gesetzlichen Regelung eine spezielle Verfassungsgrundlage. Für Abgaben, die ausschliesslich der Verminderung von umweltschädigendem Verhalten dienen und keine Einnahmen generieren, braucht es keine gesonderte Verfassungsgrundlage. Sie werden als Umweltlenkungsabgaben bezeichnet und stützen sich verfassungsrechtlich auf den bestehenden allgemeinen Umweltschutzartikel der Bundesverfassung (Art. 74 BV). Es stellt sich nun die Frage, ob eine CO2-Abgabe, deren Ertrag teilweise für die Finanzierung von Klimaschutzmassnahmen verwendet wird, als Lenkungsabgabe oder als Steuer zu qualiﬁzieren ist. Ein vom BAFU in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten gelangte zum Schluss, dass eine solche CO2-Abgabe rechtlich weiterhin als Lenkungsabgabe und nicht als Steuer gilt. Das von der parlamentarischen Initiative geforderte Anliegen liesse sich somit auf dem Weg einer Gesetzesänderung realisieren. Der Bundesrat hat ausserdem in einer Variante der Vernehmlassungsvorlage für ein revidiertes CO2-Gesetz (für die Zeit nach 2012) vorgeschlagen, einen Teil des Ertrags einer künftigen CO2-Abgabe für Massnahmen des Klimaschutzes zu verwenden.



Publikationen Sämtliche BAFU-Publikationen sind elektronisch verfügbar und können als PDF kostenlos heruntergeladen werden unter www.umwelt-schweiz.ch/publikationen. Einzelne Veröffentlichungen sind zudem in gedruckter Form erhältlich und können bestellt werden bei: BAFU, Verlagsauslieferung CH-3003 Bern Tel. +41 (0)31 322 89 99 Fax +41 (0)31 324 02 16 [email protected], www.umwelt-schweiz.ch/publikationen



Bitte jeweils Bestellnummer angeben. Eine Bestellkarte ist in diesem Magazin eingeheftet. Bei grösseren Bestellungen – auch von Gratispublikationen – wird ein Versandkostenbeitrag erhoben. Schlüssel zu den bibliografischen Angaben: Titel. Untertitel. Seitenzahl; erhältliche Sprachen; Preis; Bestellnummer für gedruckte Publikationen beziehungsweise Code für das kostenlose Herunterladen des PDF unter www.umwelt-schweiz.ch/...



Gutachten unter: www.umwelt-schweiz.ch/recht > Rechtsgutachten/ Berichte > Klima Weitere Informationen: Barbara Nägeli, Abteilung Recht, BAFU, 031 325 31 98, [email protected]
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Umwelt allgemein



Landwirtschaft



•



•



Umwelt Schweiz 2009. Hrsg. vom BAFU und vom Bundesamt für Statistik (BFS). 68 S.; D, F, I, E; CHF 8.–; UD-1006-D. Der Bericht bietet eine Gesamtübersicht des Bundes über den Zustand und die Entwicklung der Umwelt in der Schweiz. Ein Faltprospekt mit Bestelltalon findet sich in diesem Heft auf Seite 9.



13. März 2009. 10 S.; D, F, I; PDF unter www.umwelt-schweiz.ch > Dokumentation > Medienmitteilungen > 18.03.2009 > Dateianhänge. In der Schweiz fällt in einzelnen Regionen mehr Hofdünger an, als dort verwendet werden kann. Das belastet die Umwelt. Der Bericht des Bundesrates stellt die Situation dar und gibt Empfehlungen ab.



Altlasten •



Realleistungs- und Kostentragungspflichten nach dem Altlastenrecht. Eine Darstellung in Entscheidschritten. Mitteilung des BAFU als Vollzugsbehörde zuhanden der Kantone als Gesuchsteller für VASA-Abgeltungen. Elektronische Vollzugshilfe (als Website); D, F; keine gedruckte Ausgabe; UV-0905-D.



Ökobilanzen •



•



Zustand der Biodiversität in der Schweiz. Ergebnisse des Biodiversitäts-Monitorings Schweiz (BDM) im Überblick. Stand: Mai 2009. 120 S.; D, F; CHF 15.–; UZ-0911-D. Siehe auch den Bericht in



Wald und Holz



diesem Heft, Seiten 52–55.



•



Vogelschutz an Starkstrom-Freileitungen mit Nennspannungen über 1 kV. Mitherausgegeben vom Verband Schweizerischer Elektrizitätsunternehmungen (VSE) und weiteren Partnern. 20 S.; D, F, I; keine gedruckte Ausgabe; UD-1002-D.



Biotechnologie •



Mikrobiologische Sicherheitswerkbank (MSW). Richtlinie zum Einsatz einer MSW beim Umgang mit humanpathogenen Mikroorganismen. 23 S.; D, F; keine gedruckte Ausgabe; UV-0816-D.



•



•



Das Grundwasser konsequent schützen. 16 S.; D, F, I, E; kostenlos; UD-1003-D. Das Grundwasser ist in der Schweiz die mit Abstand wichtigste Trinkwasserressource. Trotz generell guter Qualität enthält es verbreitet Spuren von unerwünschten Fremdstoffen. Dies zeigen die neusten Resultate des landesweiten Messprogramms NAQUA.



•



Ergebnisse der Grundwasserbeobachtung Schweiz (NAQUA). Zustand und Entwicklung 2004–2006. 146 S.; D, F; CHF 25.–;



•



Hydrogeologische Übersichtskarte der Schweiz. Karte im Format



Pflanzenschutz im Gartenbau. Grundlagen zum Erwerb der Fachbewilligung. 107 S.; D, F; UD-1007-D; Bezug der gedruckten Ausgabe bei JardinSuisse, Oeschberg, Postfach 168, 3425 Koppigen, www.jardinsuisse.ch, ISBN-3-9522576-4-8.



Klima •



Emissionshandel. Ein marktwirtschaftliches Instrument im Klimaschutz. 20 S.; D, F; kostenlos; UW-0909-D.



Arbeitssicherheit im Privatwald. Bericht 2002–2008. 75 S.; D, F, I; keine gedruckte Ausgabe; UW-0902-D. Der Bericht beschreibt, wie die Arbeitsgruppe Arbeitssicherheit den ihr 2002 vom Bundesrat übertragenen Auftrag, die Arbeitssicherheit im Privatwald zu verbessern, ausgeführt hat. Er stellt zudem die realisierten Massnahmen und deren Umsetzung dar. Jahrbuch Wald und Holz 2008. 204 S.; zweisprachig D/F; CHF 20.–; UW-0904-D.



Wasser und Hydrologie



Boden •



Methode der ökologischen Knappheit – Ökofaktoren 2006. Methode für die Wirkungsabschätzung von Ökobilanzen. 191 S.; D, E; keine gedruckte Ausgabe; UW-0906-D. Die Publikation beschreibt die Herleitung der Ökofaktoren, die einerseits die aktuelle Emissionssituation und anderseits die schweizerischen oder von der Schweiz mitgetragenen internationalen Emissionsziele widerspiegeln.



Biodiversität •



Reduktion von Einwirkungen von Düngerüberschüssen und Pflanzenschutzmitteln auf die Umwelt. Bericht des Bundesrates vom



UZ-0903-D. A5; 4-sprachig; kostenlos; UD-1005-D.



Lärm •



Lärmarme Strassenbeläge innerorts. Jahresbericht 2008. Mitherausgegeben vom Bundesamt für Strassen (ASTRA). 37 S.; D, F; keine gedruckte Ausgabe; UD-1004-D.
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Begriffen Biodiversität und Evolution steht. Familien, Schulklassen oder Einzelpersonen sind aufgefordert, im Garten, Park oder Wald nach Bänderschnecken zu suchen und die Funde zu melden.



Tipps Das mobile Klassenzimmer



Hain-Bänderschnecke



Elektrobikes auf dem Vormarsch Das Velo verliert seine Beliebtheit als Transportmittel nicht: 315 000 neue Fahrräder sind 2008 verkauft worden, 600 mehr als im Vorjahr. Der Trend geht dabei klar zu den Elekrobikes: Über 11 000 Stück der elektrisch unterstützten Leisetreter rollten aus den Showrooms der Velohändler. Zum Beispiel: ein Elektro-Drahtesel aus Kirchberg (BE), Swiss made, Reichweite 80 Kilometer, Geschwindigkeit bis zu 40 Stundenkilometern. Der Stromverbrauch beträgt dabei 1 Kilowatt auf 100 Kilometer, was einem Deziliter Benzin entspricht.



Bruno Baur



> Schweizer Vogelschutz SVS/BirdLife Schweiz, Zürich, 044 457 70 20, [email protected], www.birdlife.ch > Aktionen und Projekte > Schneckenpirsch



Wohnen mit Fledermäusen



zVg



Das mobile Klassenzimmer «MoZi» des Vereins Grünwerk Winterthur ist ein fahrendes Bildungs- und Forschungszentrum, das tageweise von Schulen gemietet werden kann. Es ist mit verschiedenen Forschungsgegenständen – unter anderem Mikroskopen oder einer digitalen Wetterstation – ausgerüstet. Mit dieser Infrastruktur kann mitten im Grünen der natürliche Lebensraum von Tieren und Pflanzen erforscht werden.



Wenn Gebäuderenovationen anstehen oder Solarpanels auf dem Dach installiert werden, lohnt es sich, abzuklären, ob Fledermäuse im Gebäude vorkommen. Sie reagieren empfindlich auf Störungen, insbesondere wenn sie ihre Jungen aufziehen. Dazu stehen nun neue Merkblätter zur Verfügung. Fragen nehmen die kantonalen Fledermausschutz-Beauftragten gerne entgegen.



info@ﬂyer.ch, www.ﬂyer.ch



Grüne Spiele im Netz Die Internet-Plattform umweltspiele.ch ist eine Sammlung von frei zugänglichen Online-Spielen zu Umwelt- und Nachhaltigkeitsthemen.



Zu den Eichen pilgern



> Stiftung Fledermausschutz, Zürich,



Der Staatswald Galm gehört zu den schönsten und bedeutendsten Waldkomplexen im Freiburger Seebezirk. Für Joggerinnen und Jogger ist er ein ideales Gelände für ausgedehnte Waldläufe, Naturfreunden auf Wander- oder Fahradausflügen bietet er viel Flora und Fauna. Auf einem Rundgang illustrieren zudem Tafeln das Leben der bis zu 300-jährigen Galmeichen.



044 254 26 80, ﬂ[email protected],



> Die Revierkörperschaft Galm organisiert auch



www.ﬂedermausschutz.ch > Lösungen > Merkblät-



öffentliche Führungen, 026 674 32 40,



ter, www.ﬂedermausschutz.ch > Schutz > Kantone



www.galm.ch



www.verein-gruenwerk.ch > Projekte > MoZi



Auf zur Schneckenpirsch
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> Biketec AG, Kirchberg Bern, 034 448 60 60,



> www.umweltspiele.ch



> Verein Grünwerk, Winterthur, 052 213 90 11,



Zum 200. Geburtstag von Charles Darwin laden der Schweizer Vogelschutz SVS/BirdLife und die Universität Basel zur Schneckenpirsch ein. Dabei handelt es sich um ein populärwissenschaftliches, europäisches Forschungsprojekt, das aufzeigen soll, was hinter den



zVg



Braunes Langohr



CCO Genf
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Ferien auf dem Forschungsschiff



«Naturschauspiele der Schweiz» Storchenkolonie in Altreu (SO), Trümmelbachfälle (BE), Gletschergrotte Titlis (OW), Hirschgesang auf der Bettmeralp (VS), das Martinsloch in Elm (GL) oder die Massaschlucht in Blatten (VS): Die Krebsforschung Schweiz hat in einer kleinen Broschüre 15 Tipps für Ausflüge zu Schweizer Naturschauspielen zusammengestellt – inklusive Angaben zur ÖV-Anreise. Die Broschüre ist gratis in Deutsch, Französisch und Italienisch bei der Herausgeberin zu beziehen.



die Stiftung in der ganzen Schweiz auch andere, einwöchige Gruppeneinsätze von Freiwilligen zum Schutz und zur Pﬂege der Natur.



> Stiftung Umwelt-Einsatz Schweiz, Büro Trockenmauern, 031 381 53 33, [email protected], www.umwelteinsatz.ch



Das grüne Auto



> Krebsforschung Schweiz, Bern, 031 389 91 61, [email protected], www.krebsforschung.ch zVg



Die Schweizer Organisation OceanCare erforscht im südfranzösischen Walschutzgebiet Pelagos die Meeressäuger, beobachtet die Entwicklung der Artenbestände und sensibilisiert die Öffentlichkeit für Nutzungskonflikte zwischen Mensch und Tier. Interessierte können an Bord des OceanCare-Forschungsschiffs eine aussergewöhnliche Ferienwoche erleben. Ein siebentägiger Aufenthalt auf dem Schiff kostet 1600 Franken inklusive Kost und Logis.



Stein auf Stein



> OceanCare, Wädenswil, 044 780 66 88, [email protected], www.oceancare.org zVg



Energie sparen: mehr Taschengeld «50:50 – die Energiesparaktion für mehr Taschengeld» gibt Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit, mit ihren Eltern einen Energiesparvertrag abzuschliessen. Die Hälfte des gesparten Geldes geht dann als zusätzliches Taschengeld an den Nachwuchs.



> www.5050.ch



Trockenmauern sind heute noch fester Bestandteil des Landschaftsbildes der Schweiz. Viele sind jedoch in schlechtem Zustand. Deshalb bietet die Stiftung Umwelt-Einsatz Schweiz (SUS) Einzelpersonen, Schulklassen oder Zivildienstleistenden die Möglichkeit, das Bauen von Trockenmauern zu erlernen und diese damit zu erhalten. Daneben plant, vermittelt und betreut



Der Autogewerbeverband der Schweiz (AGVS) lanciert einen Umwelt-Guide. Die 52-seitige Broschüre (in Deutsch, Französisch, Italienisch) enthält rund 150 Begriffserklärungen zu den Themen Umwelt, Energie und Automobil sowie mehrere praktische Tipps für den Alltag. Sie ist bei den 4000 AGVS-Garagen in der ganzen Schweiz oder als Download auf der Homepage gratis erhältlich.



> Autogewerbeverband der Schweiz, Bern, 031 307 15 15, www.garageundumwelt.ch, www.agvs.ch
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Bildung



NOTIZBLOCK Wasser macht Schule



Die Umweltproﬁs von morgen Eine ökologisch nachhaltige Entwicklung in Wirtschaft, Konsum und Lebensstil: Das ist das Ziel der Fachleute in der Umweltberatung und -kommunikation. Sie initiieren, informieren, vermitteln, kommunizieren und koordinieren Projekte rund um den Umweltschutz. Das notwendige Rüstzeug vermittelt der Lehrgang «Umweltberatung und -kommunikation» des Bildungszentrums WWF. Die einjährige, berufsbegleitende Weiterbildung ist Grundlage für den eidgenössischen Fachausweis in Umweltberatung. Der Lehrgang unterstützt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer beim ökologischen Handeln in ihrer Berufspraxis, legt Wert auf praxisorientiertes Lernen und bietet Lösungsansätze für Umweltprobleme. Der 14. Lehrgang startet am 4./5. September 2009. Anmeldeschluss ist der 15. Juni 2009. Unterrichtssprache ist Deutsch. Der Lehrgang ist aufgeteilt in sieben Module, die auch einzeln besucht werden können. Er kostet je nach Wohnkanton zwischen 7200 und 8800 Franken.



> Bildungszentrum WWF, Bern, 031 312 12 62, [email protected], www.wwf.ch/lehrgang



Wie sag ich es den Kindern? Wasser und Konsum sind wichtige Themen in den Lehrplänen aller Schulstufen. Die Vielfalt möglicher Lerninhalte ist gross und die Gestaltung eines zeitgemässen Unterrichts anspruchsvoll. Hier bietet die Stiftung Praktischer Umweltschutz Schweiz Pusch Unterstützung. Und zwar mit den beiden Unterrichtshilfen «Wasser und Gewässerschutz in der Schule» und «Konsum und Abfall im Schulunterricht» sowie den dazugehörenden Datenbanken. Letztere sind systematische Sammlungen von Vorschlägen zu den Themen. Als Resultat einer Suchabfrage liefern sie einen oder mehrere Vorschläge für die Gestaltung des Unterrichts (thematische Einordnung, Art der Aktivität, Schulstufe, Verweise auf Lehrmittel, Arbeitsblätter, Adressen und weiterführende Links).



> Stiftung Praktischer Umweltschutz Schweiz Pusch, Zürich, 044 267 44 11, [email protected], www.umweltschutz.ch > Umweltunterricht > Unterrichtshilfen



In die Pedale treten Mit dem Velo zur Schule? Unbedingt. Im Rahmen der nationalen Mitmach-Aktion bike2school (17. August bis 11. Oktober 2009) fordert Pro Velo Schweiz landesweit Schülerinnen und Schüler ab der 4. Klasse (und Lehrpersonen) auf, auf dem Schulweg in die Pedalen zu treten. Die Aktion ist eine Antwort von Pro Velo Schweiz auf den starken Rückgang der mit dem Velo zurückgelegten Wege bei Kindern und Jugendlichen. Sie will Schüler, Eltern und Lehrpersonen für eine sinnvolle und gesunde Mobilität sensibilisieren. Zu gewinnen gibt es bei der Aktion Klassen- und Einzelpreise. Anmeldeschluss für Schulen ist der 31. Juli 2009.



> www.bike2school.ch



62



VivaRiva, das Umweltbildungsprojekt des Rheinaubunds, bringt das Thema Fliessgewässer in die Schulen. Derzeit gibt es zwei Module: Zum einen gestalten Fachpersonen Bacherlebnistage für Klassen. Zum andern werden Lehrpersonen in ein- oder mehrtägigen Workshops befähigt, selbstständig Gewässergüteuntersuchungen mit ihren Schulklassen durchzuführen. > VivaRiva / Rheinaubund, Schaffhausen, 052 625 26 67, www.vivariva.ch



Expedition Biodiversität Das Umweltbildungsprojekt des Naturama Aargau motiviert Schulen, sich mit dem Thema Biodiversität auseinanderzusetzen. Mit den Informationen und Materialien auf der Webseite erwerben Schülerinnen und Schüler Kompetenzen, die sie in Forschungsarbeiten anwenden können. Das Projekt startet mit Pilotklassen. Weitere Forschungsaufträge sind für das Internationale Jahr der biologischen Vielfalt 2010 in Vorbereitung. > www.naturama.ch/bildung > Umweltbildung > Aktuelles, t.ﬂ[email protected]



Schulen ans Netz Die Kampagne Co2nnect unterstützt Schülerinnen und Schüler dabei, Fertigkeiten und Wissen zur nachhaltigen Entwicklung zu erwerben. Co2nnect ist eine internationale, internetbasierte Plattform für gemeinsame Aktivitäten von Schulen, Forschern und lokalen Entscheidungsträgern zu den Zusammenhängen zwischen CO2-Emissionen und Verkehr. > Download unter: www.transfer-21.de > Materialien > Grundschule



Naturpädagogen unter sich Im Rahmen des 4. europäischen Waldpädagogik-Kongresses (1./2.10.2009 in Lyss BE) organisiert die Stiftung Silviva eine Erfahrungsaustausch-Tagung. Sie soll Natur- und Waldpädagogen aus ganz Europa die Möglichkeit geben, Ideen, Projekte und Konzepte zu diskutieren. Die Tagung ist dreisprachig (D, F, E). > Stiftung Silviva, Zürich, 044 291 21 91, www.silviva.ch > Angebote > Tagungen
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Porträt



PFOS – nützlich beim Brandschutz, schädlich für die Umwelt Kalottenmodell der Perfluoroctansulfonsäure (PFOS). Schwarz: Kohlenstoff Grün: Fluor Gelb: Schwefel Rot: Sauerstoff Weiss: Wasserstoff Bild: upload.wikimedia.org



umwelt 2/09



PFOS (sprich: Pifos, steht für Perﬂuoroctansulfonsäure) haben gefragte Eigenschaften: Ähnlich wie Seifen reduzieren sie die Oberﬂächenspannung von Wasser und sind zugleich wasser- und fettabstossend. PFOS sind ausserordentlich stabil und widerstehen selbst aggressivsten Chemikalien. Als grenzﬂächenaktive Stoffe wirken sie schon in kleinsten Mengen und wurden bislang breit eingesetzt: in Bodenpﬂegemitteln, Textilien, Teppichen und Verpackungen, wo sie die Oberﬂäche vor Verschmutzung schützen. Ein wichtiges Anwendungsgebiet ist auch die Brandbekämpfung, insbesondere bei Tankanlagen mit brennbaren Flüssigkeiten. Ausserdem werden PFOS bei zahlreichen industriellen Prozessen als Hilfsstoffe verwendet. PFOS ﬁelen lange durch das Sieb der Früherkennung von Schadstoffen, weil sie nicht in grossen Mengen produziert werden und in der Umwelt schwer nachzuweisen sind. In LangzeitTierversuchen bewirkten sie dann aber Veränderungen der Schilddrüsenhormone bei Affen und Vergiftungserscheinungen in der Leber von Ratten bis hin zu bösartigen Tumoren. Ob und wie sich die tierexperimentellen Befunde auf Menschen übertragen lassen, ist ungewiss. Jedenfalls



reichern sich PFOS über die Nahrungskette an und zeigen eine extrem lange Verweildauer im menschlichen Körper. PFOS passieren Kläranlagen ohne Abbau und gelangen mit dem gereinigten Abwasser ins Oberﬂächenwasser, dann ins Grundwasser und schliesslich ins Trinkwasser. Von dort lassen sie sich nur aufwendig mit Aktivkohleﬁltern beseitigen. Wie lässt sich die Verbreitung dieser Schadstoffe wirksam reduzieren? Der weltweit wichtigste Hersteller von PFOS hat 2001 die Produktion freiwillig eingestellt. In der Schweiz sollen sie mit der laufenden 2. Revision der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRV) 2010 weitgehend verboten werden. Übergangsfristen sind für die grossen Lager mit PFOS-haltigen Feuerlöschschäumen vorgesehen, Ausnahmen für galvanische und fotograﬁsche Prozesse, wo geeignete Ersatzstoffe immer noch fehlen. Im Weitern ist das BAFU daran, eine Stoffﬂussanalyse über PFOS in der Schweiz zu erstellen. Und dennoch – mit den schon freigesetzten PFOS werden wir noch lange leben müssen. Georg Ledergerber www.umwelt-schweiz.ch/magazin2009-2-17
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